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Das Sozialgesetzbuch und sein Allgemeiner Teil 
Von Professor Dr. Hans F. Zacher, Universität München 
I. Vorbemerkungen 
Zu Anfang dieses Jahres ist der Allgemeine Teil des 
Sozialgesetzbuches [SGB] in Kraft getreten1 - gewürdigt 
als „Hoffnung für Millionen", 2 als „ein Werk von histori-
scher Bedeutung"3 oder auch als „ein entscheidender 
Schritt zu einer notwendigen Sozialreform",4 von dem 
zentralen Experten des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, Ministerialrat Dr. Karl Hauck,* freilich 
schlichter als „Vereinfachung des Rechts"6 avisiert. Wie 
auch immer Leistung und Wirkung des SGB - und insbe-
sondere dessen, was bisher von ihm sichtbar ist - jetzt 
1 Sozialgesetzbuch (SGB) - Allgemeiner Teil - vom 11. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3015). Im Folgenden auch abgekürzt als SGBAT. Zum 
Inkrafttreten s. Art. II § 23 dieses Gesetzes. 
2 Joachim Dauhs, Ein Sozialgesetzbuch - Hoffnung für Millionen, 
Zeitschrift für Sozialreform, 22. Jahrg. (1976) S. 9 f. 
3 Eugen Glombig, Ein Werk von historischer Bedeutung, ebd. S. 15 ff. 
4 Harry Rohwer-Kahlmann, Die Sozialgerichtsbarkeit, 23. Jahrg. (1976) 
S. 41 ff. 
5 Dr. Hauck war von den Anfängen bis 1975 der für die Arbeiten am 
SGB zuständige Referent des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung. 
6 Karl Hauck, Vereinfachung des Rechts, Bundesarbeitsblatt, 1976 
S. 78 ff. 
und künftig zu bewerten sind: sicher handelt es sich um 
eine grundlegende Veränderung der juristischen, wohl 
auch, wenn nicht sogar vor allem, der rechts- und sozial-
psychologischen Szenerie des deutschen Sozialrechts. Mit 
dem Inkrafttreten des Allgemeinen Teils ist diese Verän-
derung der Szenerie unaufhaltsam begonnen worden. Die 
Eigendynamik dieses Anfanges würde sich sicher auch 
dann durchsetzen, wenn im Herbst die Bundesregierung 
von anderen politischen Kräften gebildet würde, als den-
jenigen, die 1969/70 die Arbeiten am SGB aufnahmen. Das 
gilt um so mehr, als sich bei den bisherigen Arbeiten am 
SGB alle im Bundestag vertretenen Parteien als im wesent-
lichen einmütig zeigten.7 
Des so ins Werk gesetzten SGB an diesem Orte zu 
gedenken, ist aus zwei Gründen geboten. Der erste Grund 
ist ein persönlicher. Der Jubilar, dem dieses Sonderheft der 
Bayerischen Verwaltungsblätter gewidmet ist, hat sich im-
mer wieder dem Sozialrecht zugewandt - ja er zählte in den 
langen Zeiten, in denen wissenschaftliche Autoren sich 
7 S. dazu Hans F. Zacher, Materialien zum Sozialgesetzbuch, Lose-
blatt, 1974 ff., Stand 1976 [im Folgenden: Materialien], insbes. Teil D. 
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kaum um das Sozialrecht bemühten, zu den seltenen Aus-
nahmen.8 
Der andere Grund, warum es angebracht ist, hier über 
das SGB zu berichten,9 ist der, daß das SGB die verschie-
denen Sozialleistungszweige zusammenzuführen sucht. 
Sozialleistungszweige wie Sozialhilfe, Jugendhilfe, Wohn-
geld und Ausbildungsförderung mögen dem Leserkreis der 
Bayerischen Verwaltungsblätter näher, Sozialversicherung, 
Arbeitsförderung oder Kriegsopferversorgung mögen ihm 
ferner gestanden haben. Das SGB aber nimmt Regelungen 
aller dieser Sozialleistungszweige auf. Man könnte auch 
sagen: Das SGB versucht, die alte Kluft zwischen Sozial-
leistungssystemen, die primär der allgemeinen Kommunal-
verwaltung und der allgemeinen Staatsverwaltung anver-
traut sind, und Sozialleistungssystemen, die primär Sonder-
verwaltungen (wie den Sozialversicherungsträgern, der Ar-
beitsverwaltung oder der Versorgungsverwaltung) aufge-
geben sind, zu überbrücken. Zumindest damit wird das 
SGB zu einem notwendigen Thema auch der allgemeinen 
Verwaltung. 
II. Die Gesamtkonzeption10 
1. Der Umfang der Materie 
Das SGB soll nicht das Sozialrecht von Grund auf neu 
gestalten oder auch nur schlechthin neu formulieren. Viel-
mehr knüpft es an die überkommenen Einheiten des 
positiven Rechts an. Diese sollen in einen einheitlichen 
Rahmen gestellt werden. Das Prinzip ist das der „Kodifi-
kation bei begrenzter Sachreform". Das bestimmt sowohl 
die äußere Abgrenzung des Sozialgesetzbuches als auch 
und vor allem seine innere Gliederung. 
8 Seit langem betreut Theodor Maunz als Mitherausgeber und Autor 
das Selbstverwaltungsrecht der Sozialversicherung: „Die Sozialver-
sicherung und ihre Selbstverwaltung", begründet von J. Eckert und 
H. Schraft (1951 ff.), seit 1963 herausgegeben von Theodor Maunz 
und Hans Schraft. Theodor Maunz ist auch, zusammen mit Hans 
Schraft, Mitherausgeber der Dokumentation „Die Sozialversicherung 
der Gegenwart" Bd. 1/2 (1963) bis Bd. 7 (1968), fortgeführt i. V. m. 
einem erweiterten Herausgeberkreis unter dem Titel „Die Sozialord-
nung der Gegenwart", Bd. 8 (1969) bis Bd. 12 (1973). Diese Doku-
mentation hat Maunz durch eine Reihe sozialrechtlicher Abhandlun-
gen bereichert: Die allgemeinen Verfassungsprinzipien des Grund-
gesetzes und die neuere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Sozialversicherung (Bd. 1/2, 1963, S. 7 ff.); Bundesverfassungsge-
richt und Sozialversicherung (Bd. 6, 1967, S. 31 ff.); Gesellschaft und 
Staat (Bd. 9, 1970, S. 33 ff.); Vorwort: Verwaltung im Bereich der 
Sozialordnung (Bd. 11, 1972, S. 7 ff.); der Richter in der Sozialord-
nung (Bd. 12, 1973, S. 35 ff.). Unter den zahlreichen Abhandlungen, 
die Theodor Maunz Themen gewidmet hat, die im weiteren Sinne 
zum Sozialrecht zu rechnen sind, seien hier aus jüngerer Zeit hervor-
gehoben: Die Verfassungsmäßigkeit von Krankenhausfinanzierungs-
gesetzen der Länder, Rechtsgutachten, Schriften der Deutschen Kran-
kenhausgesellschaft, Heft 8, 1973; Krankenhausreform als sozialrecht-
liche Gestaltung, Vierteljahresschrift für Sozialrecht, Bd. I, 1973, 
S. 267 ff.; Die Chancengleichheit im Bildungsbereich, in: Menschen-
würde und freiheitliche Rechtsordnung, Festschrift für Willi Geiger, 
1974, S. 545 ff. 
9 Eine Zusammenstellung des Schrifttums s. bei Zacher, Materialien, 
Teü B; eingehende Literaturhinweise s. ferner bei Helmar Bley, in: 
Sozialgesetzbuch/Sozialversicherung, Kommentar zum gesamten Recht 
der Sozialversicherung einschließlich zwischenstaatlicher Abkommen 
und internationaler Übereinkommen, 1976 [im folgenden: Bley, 
SGB]. An Kommentaren zum Sozialgesetzbuch sind darüber hinaus 
bisher noch erschienen (oder haben angefangen zu erscheinen): Karl 
Hauck - Hartmut Haines, Sozialgesetzbuch, 1976; Sozialgesetzbuch 
für die Praxis, herausgegeben von Kurt Jahn unter Mitarbeit von 
Gustav Figge, Lutz Menard, Günther Wältermann und Dietrich 
Wiegand, 1976; Horst Peters, Sozialgesetzbuch, 1976; Lothar Schmitt, 
Sozialgesetzbuch, 1976; Dieter Giese, Sozialgesetzbuch - Allgemeiner 
Teü, 1976. Obwohl eine Rezension nicht in der Absicht dieser Zeüen 
liegen kann, muß bemerkt werden, daß zwischen diesen Kommenta-
ren wesentliche Unterschiede der Aufgabenstellung, zwischen den 
Kommentaren und mitunter auch innerhalb der Kommentare aber 
auch deutliche Unterschiede der Qualität zu beobachten sind. Positiv 
seien hier vor allem zwei Werke hervorgehoben. Der Kommentar von 
Hauck und Haines ist der authentische Referentenkommentar (s. a. 
Anm. 5). Für Helmar Bley ist das Sozialgesetzbuch gleichsam der 
äußere Anlaß, eine ebenso kreative wie genaue systematische Durch-
forstung des deutschen Sozialrechts vorzulegen. Indem er es versteht, 
das SGB in seine weitgespannten und gehaltvollen Konzeptionen des 
deutschen Sozialrechts (s. a. Helmar Bley, Sozialrecht, 1974) einzube-
ziehen, wirkt in seiner systematischen Erläuterung das Gesetz - eine 
rechtliche Grunderfahrung bestätigend - heute schon vielfach weiser 
als der Gesetzgeber. 
10 S. dazu genauer Zacher, Materialien a.a.O. TeÜ A; Hauck, in Hauck-
Haines, a.a.O., E 050 ff. 
In diesem Sinne soll das SGB die wichtigsten, geschlos-
senen Bereiche des Sozialleistungsrechts des Bundes zusam-
menfassen. Ausgeklammert sind Bereiche, die von histo-
risch abgeschlossener Bedeutung sind, wie das Lastenaus-
gleichsrecht. Die Kriegsopferversorgung entging diesem 
Schicksal, indem ihr als sozialem Entschädigungsrecht - un-
ter Hereinnahme zahlreicher „Anschlußregelungen" wie der 
Versorgung Wehrpflichtiger, des Impfschädenrechts, der 
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten usw. - eine Zu-
kunftsorientierung in eine Friedensgesellschaft hinein gege-
ben wurde. Die Kodifikation beschränkt sich auf Bundes-
recht. Die Grenzen zwischen Bundes- und Landesrecht im 
Sozialrechtsbereich zu verschieben, war und ist nicht beab-
sichtigt. Damit bleiben für Bayern z. B. auch die komple-
mentären Systeme sozialer Sicherung unberührt, die der 
Verwaltung der Bayerischen Versicherungskammer anver-
traut sind.1 1 Anders als das Verwaltungsverfahren soll das 
Gerichtsverfahren nicht in das SGB aufgenommen werden. 
Positiv soll das Sozialgesetzbuch sich erstrecken auf: 
Ausbildungsförderung, Arbeitsförderung und Arbeitslosen-
versicherung, Sozialversicherung, Kranken-, Unfall- und 
Rentenversicherung (einschließlich Altershilfe für Land-
wirte), Kriegsopferversorgung (einschließlich der „An-
schlußregelungen" etwa des Soldatenversorgungsgesetzes, 
des Bundesgrenzschutzgesetzes usw., nunmehr auch des 
Gesetzes über die Entschädigung für Opfer von Gewalt-
taten), das Kindergeldrecht, das Wohngeldrecht, die Ju-
gendhilfe und die Sozialhilfe. 
Abgrenzungsschwierigkeiten bereiten nicht zuletzt die 
Arbeiten am Arbeitsgesetzbuch. Sie setzten zugleich mit 
den Arbeiten am SGB ein, was von vorneherein bedeutet, 
daß das Sozialrecht als Gegenstand des SGB das Arbeits-
recht nicht mit einschließt. Die Arbeiten am Arbeits-
gesetzbuch haben jedoch noch zu keinem förmlichen Ge-
setzgebungsverfahren geführt. Sobald diese Arbeiten wei-
ter vorangeschritten sind, kann es notwendig sein, die 
Zuordnung einzelner Vorschriften etwa des Lohnfortzah-
lungsgesetzes, des Schwerbehindertengesetzes oder des 
Mutterschutzgesetzes noch einmal zu überprüfen. 
Ein anderes Problem ist, daß künftig - je vollständiger 
das SGB sein wird, je mehr - jeder neuer Akt der Sozial-
gesetzgebung die Alternative auf werf en wird: Novellie-
rung des SGB (und damit möglicherweise interne Um-
schichtung, textliche „Verwerfungen", Beeinträchtigung der 
Transparenz usw.) oder Sondergesetz (und damit erneute 
Zersplitterung des Sozialrechts)? Daß nicht zuletzt die 
politische Optik immer wieder zu Sondergesetzen anreizen, 
ja Sondergesetze aufdrängen wird, wird zu einer ständigen 
Bedrohung für die Geschlossenheit des Sozialrechts im 
SGB werden. 
2. Die Gliederung des SGB 
Die innere Gliederung des SGB muß der Selbständig-
keit der einzelnen Regelungskomplexe Rechnung tragen 
und davon ausgehen, daß sie auch künftig eine unterschied-
liche, zumeist rasche Entwicklung nehmen werden. Darum 
muß das SGB in Bücher gegliedert werden, deren Para-
graphen je selbständig durchgezählt werden. Wie schon 
aus dem Auftakt der Gesetzgebungsarbeiten durch den 
Allgemeinen Teil zu schließen ist, gliedert sich das SGB 
in einen Allgemeinen Teil und in Besondere Teile. Diese 
Besonderen Teile werden die einzelnen speziell sachre-
gelnden Bücher umfassen. Der „Allgemeine Teil" des 
SGB, wie er jetzt als positive Einheit der Gesetzgebung 
vorliegt, hat aber seinerseits noch nicht alle Regelungen 
11 S. dazu umfassend Hans Schmitt-Lermann, Hundert Jahre Bayerische 
Versicherungskammer, 3. Aufl. 1975. 
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zusammengefaßt, die in einem funktional-systematischen 
Sinn „Allgemeines" sind, d. h. für grundsätzlich alle 
Leistungsbereiche einheitlich gelten. Deshalb ist damit zu 
rechnen, daß dem SGB (zumindest) ein abschließendes 
Buch im Sinne einer Fortsetzung des „Allgemeinen Teils" 
(im positiv gegebenen gesetzestechnischen Sinn) mit Vor-
schriften über das Verwaltungsverfahren und die Bezie-
hungen der Leistungsträger zueinander und zu Dritten an-
gefügt wird. 
Die Reihenfolge der Bücher wird durch den Allgemeinen 
Teil, durch die in ihm enthaltenen sozialen Rechte (§§ 2— 
10) und Einweisungsnormen (§§ 19-20) sowie durch den 
Entwurf der Gemeinsamen Vorschriften für die Sozial-
versicherung12 angedeutet, der mit der Überschrift be-
ginnt: „Viertes Buch (IV): Sozialversicherung - Erstes 
Kapitel: Gemeinsame Vorschriften". Danach ist folgende 
Gesamtgestaltung des Sozialgesetzbuches zu erwarten: 
I . B u c h : A l l g e m e i n e r T e i l 
Das jetzt vorliegende Gesetz.13 
I I . B u c h : A u s b i l d u n g s f ö r d e r u n g 
In dieses Buch soll das Bundes-Ausbildungsföderungs-
gesetz eingegliedert werden, voraussichtlich aber nicht das 
Graduiertenförderungsgesetz. 
I I I . B u c h : A r b e i t s f ö r d e r u n g 
Hier soll das Arbeitsförderungsgesetz eingeordnet wer-
den, einschließlich der Arbeitslosenversicherung. Ob die 
sozialrechtlichen (nicht arbeitsrechtlichen) Elemente des 
Schwerbehindertengesetzes auch hierher gehören oder in 
einem besonderen Buch über die Rehabilitation Aufnahme 
finden, ist noch offen. 
I V . B u c h : S o z i a l v e r s i c h e r u n g 
Dieses Buch wird in ganz unverhältnismäßiger Weise das 
umfangreichste Buch des ganzen SGB werden. Es soll nicht 
nur die Nachfolge der Reichsversicherungsordnung antre-
ten, sondern auch die des Angestelltenversicherungs-
gesetzes, des Reichsknappschaftsgesetzes, des Handwerker-
versicherungsgesetzes, des Gesetzes über die Altershilfe für 
Landwirte, des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte und des Selbstverwaltungsgesetzes. Gedacht ist 
an vier Kapitel Das Erste Kapitel, die „Gemeinsamen 
Vorschriften für die Sozialversicherung", lag, wie schon 
bemerkt, bereits dem Bundestag vor. 1 4 Die weiteren drei 
Kapitel werden je der Krankenversicherung, der Unfall-
versicherung und der Rentenversicherung gewidmet sein. 
In welcher Weise dabei die alten Sondergesetze absorbiert 
werden können, wird - vor allem in der Rentenversiche-
rung - sicher noch Schwierigkeiten bereiten.15 
V . B u c h : S o z i a l e E n t s c h ä d i g u n g be i 
G e s u n d h e i t s s c h ä d e n 
Hier soll das Kriegsopferversorgungsrecht in der Er-
12 Bundestagsdrucksachen 7/4122 und 7/5457. Näheres s. Zacher, Mate-
rialien zum Sozialgesetzbuch, Teil D II. 
13 S. Anm. 1. Die parlamentarischen Arbeiten waren zu Beginn der 
Sommerpause bis zu einem Beschluß des Vermittlungsausschusses 
gediehen. 
14 Siehe noch einmal Anm. 12. 
15 Hauck, a.a.O., S. 16, schreibt dazu: „Im Sozialgesetzbuch, das der 
Vereinfachung des sozialen Rechts dient, dürfen aber z. B. die über-
einstimmenden Vorschriften der Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung, die im geltenden Recht gleichlautend in drei Gesetzen erschei-
nen, nur einmal aufgeführt werden, was im übrigen die derzeitige 
Gliederung der gesetzlichen Rentenversicherung nicht tangieren 
würde . . . Bei einer konsequenten Einhaltung dieses Prinzips kön-
nen im Bereich der Sozialversicherung von den z. Zt. bestehenden 
rund 2000 Gesetzesvorschriften etwa die Hälfte eingespart werden, 
was neben der rechtssystematischen Bereinigung auch ein Beitrag zur 
größeren Transparenz des Sozialrechts ist." 
Streckung aufgenommen werden, die es durch die zahl-
reichen „Anschlußregelungen" bereits gefunden hat.16 
V I . B u c h : K i n d e r g e l d 
Hier wird das Bundeskindergeldgesetz eingegliedert 
werden. 
V I I . B u c h : W o h n g e l d 
Hier wird das Zweite Wohngeldgesetz eingegliedert 
werden. 
V I I I . B u c h : J u g e n d h i l f e 
Hier soll das Jugendwohlfahrtsgesetz aufgenommen 
werden. Jedoch wird die Alternative zwischen der Auf-
nahme des geltenden, weithin als reformbedürftig betrach-
tenden Jugendwohlfahrtsgesetzes und dem Warten auf ein 
neues Jugendhilfegesetz, das zu erarbeiten sich bisher als 
außerordentlich schwierig erwiesen hat, noch Sorgen be-
reiten. Gegenwärtig sieht es so aus, als ob an dieser Stelle 
mit lang andauernder Unvollständigkeit des Sozialgesetz-
buches zu rechnen wäre. 
I X . B u c h : S o z i a l h i l f e 
Das ist der Ort des Bundessozialhilfegesetzes. 
X . B u c h : V e r w a l t u n g s v e r f a h r e n und 
B e z i e h u n g e n der L e i s t u n g s t r ä g e r z u e i n -
ande r und zu D r i t t e n . 
Hier handelt es sich um die schon erwähnte Fortsetzung 
des „Allgemeinen Teiles". Das Verwaltungsverfahrensrecht 
(möglicherweise das Erste Kapitel des X . Buches) wird 
voraussichtlich eine sozialrechtliche Variante zu dem A l l -
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz vom 25. Mai 1976 
sein. Die „Beziehungen der Leistungsträger zueinander 
und zu Dritten" (möglicherweise das Zweite Kapitel des 
X . Buches) werden zwar in Anlehnung an das Fünfte und 
Sechste Buch der Reichsversicherungsordnung geregelt 
werden. Jedoch wird es sich vielfach auch um originäre 
Regelungen handeln müssen. 
Ob es ein besonderes Buch über die Eingliederung Be-
hinderter geben wird, ist auf neue Weise zweifelhaft, nach-
dem die im Regierungsentwurf eines Allgemeinen Teils 1 7 
vorgesehenen zusätzlichen „Gemeinsamen Bestimmungen 
für die Eingliederung Behinderter" (§§ 68-71 a.a.O.) nicht 
Gesetz geworden sind. 1 8 
DI. Der Allgemeine Teil des Sozialgesetzbuches 
1. Der vordergründige Bestand 
Das Gesetz besteht aus zwei Artikeln. Artikel I enthält 
das, was künftig Bestandteil des SGB sein soll. Artikel II 
enthält das Übergangsrecht. Leider hat der Gesetzgeber 
diese beiden Teile nicht auch durch die adäquate Gestal-
tung der Überschriften sinnfällig voneinander geschieden. 
Das Gesamtgesetz nennt er „Sozialgesetzbuch (SGB) -
Allgemeiner Teü - " . Dem „Artikel I" folgt dann die Über-
schrift „Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I) Allge-
meiner Teil". Dem „Artikel II" folgt die Überschrift 
„Übergangs- und Schlußvorschriften". 
Insgesamt enthält das Gesetz 90 Paragraphen. Unter 
diesen 90 Paragraphen finden sich 38 Paragraphen, die 
nicht Deklamationen oder Übergangsrecht enthalten. Als 
„Allgemeiner Teil" für ein Gesetzeswerk, das mehrere 
tausend Paragraphen alten Rechts neu kodifizieren soll, 
ist das bedenklich wenig. 
16 Art. II § 1 Nr. 11 des SGB AT nennt folgende Bestimmungen: § 80 
des Soldatenversorgungsgesetzes, § 59 Abs. 1 des Bundesgrenzschutz-
gesetzes, § 47 des Zivildienstgesetzes, § 51 des Bundesseuchengesetzes 
und §§ 4 und 5 des Häftlingshilfegesetzes. Mittlerweile ist noch § 1 
Abs. 1 des Gesetzes über die Entschädigung für Opfer von Gewalt-
taten hinzugekommen. 
17 S. Zacher, Materialien zum Sozialgesetzbuch, Teü D i l . 
18 S. dazu eingehender Hauck, a.a.O., S. 20 f. 
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Die äußere Gliederung des Artikels I - also des blei-
benden „Allgemeinen Teiles" des SGB - wird bei genaue-
rem Zusehen der Sache nicht immer gerecht. Ein I. Ab-
schnitt trägt die Überschrift „Aufgaben des Sozialgesetz-
buches und soziale Rechte" (§§ 1-10). Ihm folgt ein II. 
Abschnitt mit der Überschrift „Einweisungsvorschriften". 
Er zerfällt in einen 1. Titel „Allgemeines über Sozial-
leistungen und Sozialleistungsträger" und einen 2. Titel 
über „Einzelne Sozialleistungen und zuständige Leistungs-
träger". Der erste Titel enthält Definitionen (§§ 11, 12) 
und eine erste Gruppe von Sachregelungen (§§ 13-17). 
Der 2. Teil dagegen nimmt das Thema der einzelnen 
sozialen Rechte des I. Abschnittes (§§ 3-10) auf, indem 
er jedem sozialen Recht hinzufügt, welche gesetzlichen 
Regelungen und Zuständigkeiten ihm entsprechen (§§18 -
29). Der III. Abschnitt trägt die Überschrift „Gemein-
same Vorschriften für alle Sozialleistungsbereiche dieses 
Gesetzbuchs" - als ob nicht auch alle anderen Abschnitte 
solche Vorschriften wären! Er zerfällt in drei Titel: 1. Titel 
„Allgemeine Grundsätze", 2. Titel „Grundsätze des 
Leistungsrechts" und 3. Titel „Mitwirkung des Leistungs-
berechtigten". Zumindest die Absonderung des 1. Titels 
des II. Abschnitts („Allgemeines über Sozialleistungen und 
Leistungsträger") von dem 1. und 2. Titel des III. Ab-
schnittes leuchtet dabei ebenso wenig ein wie die Trennung 
der „sozialen Rechte" (§§ 3-10) von den Vorschriften über 
„einzelne Sozialleistungen und zuständige Leistungs-
träger" (§§ 18-29). Die Aussageschwäche der Überschriften 
entspricht der sachlichen Schwäche der Einteilungen. 
Besser gelang es und offenbar einfacher war es auch, 
den Artikel II zu strukturieren. Er umschreibt in einem 
I. Abschnitt die „Besonderen Teile des Sozialgesetzbuchs" 
(§ 1) - d. h. die Gesetze, die bis auf weiteres an die Stelle 
der noch zu schaffenden Besonderen Teile des Sozial-
gesetzbuches treten. Der II. Abschnitt über „Änderung von 
Gesetzen" bringt Anpassungsvorschriften sowohl gegen-
über den eingegliederten Gesetzen (§§ 2-14) als auch ge-
genüber der Zivilprozeßordnung und dem Sozialgerichts-
gesetz (§§ 15, 16). Der III. Abschnitt enthält intertempo-
räres Recht: „Überleitungsvorschriften" zu der neu einge-
führten Verjährung (§ 17), zu den neuen Vorschriften 
über Übertragung, Verpfändung und Pfändung (§ 18), 
über die Vererbung (§ 19) und über neue Bestimmungen 
und Bezeichnungen (§ 20). Der IV. Abschnitt endlich ent-
hält „Schlußvorschriften": Stadtstaatenklausel (§ 21), 
Berlinklausel (§ 22) und die Vorschrift für das Inkraft-
treten (§ 23), die eigentümlich differenziert. Neben dem 
1. Januar 1976 als allgemeinen Termin des Inkrafttretens 
(Abs. 1 Satz 1) nennt sie für einzelne krankenversicherungs-
rechtliche Vorschriften vorgezogene Termine des Inkraft-
tretens (Abs. 1 Satz 2), vor allem aber für die Verzinsung 
den aufschiebenden Termin des 1. Januar 1978 (Abs. 2), 
der eine Anpassung der Finanzverhältnisse der Sozial-
leistungsträger an diese neue Belastung ermöglichen soll. 
2. Perspektiven einer sachlich-funktionalen Analyse 
Befriedigt also die äußere Gliederung des Gesetzes das 
Bedürfnis nach sachlicher Information über Aufgaben, 
Eigentümlichkeiten und Zusammengehörigkeiten der 
einzelnen Vorschriften nicht ganz, so muß versucht werden, 
zusätzliche Zugänge einer differenzierenden Erfassung des 
Gesetzes zu erschließen. In diesem Sinne bietet es sich an, 
das Gesetz einzuteilen in: 
- Die allgemeine programmatische Umschreibung des 
Werthorizonts des SGB und wohl des ganzen deutschen 
Sozialrechts (§ 1): menschenwürdiges Dasein, freie Ent-
faltung der Persönlichkeit, insbesondere auch für junge 
Menschen, Schutz der Familie, Erwerb des Lebensunter-
halts durch freigewählte Tätigkeit; soziale Gerechtigkeit 
und Sicherheit, Vorsorge gegen die besonderen Belastun-
gen des Lebens und Ausgleich derselben durch Soziallei-
stungen, und zwar ausdrücklich auch durch soziale Dienste 
und Einrichtungen und erzieherische Hilfen. 
- Definitionen der sozialen Rechte (§ 2), Leistungsarten 
(§ 11) und Leistungsträger (§ 12). 
- Die sozialen Rechte (§§ 3-10) und die korrespondie-
renden Einweisungsnormen (§§ 18-19). 
- Die eigentlichen Sachregelungen (§§ 13-17, 30-67) 
und die Überleitungsvorschriften hierzu (Art. II §§ 17 bis 
20).i» 
- Die Substitution der noch nicht vorhandenen Besonde-
ren Teile durch die Gesetze, die in die Besonderen Teile 
überführt werden sollen (Art. II § 1), und die Vorschriften 
zur sachlichen Einfügung dieser Gesetze (Art. II §§ 2-14). 
- Die Änderung weiterer Gesetze (Art. II §§ 15,16) und 
die Schlußvorschriften (Art. II §§ 21-23). 
Noch gröber können die Vorschriften eingeteilt werden 
in: 
-Vorschriften, die den Besonderen Teilen Gemeinsames, 
Allgemeines voranstellen:20 das Zentralprogramm des § 1, 
die Definitionen jedenfalls der Leistungsarten und -träger 
(§§ 11, 12) und die eigentlichen Sachregelungen (§§ 13-17, 
30-67) sowie die Überleitungsvorschriften hierzu (Art. II 
§§ 17-20); 
- Vorschriften, die orientierend und verfügend auf die 
Besonderen Teile hinführen:21 die sozialen Rechte und Ein-
weisungsnormen (§§ 2-10,18-29), und die Substitution der 
Besonderen Teile durch bestehende Gesetze (Art. II § 1) 
sowie Änderungen derselben (Art. II §§ 2-14). 
3. Der Vierschritt der orientierenden und verfügenden 
Bestimmungen über den Geltungsbereich 
a) Der Charakter der „sozialen Rechte"22 
Das richtige Verständnis des Allgemeinen Teils des SGB 
setzt gewissermaßen die Hinnahme und das Ernstnehmen 
einer zentralen Enttäuschung voraus. Sie besteht darin, daß 
die „sozialen Rechte" keine Rechte sind, ja nicht einmal die 
Deklamation von Rechten, daß sie vielmehr nur auf Rechte 
gewährende Regelungen hinführen sollen. „Soziale Verfas-
sungsrechte" - wie sie sich etwa in der Weimarer Verfas-
sung gefunden haben oder in der Bayerischen Verfassung 
finden,28 kann das SGB nicht enthalten. Dazu fehlt ihm 
der Verfassungsrang. Den detaillierten Regelungen der ein-
zelnen Leistungsbereiche kann es mit den „sozialen Rech-
ten" nicht vorgreifen, ohne hoffnungslose Konfusion zu 
schaffen. Dazu kommt immer wieder das Kernproblem al-
ler „sozialen Rechte", daß Rechtsnormen die Potentiale, 
die zur Erfüllung sozialer Erwartungen und Ansprüche 
nötig sind, nur sehr begrenzt beherrschen können. Und so 
beschränkt sich der Regierungsentwurf darauf, rein infor-
19 Hier und im Folgendem werden grundsätzlich Vorschriften des All-
gemeinen Teils ohne Hinweis auf Art. I, Überleitungsvorschriften 
dagegen mit Art. II zitiert. 
20 S. u. 4. 
21 S. u. 3. 
22 S. dazu statt älteren Schrifttums etwa Detlef Merten, Zur Problema-
tik der Aufnahme sozialer Rechte in das Sozialgesetzbuch, Blätter für 
Steuerrecht, Sozialversicherung und Arbeitsrecht, 30. Jhg. (1975) S. 
357 ff.; Bernd von May dell, Die „sozialen Rechte" im Allgemeinen 
Teü des Sozialgesetzbuches, DVB1. 1976, 1 ff. Zur Meinung des Ver-
fassers s. ergänzend: Materialien S. A 45 ff., 63 ff. 
23 S. dazu Hans F. Zacher, Zur sozialen Programmatik der Bayerischen 
Verfassung, in: Verfassung und Verfassungsrechtsprechung, Fest-
schrift zum 25jährigen Bestehen des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs, 1972, S. 95 ff. 
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matorische „Rechte" - genauer wohl: Rechtshinweise - zu 
gewähren. Aus den sozialen Rechten des SGB könnten 
„Ansprüche nur insoweit geltend gemacht oder hergeleitet 
werden, als deren Voraussetzungen und Inhalt durch die 
Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuchs im 
einzelnen bestimmt sind". 2 4 
Der federführende Sozialpolitische Ausschuß des Bun-
destages wollte sich damit freilich nicht begnügen. Er fügte 
deshalb dem § 2 einen Absatz 2 hinzu: „Die nachfolgenden 
sozialen Rechte sind bei der Auslegung der Vorschriften 
dieses Gesetzbuches und bei der Ausübung von Ermessen 
zu beachten; dabei ist sicherzustellen, daß die sozialen 
Rechte möglichst weitgehend verwirklicht werden."25 Auch 
dieser Zusatz ist Gesetz geworden. Zu welchen Uberspan-
nungen und Konflikten er führt, bleibt abzuwarten. 
Dominierend jedenfalls bleibt die Negation des An-
spruchscharakters. § 2 Satz 2 des Regierungsentwurfs 
wurde als § 2 Abs. 1 Satz 2 Gesetz. Und er findet sich be-
kräftigt in § 11 Satz 1, wonach (nur) die gesetzlich vorge-
sehenen Dienst-, Sach- und Geldleistungen Gegenstand der 
sozialen Rechte sind, und in § 31, wonach „Rechte und 
Pflichten in den Sozialleistungsbereichen dieses Gesetz-
buches . . . nur begründet, festgestellt, geändert oder auf-
gehoben werden" dürfen, „soweit ein Gesetz es vorschreibt 
oder zuläßt." 
Im einzelnen sind die „sozialen Rechte von recht unglei-
chem Zuschnitt. Das Recht auf Ausbildungsförderung (§ 3 
Abs. 1) schließt von der sozialen Situation der Ausbildung 
und der Bedürftigkeit auf das Recht auf individuelle För-
derung. Das Recht auf Arbeitsförderung (§ 3 Abs. 2) 
schließt von der Teilnahme am Arbeitsleben auf - spezifi-
zierte - Rechte auf Beratung, Förderung, Arbeitsvermitt-
lung, Schutz bei Arbeitslosigkeit und bei Zahlungsunfähig-
keit des Arbeitgebers. Das Recht auf Sozialversicherung 
(§ 4) ist gespalten. Im Rahmen des Gesetzes bestehe ein 
Recht auf Zugang zur Sozialversicherung (Abs. 1). Sodann: 
„Wer in der Sozialversicherung versichert" sei, habe „im 
Rahmen der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Renten-
versicherung" entsprechende Rechte auf notwendige Maß-
nahmen und „wirtschaftliche Sicherung" (Abs. 2). Das 
Recht auf soziale Entschädigung bei Gesundheitsschäden 
(§ 5) 2 8 setzt voraus, daß „die staatliche Gemeinschaft in 
Abgeltung eines besonderen Opfers oder aus anderen 
Gründen nach versorgungsrechtlichen Grundsätzen ein-
steht". Das „Recht" schließt also von dem schon einge-
räumten Anspruch auf Versorgung auf das „Recht" auf 
„soziale Entschädigung" zurück. A m großzügigsten for-
muliert ist das Recht auf „Minderung des Familienauf-
wands" (§ 6): „Wer Kindern Unterhalt zu leisten hat oder 
leistet, hat ein Recht auf Minderung der dadurch ent-
stehenden wirtschaftlichen Belastungen." Hinsichtlich des 
Wohngeldes (§ 7) wird von der sozialen Situation unzu-
mutbaren Wohnaufwandes auf ein Recht auf Zuschuß ge-
schlossen. Die sozialen Rechte auf Jugendhilfe (§ 8) und 
Sozialhilfe (§ 9) entsprechen weitgehend Vorbildern im Ju-
gendwohlfahrtsgesetz (§ 1) und im Bundessozialhilfegesetz 
(§§ 1 ff.). Dabei genügt § 8 der Status des „jungen Men-
24 § 2 Satz 2 des Regierungsentwurfs eines Allgemeinen Teils = § 2 
Abs. 1 Satz 2 SGBAT. S. Materialien, Teil D I 1 S. 5. 
25 Beschlüsse des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Aus-
schuß), Deutscher Bundestag, Drucksache 7/3738 (abgedruckt in: Ma-
terialien Teü D I 3 S. 5). 
26 S. zu den Vorerwägungen (die von der weiteren Entwicklung, extrem 
vereinfachend, in Richtung auf eine Gleichstellung von sozialem Ent-
schädigungsrecht und erweiterter Kriegsopferversorgung überholt wur-
den): Hans F. Zacher, Die Frage nach der Entwicklung eines sozia-
len Entschädigungsrechts, D ö V 1972, S. 461 ff. Zum jetzigen Stand 
der Meinungen s. etwa Bley, SGB zu § 5. 
sehen", um ein Recht auf Förderung und Erziehung daran 
zu knüpfen. § 9 schließt demgegenüber von der sozialen 
Bedürftigkeit auf ein Recht auf bedarfsgerechte, zur Selbst-
hilfe befähigende, gesellschaftliche Teilhabe ermöglichende 
persönliche und wirtschaftliche Hilfe zur Führung eines 
menschenwürdigen Lebens. Das Recht auf Eingliederung 
Behinderter endlich (§ 10) schließt vom Tatbestand der 
Behinderung auf „ein Recht auf die Hilfe, die notwendig 
ist, um 1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu 
bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Fol-
gen zu mindern", und 2. dem Behinderten „einen seinen 
Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz in der 
Gemeinschaft, insbesondere im Arbeitsleben, zu sichern." 
Diese Andeutungen zeigen, daß die §§3-10 schon ihrer 
Fassung nach nicht geeignet sind, gleichermaßen veritable 
„soziale Rechte" im Sinne verbindlicher, gar subjektiv be-
rechtigender Verbürgungen zu gewähren. Erstaunlicher 
aber ist, daß sie auch den Informationswert, der ihre zen-
trale Rechtfertigung sein soll, so nicht haben können. Sie 
verknüpfen nicht etwa typische elementare Situationen 
notwendigen sozialpolitischen Eingreifens mit jeweils der 
Zusage aller einschlägigen und notwendigen Maßnahmen 
der Abhilfe. Sie sind nicht linear durchkomponiert: etwa 
im Sinne des kausal-finalen Ansatzes der Vorsorge gegen 
soziale Risiken (wie Krankheit, Invalidität usw.); oder im 
Sinne der kausalen Rechtfertigung von Leistungszusagen 
(wie sie sich evident im sozialen Entschädigungsrecht, § 5, 
findet); oder im Sinne des finalen Ansatzes, daß die Fähig-
keit, bestimmte soziale Ziele (wie eine angemessene Woh-
nung) zu erreichen, durch öffentliche Maßnahmen substi-
tuiert werden muß, wo sie dem einzelnen sonst fehlt; oder 
auch im Sinne eines instrumentalen Ansatzes, wenn etwa 
einem sozialen Problem (z. B. der Krankheit) generell 
durch eine soziale Einrichtung (z. B. einen staatlichen Ge-
sundheitsdienst) begegnet wird - . Um es noch deutlicher 
zu sagen: diese „sozialen Rechte" lösen die komplexe in-
stitutionelle Bündelung von sozialen Situationen, bedürfti-
gen und zu schützenden Personengruppen, Maßnahmen, 
Leistungen und Institutionen, Zwecken, Ursachen und In-
strumenten, die für unser historisch gewachsenes „geglie-
dertes Sozialleistungssystem" so kennzeichnend ist, nicht 
auf. Sie überhöhen sie. 
b) Die Einweisungsnormen 
Dem entspricht denn auch, daß der Gesetzgeber die „In-
formation", die er mit den sozialen Rechten begonnen hat, 
durch die überaus exakte Verweisung auf bestehende ge-
setzliche Regelungen fortführt. Das geschieht in den Ein-
weisungsvorschriften über „einzelne Sozialleistungen und 
zuständige Leistungsträger" (§§ 18-29). Dort wird etwa 
gesagt, „nach dem Recht der Ausbildungsförderung kön-
nen Zuschüsse und Darlehen für den Lebensunterhalt und 
die Ausbildung in Anspruch genommen werden (§§1, 8-17 
Bundesausbildungsförderungsgesetz)" (§ 18 Abs. 1). Und 
dem so allgemein formulierten Recht auf Minderung des 
Familienaufwands entspricht § 25: „(1) Nach dem Kinder-
geldrecht kann grundsätzlich für jedes Kind Kindergeld in 
Anspruch genommen werden (§§ 1-10 Bundeskindergeld-
gesetz). (2) Zuständig sind die Arbeitsämter." So stellen 
sich „soziales Recht" und „Einweisungsvorschrift" glei-
chermaßen als die zwei Einleitungsparagraphen oder auch 
nur als zwei Abschnitte einer Präambel zu den jeweiligen 
Besonderen Büchern dar. Nur hinsichtlich der Eingliede-
rung Behinderter versagt dieses Prinzip. Dem Recht auf 
Eingliederung Behinderter (§ 10) entspricht keine überkom-
mene komplexe Regelungseinheit. Deshalb verweist die 
Einweisungsvorschrift (§ 29) auf die anderen Einweisungs-
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Vorschriften und die in den dort in Bezug genommenen 
Vorschriften zugesagten, in § 29 ausführlich katalogisierten 
Rehabilitationsleistungen. 
c) Soziale Rechte, Einweisungsvorschriften und 
Besondere Teile 
Je ärmer an Rechtswirkung somit „soziale Rechte" und 
„Einweisungsvorschriften" sind, um so mehr kommt die 
Verantwortung für die Realität des SGB auf die Besonde-
ren Teile zu. Damit richtet sich der Blick auf Art. II des 
Gesetzes. Und damit bekommen diese „Übergangs- und 
Schlußvorschriften" im gegenwärtigen Stadium der Ge-
setzgebung auch eine ganz außergewöhnliche Bedeutung. 
Nach § 1 des Art. II gelten eine Reihe dort enumerierter 
Gesetze als Besondere Teile des SGB. Und die §§ 2-14 
xies Art. II bringen diese Gesetze dann auch unmittelbar 
auf einen Stand, der dem der Vorschriften des Art. I ent-
spricht. 
Das alles zusammen vermittelt den Eindruck eines eigen-
tümlichen Vierschrittes des Gesetzgebers, dessen zwei erste 
Schritte („soziales Recht" und „Einweisungsvorschrift") im 
Art. I, dessen zwei letzte Schritte (Zuordnung bestehender 
Gesetze als Besondere Teile des SGB und Anpassung dieser 
Gesetze an das SGB) im Art. II vorgenommen werden. In 
diesem Sinne werden verknüpft: 
- Recht auf Ausbildungsförderung und Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (Art. I §§ 3, Abs. 1, 18, Art. II § 1 
Nr. 1, § 2); 
- Recht auf Arbeitsförderung, Arbeitsförderungsgesetz 
und Schwerbehindertengesetz (Art. I §§ 3, 19, 20, Art. II 
§ 1 Nr. 2 und 3, § 3); 
- Recht auf Sozialversicherung und gesetzliche Vor-
schriften über Krankenversicherung, Unfallversicherung, 
Rentenversicherung und Altershilfe für Landwirte (Art. I 
§§ 4,21-23, Art. II § 1 Nr. 4-10, §§ 4-8). 
- Recht auf soziale Entschädigung bei Gesundheitsschä-
den und Bundesversorgungsgesetz (nebst Anschlußregelun-
gen und Nebengesetzen) (Art. I §§ 5, 24, Art. II § 1 Nr. 11, 
12, §§9 ,10 ,11 und 18); 
- Recht auf Minderung des Familienaufwands und Bun-
deskindergeldgesetz (Art. I §§ 6, 25, Art. II § 1 Nr. 13, 
§ 12); 
- Recht auf Zuschuß für eine angemessene Wohnung 
und Zweites Wohngeldgesetz (Art. I §§ 7, 26, Art. II § 1 
Nr. 14, § 13); 
- Recht auf Jugendhilfe und Jugendwohlfahrtsgesetz 
(Art. I §§ 8, 27, Art. II § 1 Nr. 16); 
- Recht auf Sozialhilfe und Bundessozialhilfegesetz 
(Art. I §§ 9, 28, Art. II § 1 Nr. 15). 
Nur beim Recht auf Eingliederung Behinderter (Art. I 
§ 10) ergibt sich eine Spaltung. Die Einweisungsvorschrift 
verweist ausschließlich auf die anderen Sozialleistungsbe-
reiche (Art. I § 29). Art. II dagegen erwähnt ergänzend 
das Rehabilitationsangleichungsgesetz und das Gesetz über 
die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- und Wehr-
dienstbeschädigten usw. (§ 1 Nr. 17 und 18). 
4. Die Sachregelungen 
a) Die fragmentarische Natur 
Kommt sonach dem scheinbar spektakulärsten Teil des 
Allgemeinen Teiles, den „sozialen Rechten" kaum sach-
liche Bedeutung zu, so wächst die Erwartung, die in das 
gesetzt wird, was oben als „Sachnormen" angekündigt 
wurde. Sie bilden freilich nicht nur äußerlich, wie schon 
vermerkt, kein geschlossenes Ganzes. Sie sind es auch in 
der Sache nicht. Der Allgemeine Teil hat an Allgemeinem 
nicht das sachlich Gebotene, sondern das rascher Mach-
bare vorweggenommen. Der Gesetzgeber hat nicht dem 
Bedarf an allgemeinen Ordnungen nachgefragt und ver-
sucht, ihn zu befriedigen. Er hat den angetroffenen Rege-
lungsvorrat gesammelt und durchgesehen und an Hand 
der Kriterien der Vorfindlichkeit von Fertigem, der gerin-
geren Widerstände gegen Fixierung von Altem oder An-
ordnung von Neuem ausgewählt, was sich eignete, im A l l -
gemeinen Teil „verallgemeinert" zu werden.27 Das bedeu-
tet, daß allgemeine sozialrechtliche Normen nicht wirklich 
im Allgemeinen Teil des SGB konzentriert sind. Vielmehr 
konkurrieren als „Fundorte" allgemeiner sozialrechtlicher 
Normen andere „Allgemeine Teile" des SGB (die Gemein-
samen Vorschriften für die Sozialversicherung, vor allem 
auch das X . Buch über Verwaltungsverfahren und Bezie-
hungen der Leistungsträger untereinander und zu Drit-
ten), die Besonderen Teile (mit der in ihnen verbliebenen 
Fülle harmonischer, harmonisierter oder harmonisierba-
rer 2 8 Vorschriften gleichen oder verwandten Gegenstandes 
oder gleicher oder verwandter Funktion) und nach wie vor 
eine vermeidbare Masse von ungeschriebenem Recht, zu-
meist richterrechtlichem lückenfüllendem Normgut. 
Das bedingt in großem Maße Unausgewogenheiten und 
Mißverständlichkeiten. Ein Beispiel bietet etwa § 32. Er 
trägt die Überschrift „Verbot nachteiliger Vereinbarungen". 
Der Text aber spricht nur davon, daß „privatrechtliche Ver-
einbarungen, die zum Nachteil des Sozialleistungsberechtig-
ten von Vorschriften dieses Gesetzbuchs abweichen", nich-
tig sind. Man mag sich schon fragen, ob das überhaupt ein 
regelungsbedürftiges Problem ist. Warum aber werden 
öffentlich-rechtlicher Vertrag und Vergleich nicht erwähnt? 
Sie werden vermutlich im Verwaltungsverfahrensrecht (also 
in dem in Aussicht genommenen Zehnten Buch) behandelt. 
Der Verzicht auf Sozialleistungen aber ist im Allgemeinen 
Teil geregelt (§ 46). Als besonders wirkungsvoll erwies sich 
diese rechtspsychologisch erklärbare, rechtssystematisch je-
doch zufällige Eklektik in bezug auf § 30. Der Gesetzgeber 
glaubte, eine Aussage über den persönlichen und territoria-
len Geltungsbereich schuldig zu sein. Er knüpft deshalb die 
Geltung des Sozialgesetzbuches an den Wohnsitz oder den 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des Gesetzes 
(§ 30 Abs. 1). Dabei behielt er zwar die Geltung abwei-
chenden Rechts der Besonderen Teile vor (§ 30 Abs. 2). 
Die Regelung der Verzinsung aber findet sich im Allge-
meinen Teil (§ 44). Sollen nun Zinsen an Rentner im Aus-
land nicht gezahlt werden? 
Eine andere Schwäche ist, daß Zusammengehöriges 
selbst innerhalb des Allgemeinen Teiles nicht selten auf 
unerklärliche Distanz gebracht ist. Davon, daß das Verbot 
nachteiliger Vereinbarungen in § 32, der Verzicht in § 46 
geregelt ist, war schon die Rede. Ein anderes Beispiel ist 
etwa, daß das rechtliche Gehör (§ 34) getrennt von der 
Masse der verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften 
des Allgemeinen Teils (§§ 15-17) geregelt ist. 
Schon die ersten Monate der Anwendung haben gezeigt, 
daß die Verlustliste systematischer Vollständigkeit und 
systematisch richtiger Zuordnung groß ist, und daß sie bei 
weitem nicht nur theoretische Bedeutung hat. Das Heraus-
stellen von Normen als „allgemein" primär nach den Prin-
zipien der raschen Machbarkeit eines Allgemeinen Teiles, 
insbesondere der Vorfindlichkeit der Inhalte und des Kon-
27 S. ergänzend Materialien S. A 37 f. 
28 S. dazu Materialien S. A 42 ff., 51 ff. 
558 Zacher, Das Sozialgesetzbuch und sein Allgemeiner Teil BayVBl. 1976 Heft 17/18 
senses über ihre verallgemeinernde Überhöhung führte zur 
Isolierung, wo Einbettung von Zusammengehörigem not-
wendig gewesen wäre, zur Ansiedlung von sachlich Benach-
bartem in verschiedenen Ebenen - von allgemeinen und 
besonderen Regelungseinheiten, von geschriebenem und 
ungeschriebenem Recht - Das verursacht Interpretations-
schwierigkeiten und Reibungsverluste im Rechtsvollzug. 
Und es beeinträchtigt den Zweck der Kodifikation, das So-
zialrecht durchschaubar und verständlicher zu machen. 
b) Die positiven Züge der Kodifikation 
Doch können alle diese Bedenken und Zweifel an der 
Richtigkeit von Auswahl und Anordnung nicht verdun-
keln, daß gerade die Sachnormen Wichtiges, auch wichti-
ges Neues bringen. Hierin ist sogar der wesentliche Nutzen 
der Kodifikation zu sehen. 
Die Zusammenhänge, in denen die Prinzipien wertvoller 
Neugestaltung realisiert sind, entsprechen so gut wie nir-
gends der äußeren Einteilung des Gesetzes.29 Um so mehr 
drängt es sich auf, diese Sinnlinien durch das Gesetz hin-
durch zu verfolgen. 
aa) Einheit des Sozialleistungssystems 
Zu den bedenklichsten Nachteilen des geltenden deut-
schen Sozialrechts gehört seine gesetzestechnische und in-
stitutionelle Zersplitterung. Während das Leistungsniveau 
des deutschen Sozialrechts relativ hoch ist, leidet der Effekt 
sozialer Befriedung und Befriedigung nicht zuletzt unter 
dieser Zersplitterung. Darum ist jeder Schritt, die Ganz-
heit des Sozialleistungssystems besser zum Ausdruck zu 
bringen, wichtig. 
Das SGB dient dem schon durch sein zentrales Bemühen 
der Kodifikation des ganzen Sozialrechts. Darüber hinaus 
aber fördern diesen Zweck nun Vorschriften über zentrale 
Auskunftsstellen (§ 15), über die Zuständigkeit aller Sozial-
leistungsträger zur Entgegennahme von Anträgen (§ 16) 
und über die Zusammenarbeit der Sozialleistungsträger (§ 
17) einschließlich der „freien" Träger (§ 17 Abs. 3). Unter-
schätzt werden darf auch in diesem Zusammenhang nicht 
die Bedeutung der Vorschriften über vorläufige Leistungen 
(§ 43). Der Streit um die Zuständigkeit von Leistungsträ-
gern soll den Leistungsempfänger so wenig als möglich 
beeinträchtigen. Ergänzt werden diese Normen durch die 
Gleichstellung verschiedener Leistungsträger bei der Ver-
rechnung (§ 52). 
bb) Sozialrecht und Information 
Recht lebt nur, wenn und wie es gekannt und gewußt 
wird. Das ist für das Sozialrecht von ganz besonderer Be-
deutung. Während Recht sich sonst mitunter nur an be-
grenzte Kreise wendet, von denen auch erwartet werden 
kann, daß sie es kennen, richtet sich Sozialrecht auch und 
gerade an die Ärmsten der Armen, von denen mitunter 
gerade nicht erwartet werden kann, daß sie Zugang zu 
üblichen juristischen Informationsquellen und -kanälen 
haben. Sozialrecht muß daher in ganz besonderer Weise 
informatorisch gepflegt werden. Ein verwandtes Problem 
ist, daß die Differenziertheit eines entwickelten Soziallei-
stungssystems ihrerseits Unsicherheit und Schwierigkeiten 
der Vergewisserung schafft. 
Der Allgemeine Teil des SGB versucht gerade insofern 
durch eine umfassende Aufklärungs-, Beratungs- und Aus-
kunftspflicht (§§ 13-15) Abhilfe zu schaffen. Entfernt kann 
man auch die Gewährleistung der Anhörung Beteiligter 
(§ 34) in diesem Zusammenhang sehen - obwohl diese 
Vorschrift viel zu sehr am Eingriffsakt und viel zu wenig 
an den Bedürfnissen leistender Verwaltung orientiert ist. 
cc) Die Effektuierung der Sozialleistungsansprüche 
Sowohl die Vorschriften, die der Darstellung der Einheit 
des Sozialleistungssystems dienen,30 als auch die verbes-
serte Information über das Sozialrecht81 tragen wesentlich 
dazu bei, die (objektiven) Sozialleistungssysteme und die 
(subjektiven) Sozialleistungsansprüche wirkungsvoll zu ge-
stalten. Besonders zu nennen ist hier etwa die Erleichte-
rung der Antragstellung (§ 16). Dieses Ziel effektiver 
Rechtsverwirklichung kommt aber auch in zahlreichen an-
deren Vorschriften zum Ausdruck. Schon die allgemeine 
Grundnorm (§ 1) sagt, daß die zur Erfüllung der durch 
das Sozialrecht gestellten „Aufgaben erforderlichen sozia-
len Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend 
zur Verfügung stehen" müssen (§ 1 Abs. 2; s. a. § 17 Abs. 1 
Nr. 2). § 17 bemüht sich darüber hinaus um umfassende 
und schnelle Erfüllung von Sozialleistungsansprüchen so-
wie darum, daß der Zugang zu den Sozialleistungen mög-
lichst einfach gestaltet wird (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 und 3). Nicht 
nur im Sinne der Rechtsklärung, sondern auch durch ihren 
auf prompte Rechtsverwirklichung drängenden Inhalt gehen 
in diese Richtung auch die Vorschriften über Entstehen und 
Fälligkeit von Leistungen (§§ 40, 41). Wichtige Verbesse-
rungen bringen die Vorschriften über Vorschüsse (§ 42) 
und vorläufige Leistungen (§ 43). Am Rande gehören auch 
Regelungen hierher wie die Auszahlung von Leistungen, 
die der Sicherung des Lebensunterhalts dienen, an Unter-
haltsberechtigte, wenn der unmittelbar Leistungsberechtigte 
die Unterhaltspflicht verletzt oder untergebracht ist (§§ 48, 
49). Vor allem aber ist hier eine der umstrittensten Neue-
rungen zu nennen: die Verzinsung von Geldleistungen 
(§ 44). 
dd) Die Ausgestaltung der Subjektssphäre 
Nicht von gleicher Geschlossenheit sind die Regelungen, 
die dazu dienen, die Interessen des einzelnen zu betonen 
und seine Gestaltungsmöglichkeiten zu erweitern. Gleich-
wohl fällt auch eine Tendenz in dieser Richtung auf. Zu 
nennen ist die Rücksichtnahme auf die persönlichen Ver-
hältnisse bei der Rechtsanwendung (§ 33), die Anhörung 
der Beteiligten (§ 34), der Schutz der Persönlichkeitssphäre 
durch Geheimhaltung (§ 35), die Ausweitung der Hand-
lungsfähigkeit Minderjähriger (§ 36) oder die Sicherung 
des Leistungsdestinatärs gegen nachteilige Vereinbarungen 
(§ 32) und Verzichte (§ 46). Die Regelung der Mitwir-
kungspflichten (§§ 60-67) ist insofern ambivalent. Daß ihre 
klärende Regelung aber auch dem Interesse der betroffe-
nen Einzelnen dient, ist nicht zu leugnen. 
ee) Die Regelung der Mitwirkungspflichten 
So sehr das SGB die „sozialen Rechte" zu betonen meint, 
so bringt es doch auch - wenn auch nicht so im Vorder-
grund - „soziale Pflichten". Sie sind nicht primär, nicht 
selbständig, d. h. sie bestehen nur im Verbund mit Geltend-
machung und Verwirklichung von Sozialleistungsansprü-
chen. Das SGB spricht deshalb von diesen Pflichten auch 
unter der Überschrift „Mitwirkung des Leistungsberechtig-
ten" (§§ 60-67). Immerhin findet sich hier die Regelung 
sozialer Pflichten in bemerkenswerter Geschlossenheit. Daß 
diesen Mitwirkungspflichten bei knapper werdenden wirt-
schaftlichen Mitteln möglicherweise mehr Bedeutung zu-
kommen wird als dies in der Zeit sozialpolitischer Blüten-
träume für wahrscheinlich gehalten wurde, erhöht die Be-
deutung dieser Vorschriften - auch und gerade im Sinne 
des Schutzes des Leistungsempfängers. Er weiß nun besser, 
29 S. a. nochmals oben III 1. 
30 S. o. aa. 
31 S. o. bb. 
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was von ihm erwartet werden darf. Der ambivalente Cha-
rakter ist auch hier zu betonen. Insgesamt geht es um Ab-
wägung und Abgrenzung, nicht einseitig um Inpflicht-
nahme. 
ff) Die Betonung des Legalitätsprinzipes 
Ein wieder anderer Nenner, auf den einige Vorschriften 
dieses Allgemeinen Teiles gebracht werden können, ist der, 
daß der Vorbehalt und Vorrang des Gesetzes auch für das 
Sozialrecht betont wird (§§ 2 Abs. 2 Satz 2,11, 31 und 38). 
Er wird ausgebaut gegenüber schädlichen Vereinbarungen 
(§ 32) und Verzichten (§ 46). Zugleich aber wird dem Miß-
verständnis vorgebaut, Legalität und soziale Zielsetzung 
schlössen einander aus. Der soziale Zweck der Gesetze ist 
bei ihrer Auslegung (§ 33, s. a. § 2 Abs. 2) und bei der 
Konkretisierung von Ermessen (§ 39) zu realisieren. 
gg) Schuld-, erb- und vollstreckungsrechtliche Klarstellun-
gen 
Eine große Gruppe von Vorschriften des Allgemeinen 
Teils - unter ihnen schon genannte - ist durch die 
Gemeinsamkeit verknüpft, für Rechtsprobleme, wie 
sie auch aus dem Schuldrecht, aus dem Erbrecht 
und aus dem Vollstreckungsrecht vertraut sind, teils 
schon partikular vorhandene Regelungen zu verallgemei-
nern, teils neue Regelungen zu schaffen. Hierher zählen 
vor allem die Vorschriften über das Entstehen und die 
Fälligkeit von Ansprüchen (§§ 40, 41), über die objektive 
Ungewißheit der Leistungspflicht und die ihr entsprechende 
Vorschußpflicht (§ 42), über die subjektive Ungewißheit 
der Leistungspflicht und die entsprechende Möglichkeit 
vorläufiger Leistungen (§ 43), über die Verzinsung (§ 44) 
über die Erfüllungsmodalitäten und -surrogate (§§ 47-52), 
über die Übertragung, Verpfändung und Pfändung von 
Forderungen (§§ 53-55) und über die Sonder- und allge-
meine -rechtsnachfolge in Sozialleistungsansprüche (§§ 
56-59). Die Klage über mißverständliche Isolierung82 
bezieht sich jedoch gerade auf dieses Vorschriften. Sie -
wie übrigens auch die insofern besonders schwierigen 
personenrechtlichen Sondervorschriften in §§ 30 und 36 -
leiden besonders darunter, daß die systematischen Netze, 
in denen sie sich befinden, und in die sie gerade der Jurist 
kraft seiner privatrechtlichen Schulung hineindeutet, so 
sehr verdrängt sind. 
IV. Abschließende Bemerkungen 
Zusammenfassend38 kann folgendes gesagt werden: Der 
Allgemeine Teil bringt im einzelnen viel Wichtiges und 
32 S. o. III 4 a. 
Nützliches. Insgesamt erscheint er aber als ein - am Maß-
stab idealer Gesetzgebung gemessen - noch unvollkom-
mener Anfang des SGB. Er dient dazu, den Durchbruch 
zur Kodifikation zu schaffen. Mit der Gesamtkodifikation 
zuzuwarten, bis alle Teile eines SGB in einem ausgereiften 
Konzept vorgelegt werden können, hätte nach der besorg-
ten Meinung vieler das Gesamtwerk gefährdet. Der Allge-
meine Teü ist für das Kodifikationsvorhaben des SGB 
gleichsam der „Fuß in der Tür" einer schnellebigen 
Rechtsgeschichte. Die weiteren Teüe haben länger Zeit. 
Möglicherweise kommt sie ihnen zugute. 
Aber wie immer auch die Qualität des SGB sein wird: 
die rechtspolitische, rechtsdogmatische und rechtspsycholo-
gische Situation wird durch das SGB wesentlich verändert. 
Es wird den Gesetzgeber zwingen, eine mehr auf äußere 
und innere Geschlossenheit achtende Sozialrechtspolitik zu 
treiben. Oder vielleicht realistischer gesagt: Es wird es dem 
Gesetzgeber schwerer machen, das Sozialrecht beliebig 
durch neue Akzente und Regelungseinheiten zu zersplit-
tern. Das SGB wird der Wissenschaft innerhalb und außer-
halb der Hochschulen Impulse geben, sich mit dem Sozial-
recht als einem übergreifenden Ganzen und nicht nur mit 
einzelnen Sozialleistungssystemen zu befassen. Schon jetzt 
ist deutlich, daß das SGB die literarische Bemühung um 
das Sozialrecht gewaltig stimuliert hat34. Neben viel Spreu 
ist dabei auch viel Weizen sichtbar. Wissenschaftliche 
Strukturierung und Integration des Sozialrechts ist aber 
nicht Selbstzweck. Es ist Dienst an einem Zweck: Dienst 
am Sozialen, am Menschen. 
Am wenigsten wird erwartet werden können, daß der 
Bürger unmittelbar von dem neu erreichten Maß an Über-
schaubarkeit des Sozialrechts Nutzen hat. Das Sozialrecht 
ist nach wie vor zu umfangreich und zu kompliziert, als 
daß eine Steigerung der Transparenz bis dahin möglich 
wäre, daß der Bürger immer die Antwort auf seine sozial-
rechtlichen Fragen aus dem Text eines SGB ablesen könnte. 
Aber mehr Transparenz ist besser als weniger. Und vor 
allem darf erwartet werden, daß zugunsten des Bürgers 
die Regelungen, die sich um seine Information, um die 
Einheit des Sozialleistungssystems, um die Effektuierung 
seiner Leistungsansprüche und um die Entfaltung seiner 
Interessen bemühen, wohltätig wirken. 
33 Natürlich konnten die ausgewählten Aspekte nicht vollständig sein. 
Ergänzend sei insbesondere erwähnt, daß Helmar Bley (Die rechtsdog-
matische Konzeption des Allgemeinen Teils des Sozialgesetzbuches, 
Zeitschrift für Sozialreform, 22. Jhg. 1976 S. 69 ff.) den Allgemeinen 
Teil vor allem auf den Nenner des „Sozialrechtsverhältnisses" bringt, 
das der Verfasser dieser Zeilen hingegen gerade zu fragmentarisch an-
gesprochen findet. 
34 S. nochmals Anm. 9. 
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Tipkel Kommentar zur Abgabenordnung (Klein) 
Kruse 
Trachternach Parteien in der kommunalen Selbstverwal-
tung (Schröder) 





Vie Verwaltungsprozeßrecht (Renck) 
Wolst Die Bundesauftragsverwaltung als Ver-
waltungsform (Franke) 
Würtenberger Probleme der VwGO (Kopp) 
Wurzel Gemeinderat als Parlament? (Paptistella) 

































(alphabetisch geordnet nach Stich Worten; die Klammerzusätze nach den Seitenzahlen bedeuten: A = Aufsätze und Beiträge, 
B = Buchbesprechungen, P = Prüfungsaufgaben; Seitenzahlen ohne Klammerzusätze = Entscheidungen) 
Abbruch von Wohnungen 
Abendgymnasium (Ausbildungsförderung) 
Abfall (Autowracks) 
Abfindung nach FlurbG 
Abgabenordnung 
— AO 1977 









— Alimentation 12 
— Fraktionsstatus 431 
— Rechtsstellung (Bundestag u. Landtag) 361 (A) 
Abkommen 
— Ausländerausweisung und internationale A. 166 (A, B) 







— aller Mitglieder eines Spruchkörpers 
— einer Wahl zum Präsidium eines Gerichts? 
— im Zweitantragsverfahren 
Abmahnung (statt Versagung der Gewerbeerlaubnis) 
Abschiebung, Abschiebungshaft für Ausländer 56, 165 (A, B), 
242, 403, 408, 410, 411, 502 
Abschnittsbildung im Erschließungsrecht 8 (A), 15, 16, 21 
Abstandsflächen 
— Erhöhung der Außenmauern 237 
— Grenzbau 146, 147 
— Grenzgaragen 207, 562 
— Trafostation 285, 588 (A) 
— Vorbauten 630 
Abstellen von stillgelegtem Kfz. auf öffentlicher Straße 760 
Abstimmung der Bauleitplanung benachbarter Gemeinden 112 
Abwägungsgebot nach § 1 BBauG 
Abwasser 
— Anschlußbeitrag an Kanalisation 







— Haftung der Gemeinde 
— Hauskläranlagen 
Abwehrrecht 
— gegen Eingriffe in Naturschönheiten 72 (A), 76 (A), 83 
— gegen Straßenausbau 157 
Adelsprädikat 148 
ADO (Rechtsnatur der Allgemeinen Dienstordnung) 173 
Aktenanforderung (Prozeßgebühr) 732 
Akteneinsicht 
— Allgemeine Dienstordnung 173 
— Beamter (Personalakten) 92 
— Bewerber um Lehrauftrag 759 
Alimentation der Abgeordneten 12 
Allgemeine Dienstordnung (Rechtsnatur) 173 
Allgemeines Verwaltungsrecht 191 (B) 
Allgemeinverfügung (Verkehrszeichen) 116 
Almkaser 570 
Amberg-Sulzbach (Kreissitz) 205 
Amtsblatt (Hinweis auf Beitrags-Satzung) 760 
Seite 
Amtsgericht (Zweigstellenauflösung) 178, 474 
Amtshandlungsgebühr 495 
Amtspflichtverletzung 
— Anwendungsbereich der Amtshaftung 581 (A) 
— Bauvorbescheid 599 
— Bebauungsplan (Zusage, Änderung) 378, 694 
— Einvernehmen der Gemeinde zu Baugenehmigung 122 
— Staatshaftungsrechts-Reform 581 (A), 740 (A) 
— Strafgefangenenvergütung 157 
— Verjährung 634 
— Zollabfertigung 157 
Amtsprüfung (Anordnung der sofortigen Wirksamkeit 
einer Freiheitsentziehung) 243 
Amtsverlust eines Gemeinderats 341, 751 
Anbau an Grenzbau 146, 147 
Anbauverbot bei Fernstraßen 311 
Änderung 
— genehmigter Bauwerke 564 
— Bebauungsplan(entwurf) 562, 694 
— Bundesbaugesetz 65 (A) 
— Flurbereinigungsplan 52, 54 
— Gebiets-Ä. und Flächennutzungsplan 440 
— Klage-Ä. 495 
— Nutzungs-Ä. ohne Genehmigung (Art. 100 BayBO) 691 
— der Sach- und Rechtslage (VA mit Dauerwirkung) 
30/59 (P), 94/124 (P) 
— von Verkehrswegen bei Kanalausbau 375 
Androhung (Zwangsgeld-A.) 86, 632 
Anerkennung der DDR 416 (B) 
Angebot zum freihändigen Erwerb eines Grundstücks 
(statt Enteignung) 156 
Anfechtung 
— Auflagen 658 
— Bestandskraft eines Ausgangsbescheides 241 
— innerdienstliche Weisung 490 (A), 719 (A) 
— Klageänderung bei A.-Klage 495 
— kommunale Neugliederung 705 (A) 
— nichtiger Verwaltungsakte 756 
— Richterwahl 121 
— Streitgegenstand der A.-Klage 480 (B) 
— Vorbescheid (Nachbar) 237 
— Wahlrechtsangelegenheiten 271 
— Zinsen 565 
Angestelle(r) 
— Abgeordnete 12 
— Bürgermeister 276 
— Höhergruppierung 759 
— Inkompatibilität 341 
— Recht der A. im öffentlichen Dienst 704 (B) 
Anhörung 
— vor Ausweisung von Ausländern 56 
— der Gemeinde bei Verkehrsregelung 693 
— Verwaltungsverfahren/AO 542 (A) 
„Anlage" (i. S. des Art. 100 BayBO) 114 
Anlieger 
— Ausbaubeiträge 760 
— Räum- und Streupflichten 180 
Anmerkungen zu Gesetzestexten (Staatsprüfung) 60 
Annexkompetenz des Bundes 217 
— xn — 
Anordnung 
— Beseitigungs-A. 86, 90, 114, 115, 437, 564, 
— Bestattungs-A. 




— sicherheitsrechtliche A. (Bestimmtheit) 
Anordnung der sofortigen Vollziehung 









631, 632, 691 
310 













Anschluß (Kanalisation) 221/255 (P), 251, 276, 277 
Anspruch 
— auf Abstimmung der Bauleitplanung 112 
— auf Akteneinsicht 92, 759 
— auf Baugenehmigung bei nichtigem Bebauungsplan 
298 (A) 
— auf weitere Bebauung im Außenbereich? 437 
— auf behördliches Einschreiten? 175, 685 (A) 
— auf bestimmte Erschließungsmaßnahmen 23 
— auf Erhaltung von Baudenkmälern? 239 
— aus Forschungsgrundrecht 273 
— Krankenhausplanung 348 
— auf Lärmschutzauflage 658, 661, 663 
— Sozialstaatsprinzip begründet keinen A. 163 (A) 
— auf Übernahme von Grünflächen 504 
— auf Verordnung zur Gemeindegebietsreform 711 (A) 
— auf Widerspruchsbescheid? 241 
Antrag 
— auf Anordnung der Abschiebungshaft 88, 166 (A, B) 
— auf Bodenverkehrsgenehmigung 176, 470, 473 
— A.-Monopol (Verwaltungsbehörde bei Abschiebung) 
166 (A, B) 
— Negativattest nach § 19 BBauG 473 
— Normenkontroll-A. nach § 47 VwGO 178, 475, 609 (A) 
— Teilungsgenehmigung 470 
— Verwahrung 231 (A), 443 
— Wiederherstellung der aufsch. Wirkung 
6 (A), 115, 239, 368 
— Zweit-A. 757, 759 
Arbeiter im öffentlichen Dienst 704 (B) 
Arbeitslosigkeit (Akademiker-A.) 255 (B) 
Arbeitszeit 
— Bäckereien 478/509 (P) 
— Verlängerung bei Staatsprüfung 656 
Armenrecht 114, 440 
Asylrecht 
— trotz Abschiebungsvoraussetzungen 410, 412 
— begünstigte Gewährung des A. 405 
— Inhalt und Grenzen des Grundrechts 406 
— innerdeutsches A. 268 (A) 
—- Mißbrauch 403 
— Republikflucht 411 
Aufenthaltserlaubnis 
— Versagung (trotz Schulden) 438 
— Versagung bei EG-Ausländern 209 
— vorläufiger Rechtsschutz 275 
Aufenthaltsraum (Hobbyraum) 630 
Aufhebung von Landesrecht durch 




— Schutz-A. nach § 17 FStrG 
— Streitwert 
Aufrechnung mit Steuerforderung 
Aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs 
— Antragsbefugnis 
— Ausländerrecht 














6 (A), 115, 239, 368 — Wiederherstellung 
Aufsicht 
— A.-Beschwerde e. Strafgefangenen 
— Bundes-A. 
— Forst-A. 
— A.-Pflicht des Gaststätteninhabers 
— Steuer-A. 
— A.-Vertretung (FlurbG) 
Auftrag (A.-Verwaltung) 
Augenleiden (jur. Staatsprüfung) 
Augenscheinseinnahme 
Ausbau von Straßen 
— Abwehranspruch 
— Bundeswasserstraße (Kreuzungskosten) 
Ausbildung 




— erhöhter Bedarf 
— Fachoberschüler 
Ausfertigung von Leistungsbescheiden bzw. 
Ausstandsverzeichnissen 
Ausgleichsbehörde (Zustimmung zu Mietzinserhöhung) 
Ausgleichszulage 
Auskunft 
— Allgemeine Dienstordnung 
— AO 1977 
— Bebauungsplanänderung 






























— privatrechtliche Verpflichtungen 
— als Rechtsanwälte 
— Rechtsmittelbelehrung 
— Verfassungsbeschwerderecht 
— Versagung der Aufenthaltserlaubnis 




— des Art. 4 Abs. 3 GG 
— Klage und Widerspruch von Ehegatten 
— Preisangaben-VO 
— des Sozialstaatsprinzips 
56, 165 (A, B) 
242, 403, 408, 410, 411, 502 
56, 88, 154, 185, 275, 403, 406 









— verfassungskonforme A. 
Auslandsstudium (Studienplatzvergabe) 
Auslegung von Bebauungsplänen 










Aussage-Protokollierung 414, 477, 478, 764 
— XIII — 
Seite 
Aussscheiden von Gemeinderatsmitgliedern 
(Art. 31 Abs. 3 GO) 751 
Ausschließung von Richtern wegen Befangenheit 55, 346,758 
Ausschluß 
— von einer Einrichtung des zweiten Bildungsweges 302 
— von Gemeinderatsmitgliedern bei der 
Abstimmung 341, 754 
Ausschlußfrist des Art. 125 AGBGB 16, 104 (A), 
154, 217, 235 (A) 
Außenbereich 
— Anspruch auf weitere Bebauung (Bestandsschutz) 437 
— Austragshaus 689 
— Ausuferungsgefahr vorhandener Bebauung 442 
— Bebauungsgenehmigung 89 
— Bienenhaltung 369 
— „forstwirtschaftlicher Betrieb" 90 
— Hecken 114 
— Holzhütte (Rauminhalt) 654 
— Jagdhütte 115 
— Landschaftsbeeinträchtigung 90 
— Naturschutz 85 
— Straße als Erschließungsanlage im A.? 20 
Außenprüfung (AO 1977) 
Aussetzung, Streitwert im A.-Verfahren 
543 (A) 
(§ 80 Abs. 5 VwGO) 276 
Ausstandsverzeichnis 218 
Austragshaus (Außenbereich) 689 
Austritt aus Kirche 466 
Auswärtige Gewalt 
— Verfassungsrechtsprechung 520 (A) 
— Verträge der Bundesländer 127 (B) 
Ausweis (Staatsangehörigkeits-A.) 566 
Ausweisung von Ausländern 56, 88, 154, 185, 275, 403, 
406, 410, 411, 438 
Autowracks 371 
B 
Bäckerei (Arbeitszeit) 478/509 (P) 
Bagger see 141 (A) 
Bahnhof (Kosten der Umbenennung) 157 
Bahnhofsverbot 731 
Bannwald 130 (A), 134 (A) 
Bar (Preisverzeichnis) 117 
Baudenkmal (Anspruch auf Erhaltung?) 239, 652 
Baugenehmigung 
— Anspruch auf B. 298 (A) 
— Aufhebung (Mitverschulden) 252 
— Bebauungsgenehmigung 89 
— Einfriedung für „Erwerbsgartenbau"? 115 
— Einvernehmen der Gemeinde 122 
— Erlaubnis nach § 9 VbF 368 
— Erlöschen 277 
— u. immissionsrechtliche Genehmigung 204 (A) 
— Nachbar-Zusage 759 
— Prüfungsaufgaben 94/123 (P), 286/318 (P) 
— Vergleich 246 
— vorläufige B.? 402 
— Widerruf 286/319 (P), 564 
— Zurücknahme (Entschädigung) 497 
Baulandsachen 
— Sprungrevision 157 
— Vertreter öffentlicher Interessen 157 
Baulast 
— Beleuchtung 
— Kreuzung mit Bundeswasserstraße 
— Ortsdurchfahrt 
Bauleitplanung 
— Abstimmung zwischen Nachbargemeinden 
— gemeindliche B. 605 (B), 
— Inzidentprüfungsrecht der Exekutive 
— Naturschutz 







Bayerische Verfassung (Staatsangehörigkeit) 
Bayerische Verwaltungsblätter 
— Mitherausgeber Panz t 
— Verstärkung des Umfangs 
Bayerischer Verfassungsgerichtshof (Bindung der 




Bayerisches kommunales Haushaltsrecht 
Bayerisches Polizeiaufgabengesetz 
Beamte(r) 
— Abgeordnete als B. 
— Amtspflichtverletzung in Bausachen 
— Änderung dienstlicher Aufgaben 
— Ausgleichszulage 
— Bürgermeister 
— Dienstenthebung, vorläufige 
— dienstliche Beurteilung 
— Dienstunfall 
— Einsicht in Personalakten 
— Hilflosigkeitszuschlag 
— kommunale Wahl-B. 
— Nebentätigkeit 
— Stellung im modernen Staat 
— Unterhaltsbeitrag für Witwe 
— Wahl zum Personalrat 
— Zoll-B. (Amtspflichten) 
Bebauungsgenehmigung 
Bebauungsplan 
— Abstimmung zwischen Nachbargemeinden 
— Änderungen des B.-Entwurfs 
— Auskunft über Änderung des B. 
— enteignende Wirkung 
— Ergänzung 
— Erschließungsbeitragspflicht bei noch nicht in 
Kraft getretenem B. 
— Erschließungspflicht aufgrund B.? 




— Normenkontrolle (einstw. AO) 
— Rechtsschutz 
— Zusage über Aufstellung eines B. 
Bedürfnis für Schußwaffentragung 
Befangenheit 
— Richter 
— Vorstand der Teilnehmergemeinschaft 
Beförderung von Beamten 
Beförderung, unentgeltliche 


































































— Freiheitsentziehung 243 
— Nachschieben einer B. 15, 29, 94/126 (P) 
— sofortige Vollziehung einer Besitzeinweisung 690 
Behinderte 
— Eingliederungshilfe 673 (A) 
— im Prüfungsverfahren 650 (A), 656 
Behörde 
— Anspruch auf Einschreiten der B. 175, 685 (A) 
— Aufsichtsvertretung 48 
— Statusfeststellung nach RuStAG 566 
Beihilfe (Heilpraktiker) 691 
Beiladung 
— Kosten des Beigeladenen 286 
— Streit um Schutzauflage nach § 17 FStrG 661 
Beitragsbescheid (Zustellung) 756 
Beitragssatzung 
— Rückwirkung 25, 315, 760 
— Verkündung 760 
Beitritt zu Länder-Streitigkeit vor BVerfG 337 
Bekanntmachung, Bekanntgabe 
— Jugendschutzvorschriften 504 
— Schätzwertfeststellung (FlurbG) 47 
— Verwaltungsakt (Widerspruchsfrist) 94/124 (P) 
Belehrung über Rechtsbehelfe 45, 88, 169 (A), 568, 691 
Beleuchtung von Straßen (Beitragssatzung) 763 
Benecke (Otto-B.-Stiftung) 268 (A) 
Benotung 
— mündliche Schülerleistungen 691 
— Rechtsreferendare 572 
Beratervertrag für Abgeordnete 12 
Berichtigung 
— Tatbestands-B. (Urteil) 764 
— Verwaltungsakte 545 (A) 
— Wohngeldbescheide 187 
Berichtigungsersuchen nach § 79 FlurbG 50 
Berufliche Bildung 448 (B) 
Berufsausbildung 
— Ausbildungsvergütung 210 
— Grundrechtsschutz 304 
Berufsbeamtentum, Grundsätze des B. 
(Wahlrecht zum Personalrat) 80 
Berufsfreiheit 
— Europäische Gemeinschaft 397 (A) 
— Gewerbebetrieb (Beschränkung/Untersagung) 30/58 (P) 
119, 158/189 (P) 
— kommunale Wohnungsvermittlung 630 
— Kontingentierung im Möbelfernverkehr 144 
— Prozeßfähigkeit eines Anwalts 507 
— Schulverhältnis (Eingriffe) 304 
— Sperrzeitregelung für Gaststätten 452 (A) 
— Unterschleif in jur. Staatsprüfung 61 
— „Wirtschaftsfreiheit" 604/638 (P) 
Berufsschule als eigene Dienststelle einer Gemeinde 
(BayPVG) 276 
Berufung, Berufungsverfahren 
— Lückenschließung durch B.-Gericht 759 
— Streitwert 572 
— Unterschrift 444 
— Zinsanspruch erstmals im B. 566 
— nachträgliche Zustimmung zum Ausbau einer 
Erschließungsanlage während B. 26 
Berufungszusage (Professor) 272 
Beschlagnahmeverbot (Fahrtenbuch) 728 
Seite 
Beschlußwahlen nach Art. 51 GO 429 (A) 
Beschwer 
— Verfassungsbeschwerde 604 
— Widerspruchsbescheid 495 
Beschwerde 
— Flurbereinigungsverfahren 52 
— gegen Klagerücknahme (Fiktion) 478/509 (P) 
— Nichtzulassungs-B. 44 
— gegen Streitwertfestsetzung 350 
Beseitigungsanordnung 
— des gesamten Bauwertes bei ungenehmigter 
Änderung 564 
— Bestimmtheit 631, 691 
— Blockhütte 90 
— Einfriedung von Kfz.-Stellplätzen 437 
— Fristsetzung 86 
— Handlungsstörer 115 
— Hecken 114 
— örtliche Zuständigkeit 726 
— Teile eines Bauwerks 631 
— Vollstreckung 86, 115, 631, 632 
Besitzeinweisung, vorläufige 
— Flurbereinigung 46 
— Landbeschaffungsgesetz 690 
— Rechtsberatungskosten 379 
— Richter-Mitwirkung (Vorverfahren) 55 
Besoldung 
— Ausgleichszulage nach KWBG 655 
— „Gleichzubewertendes Amt" (§ 130 BRRG) 759 
Besoldungsrecht des Bundes und der Länder 95 (B), 160 (B), 
768 (B) 
„Besonderes Gewaltverhältnis" 
— innerdienstliche Weisung 490 (A) 
— Schule 303 
Bestandskraft von Verwaltungsakten 545 (A), 580 (A) 
Bestandsschutz 
— Bebauung im Außenbereich 20, 437 
— Gewerbebetrieb 249 
— Umfang 564 
Bestattung (Bestimmung von Art und Ort) 310 
Bestellung von Sachverständigen 
(Rücknahme/Widerruf) 758 
Bestimmtheit 
— Beseitigungsanordnungen 372, 631, 632, 691 
— Fahrtenbuch-Auflage 729 
— Geschäftsverteilungsplan 569 
— Ordnungsmaßnahmen einer Schule 304 
— sicherheitsrechtlicher Anordnungen 30/60 (P) 
— Verordnungsermächtigung 439, 453 (A) 
Betretungsrecht (Art. 141 BV) 73 (A) 
Beurteilung 
— dienstliche 182 
— landesplanerische 517 (A), 653 
Beweislast 
— Bedürfnis für Schußwaffentragung 151 
— Rückforderung zuviel gezahlten Wohngelds 187 
Bewerbung (Einsicht in Personalakten) 92, 759 
Bewertung 
— mündliche Schülerleistungen 691 
— Rechtsreferendare 572 
Bezeichnung von Lebensmitteln 213, 732 
Bezirk 
— Allzuständigkeit für Eingliederungshilfe 673 (A) 
— Kosten der Freiwilligen Erziehungshilfe 276 
Bienenhaltung im Außenbereich 369 
Bildungsweg, zweiter (Ausschluß) 302 
— X V — 
Seite 
Bindung, Bindungswirkung 
— § 31 BVerfG 82, 399 (A), 400, 523 (A) 
— an Ermittlungsraum bei Abschnittsbildung bei 
Erschließungsanlagen 10 (A) 
— der Exekutive an Gesetz und Recht 1 (A), 247 
— des Gerichts an Ausweisungsverfügung 56, 88, 
166 (A, B), 243 
— der Gerichte an BayVerfGH-Entscheidungen 76 (A) 
— an Revisionszulassung? 121 
— des Stichentscheidungsprüfers an Vorzensuren 308 
— Vorbescheidsurteil 94/125 (P) 
— an verfassungskonforme Auslegung durch BVerfG 82 
— an Verweisungsbeschluß 213 






— Antragsrecht 176, 470, 473 
— Auflage (Streitwert) 188 
— Austragshaus 689 
— Negativbescheinigung 176, 473 
— Teilungskauf 470, 473 
— Versagung (Haftung) 599 
— Zustellung (Notar) 689 
Bodenwertabschöpfung nach StBauFG 511 (B) 
Bonus-malus-Regelung bei Studienplatzvergabe 337 
Botschaft, weißblaue 639 (B) 
Brandmauer 175 
Brandverhütung 732 
Brennbare Flüssigkeit (Erlaubnis nach VbF) 368 
Briefgeheimnis (Strafgefangener) 301 
Brücke (Kosten einer Straßen-B. über Kanal) 375 
Bund-Länder-Streitigkeiten 257 (A) 
Bundesaufsicht 64 (B) 
Bundesauftragsverwaltung 64 (B) 
Bundesbahn, Deutsche 
— Bahnhofsumbenennung (Kosten) 157 
— Bahnhofsverbot 731 
— Haftung bei Streupflichtverletzung 179 
— Schutz durch Kontingentierung des 
Güterkraftverkehrs 144 
Bundesbaugesetz 62 (B), 65 (A) 
Bundesbaurecht 671 (B) 
Bundes-Finanzkontrolle 767 (B) 
Bundesfreundliches Verhalten (Studienplatzvergabe) 337 
Bundesgerichtshof (Rechtsprechung zum 
Sonderopferbegriff) 319 (B), 744 (A) 
Bundesgesetzgeber (Aufhebung von Landesrecht?) 294 (A) 
Bundespost 
— Fernmeldeanlagen — Genehmigung 213 
— Fernmeldelinie — Verlegung 285 
— Nebentätigkeit von Beamten der B. 285 
Bundesregierung (Zustimmung zu auswärtigen 
Verträgen der Länder) 127 (B) 
Bundessozialhilfegesetz 607 (B), 673 (A) 
Bundesstaat 
— auswärtige Verträge der Länder 127 (B) 
— bayerische Staatsangehörigkeit 716 (A) 
— Bund-Länder-Streitigkeiten 257 (A) 
— Gemeinschaftsaufgaben 737 (A) 
Bundestag 
— Rechtsstellung der Abgeordneten 361 (A) 
— Wahlrecht 735 (B) 
Bundesverfassungsgerichtsbarkeit und Landes-V. 547 (A) 
Bundeswahlgesetz und -Ordnung 735 (B) 
Seite 
Bundeswaldgesetz 129 (A), 137 (A) 
Bundeswasserstraßenausbau 375 
„Bürgerliches Recht" i. S. des Art. 74 GG 561 
Bürgermeister 
— Angestelltenvertrag (nichtiger) 276 
— Beanstandung von Gemeinderats-
beschlüssen 733/765 (P) 
— Hausverbots-Anordnung? 667/700 (?) 
Bußgeldbescheid (an Ausländer) 45 
Buttermilch (Mengenangabe) 732 
Campingplatz (Lärm) 
Chancengleichheit 
— bei Prüfungen 
— und Sozialstaatlichkeit 
— Verhältniswahlrecht 
Clausula rebus sie stantibus 
Codes Maximilianeus Bavaricus Civilis 
Computer (Umgang mit C.) 
Culpa in contrahendo, Bebauungsplan (Zusage) 
30/59 (P) 








Dach (D.-Terrasse auf Grenzgarage) 
Datenverarbeitung 




— Grundvertrag (BVerfG) 
Delegation 
— Funktionalreform 





— Europäisches Parlament 
— Finanzkontrolle des Bundes 
— Föderalismus als d. Alternative 
— Schulverhältnis 
— Staatshaushalt (Volksbegehren) 201 (A), 486 (A) 
— Verhältniswahlrecht 108 
— Volksbegehren und -entscheid u. Art. 73 BV 389 (A) 
Demokratisierung und Funktionsfähigkeit der 
Verwaltung 63 (B) 
Demonstration (polizeiliches D.-Verbot) 183 
Denkmalschutz 
— Anspruch auf Erhaltung von Baudenkmälern? 239 
— Bayerisches D.-Gesetz 191 (B) 
— Subjektives Recht des Bürgers? 652 
Deutsche Bundesbahn 
— Bahnhofsumbenennung (Kosten) 157 
— Bahnhofsverbot 731 
— Haftung bei Streupflichtverletzung 179 




















45, 56, 167 (A,B) 
566 
201 (A), 389 (A), 486 (A) 
— XVI — 
Seite 
Devolutiveffekt (Widerspruch) 691 
Diäten der Abgeordneten 12 
Dienstbarkeit 
— Forstrechte 570 
— Versorgungsleitung 18, 19, 33 (A), 460 (A) 
Dienstenthebung, vorläufige 178, 691 
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169 (A), 221/254 (P), 568, 691 
Rechtsberatungskosten (Umlegungsverfahren) 379 
Rechtshilfe (Gemeinde für Sozialversicherungsträger) 276 
Rechtskraft (Verbescheidungsurteil) 94/125 (P) 
Rechtsmitteleinlegung (in Baulandsachen) 157 
Rechtsnachfolge(r), Störerhaftung 30/60 (P) 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum 
Sonderopferbegriff 319 (B), 744 (A) 
Rechtsreferendare, Prüfung (Chancengleichheit) 30, 572 
Rechtsschutz 
— gegen Bebauungsplan 725, 744 (A) 
— R.-Bedürfnis 221/255 (P), 241, 284, 350 
— Hochschulorganisation 272 
— kommunale Neugliederung 705 (A) 
— gegen kommunalverfassungsrechtliche 
Entscheidungen 753 
— gegen polizei- und ordnungsrechtliche 
Maßnahmen 684 (A) 
— Prozeßfähigkeit eines Anwalts 507 
— gegen Vollstreckung aus Verwaltungsakten 680 (A) 
— vorbeugender R. 27, 71 (A), 86, 112, 
272, 275, 747 (A) 
— in Wahlrechtsangelegenheiten 271 
— innerdienstliche Weisung 490 (A), 719 (A) 
Rechtsstaat, Rechtsstaatsprinzip 
— Abgeordnetendiäten 12 
— AO 1977 (Beratung/Auskunft) 543 (A) 
— Ausbaubeiträge für abgerechnete Maßnahmen? 762 
— Entstaatlichung 266 (A) 
— Europäische Gemeinschaft 395 (A) 
— faires Verfahren 46 
— Finanzkontrolle 767 (B) 
— Fraktionsstatus einer Partei 431 
— Geheimhaltung von Vorgängen 406 
— Inzidentprüfungsrecht der Exekutive 1 (A) 
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— kommunale Neugliederung 708 (A) 
— Prozeßfähigkeit eines Anwalts 508 
— Rechtsetzungsverfahren (VO) 604/636 (P) 
— Rückwirkung von Beitragssatzungen 762 
— Sachzusammenhang der Verfahrensabschnitte 49 
— Schulverhältnis 303 
— und Sozialstaatlichkeit 163 (A) 
— Verwaltungsverfahrensgesetz 322 (A) 
— Wahlrecht zum Personalrat 80 
— Werbeanlagenverordnung 439 
Rechtsstellung 
— Abgeordnete 12, 361 (A) 
— Flüchtlinge 405, 406 
Rechtsweg 
— Abwehrrecht gegen Straßenausbau 157 
— Aufnahme in Wählerverzeichnis 729 
— Belehrungspflicht 171 (A) 
— Entschädigung nach Art. 96 BayBO 497 
— Erschöpfung des R. 
(Verfassungsbeschwerde) 44, 679 (A), 687 
— Europäische Gemeinschaft 399 (A) 
— Freiheitsentziehung 166 (A, B) 
— Geschäftsverteilung durch Gerichtspräsidium 373 
— Gnadensachen 215 
— Hausverbot 667/698 (P) 
— Kosten einer Bahnhofsumbenennung 157 
— Sozial-R. (Rechtshilfe für Versicherungsträger) 276 
— Staatsvertrag über Studienplatzvergabe 337 
Referendare, Chancengleichheit 30, 572 
Referentenwahlen 429 (A) 
Reform 
— berufliche Bildung 448 (B) 
— Europäisches Parlament 415/447 (P) 
— Funktional-R. 449 (A) 
— Staatshaftungsrecht 581 (A), 740 (A) 
— Verwaltungs-R. 288 (B) 
Regionale Wirtschaftsstruktur 737 (A) 
Reichsabgabenordnung (Kommentar) 574 (B) 
Reklame (Licht-R.) 439 
Religionsfreiheit (Kirchenaustritt) 467 
Reparaturwerkstätte 213 
Republikflucht als Asylgrund 411 
Revision, Revisionsverfahren 
— Bindung an R.-Zulassung? 121 
— fehlende Gründe eines Urteils 91, 502 
— R.-Instanz als Tatsacheninstanz 32 (B) 
— Nichtzulassungsbeschwerde 44 
— rechtliches Gehör (§ 33 a StPO) 679 (A), 688 
— Sprung-R. 157 
— unterbliebene Protokollierung von Aussagen 477 
— Zulassung 121, 216 
Richter 
— Ablehnung wegen Befangenheit 55, 346, 757 
— ehrenamtliche R. 121 
—- Geschäftsverteilung 373, 569 
—- „gesetzlicher R 5 6 9 
— Unabhängigkeit 121, 143 
— Urteilsverkündung 216 
— Wahl des Präsidiums 121, 236 
Rückforderung 
— bezahlter Gebühren 565 
— Verzinsung von R.-Ansprüchen 690 
— Wohngeld 187 
Rücknahme 
— Baugenehmigung 286/319 (P), 497, 759 
— Bescheid 221/253 (P) 
— Bestellung von Sachverständigen 758 
— Wahlvorschlag 121 
— Widerspruch 220, 241, 495 
— XXVI — 
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Rückwirkung 
— von Beitragssatzungen 25, 315, 760 
— Hebesatz-Festsetzung? 370 
— einer Zustimmungserklärung? 26 
Ruhestandsbeamte 
— „Hilflosigkeitszuschlag" 758 
— Unterhaltsbeitrag für Witwe 691 
Rundfunk 530 (A) 
S 
Sachanträge (Verlesung u. Genehmigung?) 414 
Sachenrecht, öffentliches 141 (A) 
Sachverständige(r) 
— Bestellung (Rücknahme/Widerruf) 758 
— Graphologe 758 
— Vernehmung von Parteigutachtern 649 (A) 
— Zusagen des Kreisbaumeisters in 
B auangelegenheiten 115 
Sackstraße (Einbahn-Regelung) 115 
Sahnejoghurt (Bezeichnung) 732 
Saldierung (Erschließungskosten) 15 
Sammeleinbürgerung 566 
„Sammelstraße" (Erschließungsbeiträge) 281 
Satzung, gemeindliche 
— Erschließungsbeitrags-S. 245 
— „Rückwirkung" 25, 315, 760 
— Straßenkostenbeitrag 16, 760 
—- Verkündung 25, 315, 760 
Schadenersatz 
— „Einleiten" von Schadstoffen in Gewässer 347 
— Mitverschulden bei Aufhebung 
einer Baugenehmigung 252 
Schädlingsbekämpfungsmittel (Lebensmittel) 213 
Schätzung im Flurbereinigungsverfahren 47, 53 
Schaukasten (Film) 213 
Schaumlavaausbeutung (Naturschutz) 759 
Schlachthof (Haftung) 156 
Schreibmaschine für Blinde 187 
Schriftsachverständige 758 
Schule 
— berufliche Bildung 448 (B) 
— Bewertung mündlicher Leistungen 691 
— als Dienststelle der Gemeinde i. S. des BayPVG 276 
— Grundrecht auf Ausbildung 385 (A) 
— Ordnungsmaßnahmen 302 
— Sexualkunde-Unterricht 274 
Schulwegkosten (Volksbegehren) 201 (A), 389 (A), 486 (A) 
Schutzauflage nach § 17 FStrG 658, 661, 663, 664 
Schutzgesetz i. S. des § 823 BGB (LWB) 732 
Schweiz (Föderalismus) 575 (B) 
Schwerbeschädigte 
— unentgeltliche Beförderung im Nahverkehr 187 
— Kündigung des Arbeitsverhältnisses 187 
„Sekundarbereich" im Bildungswesen 448 (B) 
Selbstverwaltung 
— Handwerk 225 (A) 
— Parteien in der kommunalen S. 702 (B) 
— richterliche 121 
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Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden 
— Antragsbefugnis nach § 47 VwGO 178 
— Baugenehmigungserteilung 286/318 (P) 
— Halteverbot im Ortskern 692 
— Klage gegen Erlaubnis für Flugmodelle 664, 666 
— kommunale Neugliederung 712 (A) 
— Kreissitzbestimmung 205 
— Lärmschutz der Gemeindebürger 661, 664, 666 
— Polizeiverstaatlichung 589, 622 
— Popularklage 589 
— Realsteuerhebesätze 343 
— Verfassungsbeschwerde 548 (A) 
Sexualkundeunterricht 274 
Sicherungsverwahrung 143 
Sitz der Kreisverwaltung 205 
Sofortige Vollziehungsanordnung 
— Ausweisung von Ausländern 275 
— Begründung 690 
— Besitzeinweisung 690 
— Fahrerlaubnisentziehung 106 (A) 
— Freiheitsentziehung 242 
— Nichtigkeit 6 (A) 
— Rechtsbehelfsbelehrung 169 (A) 
— Streitwert 276 
Sondernutzungserlaubnis 
— Abstellen stillgelegter Fahrzeuge 760 
— Informationsstände politischer Parteien 211 
Sonderopferbegriff (BGH-Rechtsprechung 319 (B), 744 (A) 
Sonderprogramm für Gebiete mit speziellen 
Strukturproblemen 364 
Sorgfaltspflicht eines Rechtsanwalts 29 
Sozialgesetzbuch 552 (A) 
Sozialhilfe 
— Bundes-S.-Gesetz 607 (B), 673 (A) 
— Fernsehen 187 
— Schreibmaschine u. Tonband 187 
Sozialrecht (Internationales 
und Europäisches) 574 (B) 
Sozialstaatsprinzip 
— AO 1977 (Beratung/Auskunft) 543 (A) 
— Auslegung 161 (A) 
— Entstaatlichung 267 (A) 
Sozialversicherungsträger (Rechtshilfe durch Gemeinde) 276 
Sperrzeitregelung für Gaststätten 452 (A), 464, 465 
Spitzenverbände, kommunale 288 (B) 
Sport (Verkauf von Informationsheften) 376 
Sprungrevision 157 
Staats- und Verwaltungsrecht in Bayern 31 (B) 
Staatsangehörigkeit 
— bayerische S. 714 (A) 
— Erwerb der deutschen S. (Kind) 150 
— Namensführung 148 
— Österreicher (Vertriebene) 727 
— Ostverträge 526 (A) 
— Status-Feststellung 566 
Staatsanwalt (Schußwaffe) 153 
Staatshaftungsrecht (Reform) 581 (A), 740 (A) 
Staatshaushalt, bayerischer 201 (A), 389 (A), 486 (A) 
Staatslehre 669 (B) 
Staatsprüfung, juristische 
— Behinderte 650 (A), 656 
— Rauchen 30 
— Unterschleif 60 
Staatsrechtslehrer-Tagung 1976 684 (A) 
Staatsregierung, Bayerische (Kreissitzbestimmung) 205 
— xxvn — 
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Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen 
— Hochschulrahmengesetz 289 (A) 
— Parkstudenten 722, 723 
— Verwaltungsrechtsweg 337 
Staatsvorbehalt nach dem Graphitgesetz 493 
Städtebau 
— Bodenwertabschöpfung 511 (B) 
— Entwicklungsplanung 65 (A) 
— S.-Förderungsgesetz 511 (B) 
Standesamt (Kirchenaustrittserklärung) 466 
Standort (Unternehmergenehmigung) 515 (A) 
Stationierungsschäden 157 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge 437 
Steuer(n) 
— Abgabenordnung 541 (A), 574 (B) 
— Abgeordnetenentschädigung 12 
— Aufrechnung mit S.-Forderung 158/190 (P) 
— S.-begünstigter Wohnraum (II. WoBauG) 593 ff. 
— S.-Bescheid (Streitgegenstand) 176, 480 (B) 
— Bestandskraft von S.-Bescheiden 545 (A) 
— auf Enteignungsentschädigung 157 
— Fremdenverkehrsabgabe keine S. 463 
— Gewerbe-S. 370 
— Grund-S. 341 
— Hebesätze 341, 370 
— Hunde-S. 269 
— Kirchen-S. 466 
— Lohnsummen-S. 370 
— Prüfungsaufgabe 350/381 (P) 
— Vergnügungs-S. 111, 177 
Stichentscheid bei Prüfung (Bindung an Vorzensuren?) 308 
Stillegung von Fahrzeugen (auf Straßen) 760 
Stimmkreiseinteilung 107 
Störer 
— Handlungshaftung 30/60 (P), 115 
— Rechtsnachfolge 30/60 (P) 
Strafbefehl 
— an Ausländer 45 
— Fristversäumung (Wiedereinsetzung) 45, 82 
Strafgefangener, Strafvollzug 
— Grundrechtseinschränkungen 207, 301 
— Vergütung? 157 
Straße(n) 
— Abstellen stillgelegter Fahrzeuge 760 
— Ausbau 157, 756, 760 
— Beleuchtung 760 
— Bundeswasser-S. 375 
— als Erschließungsanlage 20, 336 (A) 
— Haftung bei Beschädigung 559 
— Halteverbot im Ortskern 692 
— Herstellung von Orts-S. 633 
— Kanaldeckel (Verkehrsgefährdung) 475 
— Ortsdurchfahrten 311 
— Räum- und Streupflichten 179 
— Sack-S. (Einbahn-Regelung) 115 
— Sammel-S. (Erschließungsbeiträge) 281 
— Schutzauflagen gegen Verkehrslärm 658, 661, 663, 664 
Straßenkostenbeitrag 16, 756, 760 
Streitgegenstand 
— der Anfechtungsklage 176, 480 (B) 
— bei Steuerbescheid 176, 480 (B) 
Streitgenossen (Nachbarklage, Streitwert) 696 
Seite 
Streitwert 
— Aussetzungsverfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO 276 
— Berufungsverfahren 572 
— Beschwerde gegen S.-Festsetzung 350 
— Festsetzung im Widerspruchsverfahren 187 
— Nachbarklage 696 
— Streitgenossen 696 
— Verhinderung von Industrieansiedlungen 666 
Streupflicht der Bundesbahn 179 
Studienplätze 
— Auslandsstudium 187 
— Hochschulrahmengesetz 289 (A) 
— Parkstudenten 722, 723 
— Staatsvertrag 337 
Subordinationsrechtlicher Verwaltungsvertrag 95 (B) 
Subsidiarität 
— der Amtshaftung 581 (A) 
— der Feststellungsklage 682 (A) 
— der Herstellungspflicht der Gemeinden 
gegenüber Erschließungsverträgen 633 
— der Staatshaftung 742 (A) 
— der Verfassungsbeschwerde 687 
— des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes 323 (A) 
Subventions-Rückzahlung (Zinsen) 690 
T 
Tafelwein (Etikett) 603 
TA-Lärm 250 
Tankstelle (Reparaturwerkstätte) 213 
Tatbestandsberichtigung 764 
Taxifahrer (Waffenschein) 151 
Teilbeträge bei Erschließungskosten 8 (A), 15, 16, 21 
Teilenteignung 27 
Teilnehmergemeinschaft (Flurbereinigung) 
— Befangenheit 51 
— Vorstand (Befugnisse, Zuständigkeiten) 46, 51 
Teilungserlaubnis (Art. 17 WaldG) 617 (A) 
Teilungsgenehmigung (§ 19 BBauG) 470, 473 
Territorialprinzip (Flurbereinigungsverfahren) 46 
Tiere (Verletzen/Töten) 732 
Todesstrafe (Abschiebung von Ausländern) 502 
Tonbandaufnahme von Gemeinderatssitzung 667/700 (P) 
Tonbandgerät für Blinde 187 
Töten von Tieren 732 
Trafostation 
— Abstandsflächen? 285, 588 (A) 
— Kanalanschlußzwang? 277 
Trennungsgeld 759 
Treu und Glauben (Erschließungsbeitrag) 278 
Tuberkulosehilfe 187 
Türkei (Niederlassungsabkommen) 186 
U 
Überbau (Grundstück) 54 
Übernahme (Anspruch auf Ü. von Grünflächen) 504 
Übermaßverbot 
— Abschiebung von Ausländern (Todesstrafe) 502 
— Fraktionsstatus einer Partei 431 
— Gewerbebetrieb (Erlaubnisuntersagung) 119 
Überprüfungspflicht (Lebensmitteleinfuhr) 213 
— xxvm — 
Seite 
„Umbauter Raum" (Berechnung bei Holzhütte 
mit Vordach) 654 
Umdeutung (Beschwerde gegen Streitwertfestsetzung) 350 
Umlegungsverfahren (Rechtsberatungskosten) 379 
Umsatzsteuer 
— Enteigungsentschädigung 157 
— Gleichartigkeit mit Vergnügungssteuer? 111 
Umzug (Kontingentierung im Güterkraftverkehr) 144 
Unabhängigkeit der Abgeordneten 362 (A) 
Unabhängigkeit der Richter 
— Blockwahlsystem 121 
— Verfassungsbeschwerde 143 
„Unbillige Härte" i . S. des § 135 BBauG 280 
Unerlaubte Handlung, Haftung (Bundesbahn) 179 
Unfall 
— Dienst-U. eines Beamten 442 
— Öl-U. 38 (A) 
Universität (Umorganisation) 272 
Unschuldsvermutung (Art. 6 MRK) 88 
„Unsittlichkeit" (§ 4 GastG) 118, 120 
Untätigkeitsklage (Hauptsacheerledigung) 241, 632 
Unterbringung 
— Freiheitsentziehung und U. 165 (A, B) 
— durch Polizei 232 (A) 
— vorläufige U . 443 
Unterhalt 
— Armenrecht bei U.-Anspruch? 114 
— U.-Beitrag für Witwe eines Ruhestandsbeamten 691 
Unterlassung, Unterlassungsklage 
— gegen kommunale Wohnungsvermittlung 628 
— vorbeugende U.-Klage 71 (A), 86, 112, 747 (A) 
Unternehmergenehmigung mit planungsrechtlichem 
Einschlag 515 (A) 
Unterschleif (jur. Staatsprüfung) 60 
Unterschrift 
— Berufung/Berufungsbegründung 444 
— Verfassungsbeschwerde 445 
Untersuchungsgrundsatz (AO 1977) 542 (A) 
Urlaub, Abwesenheit wegen U . 
(Wiedereinsetzung i. v. S.) 82 
Urteil 
— Begründung 502 
— Fristüberschreitung für Abfassung des U. 91, 502 
— Verkündung 216 
V 
Verbindung von Verfahren 18 
Vereinigungsfreiheit (Handwerk) 226 (A) 
Verfassungen) 
— Bayerische V. (30 Jahre) 714 
— nicht-kommunistischer Staaten Europas 224 (B) 
Verfassungsbeschwerde 
— Ausländer 721 
— Beschwer 604 
— Bundes- u. Landes-V. 548 (A) 
— Denkmalsschutz 652 
— gegen Einstellung des Privatklageverfahrens 604 
— einer Gemeinde wegen Polizeiverstaatlichung? 589 
— gegen Gerichtsbeschluß über Sicherungsverwahrung 143 
— landesplanerische Beurteilung 653 
— und politischer Vertrag 520 (A) 
—• Rechtsverletzung (Art. 47 VfGHG) 143 
— Rechtswegerschöpfung 44, 679 (A), 687 
— Unterschrift 445 
Seite 
— verfassungskonforme Auslegung aufgrund V. 81 
— vor Verkündung einer Verordnung? 604/639 (P) 
— in Wahlrechtsangelegenheiten? 271 
Verfassungsgerichtshof, Bayerischer (Bindung der 
Gerichte an seine Entscheidungen) 76 (A) 
Verfassungsgeschichte 669 (B) 
Verfassungskonforme Auslegung 81, 89, 155, 523 (A) 
Verfassungsrechtliche Streitigkeit 337 
Vergleich 
— über Bebauungsgenehmigung 246 
— Vollstreckung 621 (A) 
— Widerspruchsgebühr 57 
Vergnügungssteuer 
— Landesgesetzgebungskompetenz 111 
— für Märchenwald 177 
Vergütung für Gefangenenarbeit? 157 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
— Ausschluß vom zweiten Bildungsweg 304 
— Ausweisung von Ausländern 56, 186 
— Beseitigungsanordnung 564 
— Demonstrationsverbot 185 
— Fahrtenbuch 728 
— Gewerbebetrieb (Erlaubnisversagung) 119, 121 
— Jagdschein (Versagung/Sperrfrist) 101 (A) 
— Unterschleif in Staatsprüfung 60 
— Zwangsbelastung von Grundstücken 19 
Verhältniswahlrecht 107 
Verhinderung 
— ehrenamtlicher Richter 121 
— Personalratsmitglied 285 
— des Vorsitzenden Richters 569 
Verjährung 
— Amtshaftungsanspruch 634 
— bundesrechtlicher Entschädigungsansprüche 155 
— Erschließungsbeiträge 24, 104 (A), 235 (A) 
— Erstattungsansprüche nach dem G 131 217 
— Ordnungsgeld gegen Kreisbürger 498 
Verkehr 
— enteignungsrechtliche Bewertung 36 (A) 
— V.-Gefährdung (Kanaldeckel) 475 
— Lärm 37 (A), 658, 661, 663, 664 
Verkehrssicherungspflicht 
— Beleuchtung 763 
— Staatshaftung 741 (A) 
Verkehrswert (Minderung bei Miteigentümern) 27 
Verkehrszeichen 116 
Verkündung 
— Ermächtigungsnorm und Verordnung 604/636 (P) 
— Termin (Auslagen) 317 
— Urteil 216 
Verlegung einer Fernmeldelinie 285 
Verlesung von Sachanträgen? 414, 478 
Vermittlung von Wohnungen 628 
Vernehmung von Parteigutachtern 649 (A) 
Veröffentlichung von Beitragssatzungen 760 
Verordnung 
— amtsgerichtliche Zweigstellen 474 
— Brandverhütung 732 
— Ermächtigung 439, 453 (A), 474, 604/636 (P) 
— Kreissitzbestimmung durch VO 205 
— Rechtsschutz gegen kommunale Neugliederung 
durch VO 705 (A) 
Verpflichtungsklage 
— Auflagen 658, 661, 663 
— Zurücknahme einer Baugenehmigung 759 
— Zwischenurteil 691 
— XXDC — 
Versagungsakt 
Versammlungsfreiheit (Demonstrationsverbot für 
Ausländer) 
Verschwiegenheitspflicht (Ordnungsgeld gegen 
Kreistagsmitglied) 
Versicherung 
— Erstattungsanspruch nach G 131 
— Gebäude-V. (Monopol) 
— Sozial-V.-Träger (Rechtshilfe) 
Versorgungsleitung (Zwangsbelastung) 
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577 (A), 599 
184 
Verteidigerüberwachung 








18, 19, 33 (A) 
460 (A), 645 (A) 
196 (A) 
157 
16, 27, 315 
Vertrag 
— auswärtiger V. 




— und öffentliches Interesse 
— öffentlich-rechtlicher V. 
— Staats-V. über Studienplatzvergabe 
— Straßensicherungs-V. 
— Verfassungsbeschwerde und politischer V 
— Vergleichs-V. (Baurecht) 
— und Verwaltungsakt 
— Verwaltungs-V. 
— Werbenutzung-V. 
— zugunsten Dritter 
282, 
















— Abschiebung von Ausländern 412 
— Baugenehmigung 
(Aufhebung/Rücknahme) 252, 498, 759 
— Berichtigung von Verwaltungsakten 545 (A) 
— Jagdschein-Sperrfrist 103 (A) 
— Vergleich über Bebauungsgenehmigung 246 
Vertretung 
— des Freistaates Bayern in Bonn 639 (B) 
— Nichtigkeitsklage wegen mangelnder V. 213 
— der öffentlichen Interessen in Baulandsachen 157 
Vertriebene (Österreicher) 727 
Verwahrung 
— Antrag 231 (A), 443 
— Entlassung 167 (A, B) 
— Sicherungs-V. 143 
Verwaltung 
— Auftrags-V. 64 (B) 
— „Demokratisierung" und Funktionsfähigkeit 63 (B) 
— Form, Aufbau und Inhalt von Schreiben, 
Bescheiden und Rechtsnormen 191 (B) 
— Führungsstil 481 (A), 510 (B) 
— Funktionalreform 449 (A) 
— Gesetzmäßigkeit der V. 395 (A), 578 (A) 
— Inzidentprüfungsrecht 1 (A) 
— Karrieredeterminanten 224 (B) 
— Privatisierung 261 (A) 
— V.-Vertrag 95 (B) 
— u. V.-wissenschaft 417/512 (A) 
— Zeitschrift für V. 703 (B) 
Verwaltungsakt 
— Abhängigmachen von Gegenleistung 238 
— beamtenrechtliche Maßnahmen 273 
— Bekanntgabe 94/124 (P) 
— Berichtigungsersuchen nach FlurbG? 50 
— Bestandskraft 
— Bestimmtheit 
— beurkundender V. 
— Bindungswirkung 
— Dauerwirkung 
— dienstliche Beurteilung kein VA 
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545 (A) 
372, 631, 632, 691, 729 
467 
56, 88, 166 (A, B) 
30/59 (P), 103 (A) 
182 
— Einvernehmen der Gemeinde (§ 36 BBauG)? 122 
— Erschließungsvertrag (Durchsetzung durch V.?) 759 
— Gebietsänderungen von Gemeinden 706 (A) 
— Gnadenakt 216 
— Hausverbot 667/698 (P) 
— innerdienstliche Weisung 490 (A), 719 (A) 
— Kirchenaustrittsbescheinigung 467 
— Krankenhausbedarfsplan 348 
— Mitteilung über Eintrag in Handwerksrolle 311 
— Nachschieben von Gründen 
— Nichtigkeit 





— Wiederholung eines Antrags auf Vornahme 
eines V. 
— Zusage 




— Mitherausgeber Panz t 







— Allgemeines V. 
— Staats- und V. in Bayern 
Verwaltungsreform und kommunale 
Spitzenverbände 
Verwaltungsvereinbarung für Finanzhilfen des Bundes 
Verwaltungsverfahren 
— Bundesgesetz 
— innerdienstliche Weisung 
— österreiche V.-Gesetze 
— rechtliches Gehör 
— Zusammenlegungsverfahren 
Verwaltungswissenschaft 
Verweisung (Bindung an V.-Beschluß) 
Verwerfungskompetenz der Exekutive 
Verwirkung 
— Berufung auf Verfahrensmangel 
— Vorausleistung auf Erschließungsbeitrag 
Verzicht auf Erschließungsbeitrag 
Volksbegehren 
—- zum Staatshaushalt 201 (A), 389 (A), 486 (A) 
— und Volksentscheid (Verbot des Art. 73 BV) 389 (A) 
Volksbelustigung (Verkauf von Informationsheften) 376 
Volksentscheid zum Staatshaushalt? 201, (A), 389 (A), 486 (A) 
Volksschule (Sexualkunde-Unterricht) 274 
„Volkszugehöriger, deutscher" 566 
Vollmacht 
— Vorlage nach Fristablauf 478/509 (P) 
— Widerruf 220 
15, 94/126 (P) 














575 (B), 670 (B) 
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Vollstreckung 
— Anordnung im Zusammenhang mit Öl-Unfall 
— Beseitigungsanordnung 86, 115, 
— öffentlicher Geldforderungen durch 
Gerichtsvollzieher 
— Vergleich 
— aus Verwaltungsakten 86, 
— Zwangsgeldandrohung 















Vordach (Berechnung des umbauten Raums) 
Vorgärten (Kfz.-Stellplätze) 
Vorlageverfahren nach § 47 VwGO (neu) 
Vorstand der Teilnehmergemeinschaft (FlurbG) 
— Befangenheit 
— Zuständigkeitsbereich 
Vorteilsausgleich bei Enteignungsentschädigung 





— Richtermitwirkung (Vorverfahren) 
W 
Waffe(n) 
— Ausstellung eines W.-Scheins für Taxifahrer? 
— Pistole für Nachtlokalinhaber? 





































— Ausländer (W.-Recht) 736 (B) 
— Beschluß-W. nach Art. 51 Abs. 3 GO 429 (A) 
— Bundes-W.-Gesetz 735 (B) 
— Europäisches Parlament 415/447 (P) 
— Gemeinderats-W. (Ersatzliste) 751 
— Listenabgeordnete/Direktwahl 361 (A) 
— Personalrats-W. 80, 121, 122 
— Richter-W. 121, 236 
— Verfassungsbeschwerde? 271 
— Verhältnis-W. in Bayern 107 
Wählerverzeichnis 729 
Wahlfach-Examinatorium 669 (B) 
Wahlfreiheit und Wahlprüfung 126 (B) 
Wahlkampf (Informationsstand für politische Partei) 211 
Wahlprüfung 
— Aufnahme in Wählerverzeichnis 729 
— Verfassungsbeschwerde neben W.? 271 
— Wahlfreiheit und W. 126 (B) 
Wahlrecht 
— Zum Deutschen Bundestag 
— zum Personalrat 
— Verfassungsbeschwerde? 
Wahlvorschlag zum Personalrat (Zurücknahme) 
Wald 
— Bannwald 






— Eigentum an Gewässern 
— Frischwasserbezug (Kanalbenutzungsgebühr) 
— Haftung für W.-Verunreinigung 
— Öl-Unfall 
— Schadensersatz bei „Unterlassen" 
Wasserschutzzone (enteignende Wirkung 
der Festsetzung) 
Wein (Etikett bei Import) 
Weisung, innerdienstliche 
Werbeanlagen (Lichtreklame) 

















28, 34 (A) 
603 
490 (A), 719 (A) 
439 
671 (B) 
83 Wesensgehalt von Grundrechten (Naturgenuß) 
Widerruf 
— Baugenehmigung 286/319 (P), 564 
— Sachverständigen-Bestellung 758 
— Steuerbegünstigung nach II. WoBauG 595 
— Vollmacht 220 
Widerspruch 
— gegen Abgabenbescheid (Zustellung) 760 
— gegen Beanstandung durch Bürgermeister 733/765 (P) 
— durch Ehegatten 759 
— erstmalige Beschwer durch Zurücknahme des W. 495 
— Feststellungsklage nach § 113 VwGO 667/699 (P) 
— Form (Belehrung) 568, 691 
— Frist 94/124 (P), 568 
— Gebühr (Erstattung?) 57 
— Nachbar-W. 252 
— Untätigkeitsklage 241 
— Zurücknahme 220, 241 
— Zweitentscheid nach Vorlegung des W. 691 
Widerspruchsbescheid, -verfahren 
— Anspruch auf Erlaß eines W. B.? 241 
— aufschiebende Wirkung der Klage 176 
— erstmalige Beschwer 495 
— Streit Wertfestsetzung 187 
— Wiedereinsetzung gegen Versäumung der Klagefrist 29 
Widerstandsrecht (Art. 20 GG) 
„Wiederaufbau" von Wohnraum 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
— Form der Rechtsbehelfsbelehrung 
— Nachschieben von Gründen? 
— Rechtsmittelbelehrung an Ausländer 
— Urlaubsabwesenheit 
— Vorverfahren 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
— bei nichtiger Anordnung der sofortigen 
Vollziehung 
— Beseitigungsanordnung gegen Handlungsstörer 
— Klagebefugnis 
— Nachbarklage 
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Wiederholungsprüfung 
Willkürverbot 
— Fraktionsstatus einer Partei 
— Gebietsreform 
— Gemeinde 
— Vereinigungsfreiheit im Handwerk 
Winterdienst (Räum- und Streupflicht) 









Wirtschaftsstruktur, regionale 737 (A) 
Wissenschaftsfreiheit (Hochschulorganisation) 272 
Witwe (Unterhaltsbeitrag) 691 
Wochenendhaus 
(Steuerbegünstigung nach II. WoBauG) 




— Abbruch (Zweckentfremdungsgenehmigung?) 400 
— kommunale Wohnungsvermittlung 628 
— Nutzungsuntersagung 402 
— Polizeiverstaatlichung 622 
— Schutz gegen Verkehrslärm 658 
— Trennungsgeld 759 
— i. S. des II. WoBauG 592, 594, 596, 598 
Zeitpunkt (maßgebender Z. für 
Sachentscheidung) 
Zeitschrift für Verwaltung 
30/59 (P), 183 
703 (B) 
178 
„Zentraler Ort" nach dem Landesentwicklungs-
programm 
Zeugenvernehmung 
— Parteigutachter 649 (A) 
— Protokollierung 477, 764 
— über Stimmabgabe bei Personalratswahl 122 
Zeugnisverweigerungsrecht (Fahrtenbuch) 728 
Ziegelei (Immissionsschutz) 249 
Zinsen 
— Anfechtung von Gebührenbescheiden 565 
— Höhe bei ö.-rechtlichem RückZahlungsanspruch 690 
— Vorteilsausgleich bei Enteignungsentschädigung 475 
Zollbeamter (Amtspflichten) 
Zufahrt zu Grundstücken 
Zulage 







— Zur Benutzung eines kommunalen Schlachthofs 156 
— Parkstudenten 722, 723 
— der Revision 216 
— Studienplatzvergabe 187, 290 (A) 
Zündhölzer (Kinder) 732 
Zurücknahme 
— einer Baugenehmigung 286/319 (P), 497, 759 
— eines Bescheides 221/253 (P) 
— der Bestellung von Sachverständigen 758 
— eines Wahlvorschlages? 121 
— eines Widerspruchs 220, 241, 495 
gP^; .*- ' ' Seite 
Zusage 
— neue AO 1977 544 (A) 
— Bebauungsgenehmigung 246 
— Bebauungsplan-Aufstellung 378 
— Kreisbaumeister 115 
— an Nachbarn über Baugenehmigung 759 
— öffentliches Interesse 428 (A) 
Zusammenarbeit 
(innere Verwaltung/Flurbereinigung) 41 (A) 
Zusammenlegungsverfahren 55 
Zuschlag („Hilflosigkeits-Z.") 758 
Zuständigkeit 
— Allzuständigkeit der Bezirke 
(für Behindertenhilfe) 673 (A) 
— Bürgermeister/Gemeinderat 667/700 (P) 
— Freiheitsentziehung 166 (A, B) 
— Funktionalreform 449 (A) 
— Genehmigung zum Erwerb der Staatsangehörigkeit 150 
— Gnadensachen 215 
— instanzielle Unzuständigkeit 213 
— örtliche 726 
— Personalrat (Mittel-/Unterbehörde) 759 
— Schußwaffe für Staatsanwalt 153 
— Überschreitung der Z. (Amtspflichtverletzung) 123 
— Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 737 (A) 
— Vorstand der Teilnehmergemeinschaft nach FlurbG 46 
— Zusagen in Bauangelegenheiten 115 
Zustandshaftung (Grundstückseigentümer) 175 
Zustellung 
— Abgabenbescheid 
— Beitragsbescheid an Erbengemeinschaft 
— Bodenverkehrsbescheid an Notar 
— Klage (mit Aktenanforderung) 
— Leistungsbescheid 
— Mangel (Heilung) 







— von Verwaltungsakten 221/253 (P) 
— Verteidigungslastenbehörden 157 
— Zurückstellungsbescheid 94/124 (P) 
Zustimmung 
— zum Ausbau einer Erschließungsanlage 26 
— der Ausgleichsbehörde zu Mietzinsfestsetzung 759 
— der Bundesregierung zu auswärtigen Verträgen 
der Länder 127 (B) 
— zur Kündigung eines Schwerbeschädigten 187 
— aller Länder zu Verwaltungsvereinbarung 
nach Art. 104 a GG 366 
— der Landesparlamente zu Staatsverträgen 339 
— zu Lohnsummensteuer 370 
— zu Ostverträgen (Verfassungsbeschwerde) 522 (A) 
Zuverlässigkeit für Gewerbebetrieb 118, 120 
Zwangsbelastung von Grundstücken 18, 19, 33 (A), 460 (A) 
Zwangsgeld 
— Androhung 86, 632 
— zur Beseitigung mehrerer Bauwerke 632 
— Festsetzung 248 
Zweckentfremdung von Wohnraum 400 
Zweigstelle, amtsgerichtliche 178, 474 
Zweiradreparaturwerkstätte 213 
Zweitantrag 
— Ablehnung von Richtern im Z.-Verfahren 757 
— Klagefrist (§ 76 VwGO) 759 
Zweitbescheid (nach Widerspruchs-Vorlage) 691 
Zweiter Bildungsweg (Ausschluß) 302 
Zweithaus (keine Steuerbegünstigung) 594 
Zweiwochenfrist für Urteilsabfassung 91, 502 
Zwischenurteil 691 
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VE. Systematisches Verzeichnis 
E = Entscheidungen B = Buchbesprechung P = Juristische Prüfungsaufgaben 
Fettdruck der Seitenzahlen = Abhandlungen und sonstige Beiträge 
1. Allgemeines (insbesondere Tagungen) 
Verstärkung des Umfangs der Bayerischen Verwaltungsblätter 
— 10. Gesundheits- oder Hygieneschutz durch Rauchverbot? 
— 10. Ministerialdirigent a. D. Dr. Wilhelm Panzf — 78. Ge-
schäftsverteilung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs für 
die Zeit vom 1. 1. 1976 bis 31. 12. 1976 — 78. Die Rechtsan-
waltschaft heute und morgen — 193. Privatisierung öffentlicher 
Verwaltungstätigkeit — 261. Grenzfragen des innerdeutschen 
Asylrechts (Bericht über die Tagung der Otto-Benecke-Stiftung 
in Bonn) — 268. Entwicklung und Bedeutung der Orden und 
Ehrenzeichen — 324. Verwaltung und Verwaltungswissenschaft 
— 417, 512. Geschäftsgrundlage und öffentliches Interesse — 
423. Effektiver Führungsstil in unserer Zeit — 481. Zum 75. 
Geburtstag von Theodor Maunz — 513. Gedanken zur Stellung 
des Beamten im modernen Staat — 528. Bemerkungen zu Be-
griff, Aufgaben und Methode der Verwaltungslehre — 535. 
Staatsrechtslehrer-Tagung 1976 — 684. Reform des Staatshaf-
tungsrechts? — 740. 
B „Demokratisierung" und Funktionsfähigkeit der Verwaltung 
(von Oertzen als Hrsg.) — 63. Karrieredeterminanten in 
der öffentlichen Verwaltung — Hierarchiebedingte Arbeits-
anforderungen und Beförderungspraxis im höheren Dienst 
(Pippke) — 224. Die kommunalen Spitzenverbände (Geißel-
mann) — 288. Einführung in die Kommunalwissenschaft 
(Pagenkopf) — 352. Verwaltungslehre (Maurach/Behrendt/ 
Knöpfle/Thieme) — 447. Führungskonzepte für die öffent-
liche Verwaltung (Böhret/Junkers) — 510. Die weißblaue 
Botschaft (Schmid) — 639. Der Umgang mit Computern 
(Geiger/Schneider) — 639. Wahlfach-Examinatorium 
(WEX) 7: Staatslehre — Verfassungsgeschichte (Maurach/ 
Behrendt/Maunz als Hrsg.) — 669. Zeitschrift für Verwal-
tung (Rill als Hrsg.) — 703. Was früher in Bayern alles 
Recht war (Eberle) — 734. 
P Aufgabe 8 — Wahlfachgruppe 5 — der ersten jur. Staats-
prüfung 1973 /II — 415, 447. 
2. Staats- und Verfassungsrecht 
2.1 In- und ausländisches Staatsrecht (Allgemeines, einschließ-
lich Rechtsgeschichte, Staatsphilosophie), Staatslehre 
Der Bannwaldbegriff des Waldgesetzes für Bayern — 134. 
Entwicklung und Bedeutung der Orden und Ehrenzeichen — 
324. Verfassungsbeschwerde und politischer Vertrag — 520. 
Gedanken zur Stellung des Beamten im modernen Staat — 528. 
Nahtstellen zwischen Bundes- und Landesverfassungsgerichts-
barkeit — 547. Staatsrechtslehrer-Tagung 1976 — 684. Ein 
Staat ohne Staatsangehörige — 714. Reform des Staatshaf-
tungsrechts? — 740. 
E Verfassungsmäßige Voraussetzungen und Justitiabilität der 
Festlegung des Fraktïonsstatus' in der Landtagsgeschäfts-
ordnung — 431. Zur Überprüfung vorkonstitutionellen 
Rechts (Art. 2 GraphitG; Art. 153 WV) im Popularklage-
verfahren — 493. 
B Staats- und Verwaltungsrecht in Bayern (Mang/Maunz/ 
Mayer/Obermayer) — 31. Die Zustimmung der Bundes-
regierung zu Verträgen der Bundesländer mit auswärtigen 
Staaten gemäß Art. 32 Abs. 3 GG (Seidel) — 127. Födera-
lismus — Die demokratische Alternative (Hahn) — 159. 
Die Verfassungen der nicht-kommunistischen Staaten Euro-
pas (Mayer/Tasch) — 224. Politik, Staat und Verfassung 
der Bundesrepublik Deutschland (Dollinger) — 415. Die 
Anerkennung der DDR durch die Bundesrepublik (Gleich) 
— 416. Föderalismus in der Schweiz (Neidhart) — 575. 
Der integrale Föderalismus — Föderalismus als Gesell-
schaftslehre (Hahn/Kinsky/Fuchs u. a.) — 575. Die weiß-
blaue Botschaft (Schmid) — 639. Wahlfach-Examination 
(WEX) 7: Staatslehre — Verfassungsgeschichte (Maurach/ 
Behrendt/Maunz als Hrsg.) — 669. Gemeinderat als Par-
lament? (Wurzel) — 703. Zeitschrift für Verwaltung (Rill 
als Hrsg.) — 703. Was früher in Bayern alles Recht war 
(Eberle) — 734. Die staatsrechtliche Stellung der Finanz-
kontrolle des Bundes (Tiemann) — 767. 
P Aufgabe 8 — Wahlfachgruppe 5 — der ersten jur. Staats-
prüfung 1973 /II — 415, 447. 
2.2 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
2.2.1 Grundrechte (Art 1 bis 13 und 15 bis 19) 
Gesundheits- und Hygieneschutz durch Rauchverbot? — 10. 
Wesen und Bedeutung der städtebaulichen Entwicklungspla-
nung — 65. Das Grundrecht auf Naturgenuß im Widerstreit 
der Meinungen — 72. Die Präsentation des Gewissens — 97. 
Zur Auslegung des Sozialstaatsprinzips — 161. Rechtsbehelfs-
belehrungspflicht bei Anordnung der sofortigen Vollziehung? 
— 169. Leistungsprinzip und Kooperation handwerklicher 
Selbstverwaltungseinrichtungen — 225. Privatisierung öffentli-
cher Verwaltungstätigkeit — 261. Das Grundrechtsproblem als 
Kollisionsproblem im europäischen Gemeinschaftsrecht — 353. 
Bundesverfassungsgericht zu Grundrechten und Europarecht — 
360. Die Rechtsstaatlichkeit der europäischen Gemeinschafts-
ordnung — 395. Die Sperrzeitregelung im Gaststättenrecht — 
452. Verfassungsrechtliche Aspekte neuer kommunikationstech-
nischer Entwicklungen — 530. Der ablehnende Bescheid im 
Gestattungsrecht — 577. Gefährdungshaftung für Pipelines aus 
Vertrag zugunsten Dritter? — 645. Die Rechtsstellung Behin-
derter im Prüfungsverfahren — 650. Aspekte des Rechtsschut-
zes bei der kommunalen Neugliederung in Bayern — 705. 
E Die Steuerfreiheit der Abgeordneten-Diäten verstößt gegen 
Art. 3 — 12. Verbot der Beeinträchtigung nichtrauchender 
Prüfungsteilnehmer durch Raucher (Art. 3, 12) — 30. Ver-
letzung des Art. 19 Abs. 4 bei Verweigerung der Wiederein-
setzung in den vorigen Stand (Urlaubsabwesenheit bei Straf-
befehlszustellung — 81. Festsetzung von Höchstzahlen für 
Fahrzeuge im Möbelfernverkehr verstößt gegen Art. 12 — 
144. Bedeutung des Art. 6 bei der Ausweisung von Aus-
ländern — 185. Zulässigkeit von Eingriffen in die Grund-
rechte von Strafgefangenen — 207. Zur gerichtlichen Nach-
prüfung von Gnadenentscheidungen (Art. 19 Abs. 4) — 215. 
Beschränkung der Gestaltungsfreiheit des Landesgesetz-
gebers bei der Regelung des Wahl verfahren s zu den Richter-
vertretungen durch Art. 3 — 236. Bedeutung des Art. 3 bei 
der Bemessung von Kanalanschlußbeiträgen nach der Ge-
schoßflächenzahl — 251. Zum vorläufigen Rechtsschutz 
eines Hochschullehrers gegen die Umorganisation von wis-
senschaftlichen Einrichtungen aus Art. 5 — 272. Keine einst-
weilige Anordnung aus Art. 6, 7 gegen Sexualkundeunter-
richt — 274. Zur Vereinbarkeit von Ordnungsmaßnahmen 
im Rahmen von Schulverhältnissen ohne gesetzliche Grund-
lage mit Art. 12 — 302. Justitiabilität von Geschäftsvertei-
lungsplänen (Art. 19) — 373. Begünstigte Asylgewährung 
an Antragsteller mit gesicherter Eingliederung in die deut-
schen Lebensverhältnisse (Art. 16) — 405. Inhaltliche Be-
deutungen und Begrenzungen des Grundrechts auf Asyl ge-
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maß Art. 16 — 406. Notwendigkeit der Prozeßfähigkeit eines 
Anwalts mit Art. 12 vereinbar — 507. Zum Grundsatz der 
Chancengleichheit bei gleichzeitiger Prüfung von Rechts-
referendaren mit unterschiedlichen Vorbereitungsdienstzei-
ten (Art. 3) — 572. Zur Verletzung von Grundrechten durch 
kommunale Wohnungsvermittlung — 628. Klagerecht einer 
Gemeinde gegen die Erlaubnis für Flugmodelle wegen Ver-
letzung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts (Art. 28, 
142) — 664. Aussetzung der Rückwirkung der „Parkstu-
dium-Klausel" des § 32 HRG; Verlängerung der Einschrei-
bungsfrist — 722. Einrücken von Parkstudenten in freiwer-
dende Studienplätze höherer Semester (Art. 3, 12) — 723. 
Einstweilige Anordnung im Normenkontrollverfahren nach 
§ 47 VwGO? (Art. 19 Abs. 4) — 725. 
B Die deutsche Hochschule zwischen Numerus clausus und 
Akademikerarbeitslosigkeit (Lohmar/Ortner als Hrsg) — 
255. Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Ausgestal-
tung staatlicher Prüfungen (Pietzker) — 256. Der Grund-
rechtsschutz in den Europäischen Gemeinschaften aus deut-
scher Sicht (Fuß) — 480. 
P Aufgabe 7 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 158, 
189. Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1974/1 — 604, 
636. Aufgabe 10 der zweiten jur. Staatsprüfung 1971/1, II. 
Abtlg. — 667, 698. 
2.2.2 Art. 20 bis 146 GG, Allgemeines 
Inzidente Prüfung und Verwerfung von Normen im Range 
unter dem Gesetz durch die Exekutive? — 1. Der Bannwald-
begriff des Waldgesetzes für Bayern — 134. Zur Auslegung des 
Sozialstaatsprinzips — 161. Fragen aus dem Recht der „Frei-
heitsentziehung und Unterbringung" — 165. Die Bund-Länder-
Streitigkeiten nach dem Grundgesetz und dem Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetz — 257. Förmliche Aufhebung von Landes-
recht durch den Bundesgesetzgeber? — 294. Das Verwaltungs-
verfahrensgesetz — 321. Das Grundrechtsproblem als Kolli-
sionsproblem im europäischen Gemeinschaftsrecht — 353. Bun-
desverfassungsgericht zu Grundrechten und Europarecht — 360. 
Unterschiede in der Rechtsstellung der direkt gewählten Ab-
geordneten und der Listenabgeordneten im Bundestag und 
Bayerischen Landtag? — 361. Verfassungsbeschwerde und poli-
tischer Vertrag — 520. Nahtstellen zwischen Bundes- und Lan-
desverfassungsgerichtsbarkeit — 547. Gefährdungshaftung für 
Pipelines aus Vertrag zugunsten Dritter? — 645. Verfassungs-
beschwerde und Erschöpfung des Rechtswegs durch Gegenvor-
stellung — 679. Rechtsschutz gegen die Vollstreckung aus Ver-
waltungsakten — 680. Aspekte des Rechtsschutzes bei der kom-
munalen Neugliederung in Bayern — 705. Ein Staat ohne 
Staatsangehörige — 714. Die verfassungsrechtliche Verantwor-
tung der Länder für die Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur — 737. Reform des Staatshaftungsrechts? — 
740. 
E Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Alimentation 
der Abgeordneten (Art. 20, 38, 48) — 12. Verletzung des 
Art. 103 Abs. 1 bei Verweigerung der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand für Ausländer, dem Strafbefehl in deut-
scher Sprache zugestellt wurde — 45. Verletzung des Art. 
103 Abs. 1 bei Planänderungen im Flurbereinigungsverfah-
ren — 52. Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 bei Verweigerung 
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Urlaubs-
abwesenheit — 81. Zur Kompetenz des Landesgesetzgebers, 
jedermann ein Recht auf Schutz der Natur einzuräumen 
(Art. 75 Nr. 3) — 83. Vereinbarkeit der landesrechtlichen 
Vergnügungssteuer mit Art. 105 Abs. 2a — 111. Aus Art. 
74 Nr. 11 läßt sich die Verfassungsmäßigkeit landesrecht-
licher Gebäudeversicherungsmonopole herleiten — 207. 
Anspruch einer politischen Partei (Art. 21) auf Aufstellen 
von Informationsständen — 211. Keine analoge Anwen-
dung des Art. 38 auf Wahlen zu Richtervertretungen — 236. 
Umfang des rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1) im Ver-
waltungsverfahren — 285. Keine Zuständigkeit des BVerfG 
nach Art. 93 zur Auslegung des Staatsvertrages über die 
Vergabe von Studienplätzen — 337. Erforderlichkeit zu-
stimmungsbedürftiger Bundesgesetze oder von Verwaltungs-
vereinbarungen für die Konkretisierung von Finanzierungs-
hilfen des Bundes gemäß 104a Abs. 4 — 364. Fremdenver-
kehrsabgabe ist keine „Steuer" i. S. des Art. 105 — 463. 
Zur Form von Kirchenaustrittserklärungen (Art. 140) — 
466. Fortgeltung des Graphitgesetzes als Landesrecht (Art. 
125) — 493. Drohende Todesstrafe kein absolutes Hinder-
nis für Abschiebungshaft (Art. 102) — 502. Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder für den Erlaß von Vorschriften über 
„öffentliches Eigentum" und die Haftung für dessen Be-
schädigung (Art. 74) — 559. Verfassungsbeschwerde einer 
Gemeinde gegen die Polizeiverstaatlichung (Art. 28) — 589. 
Vorlage nach Art. 100 wegen Verfassungswidrigkeit der 
kleingartenrechtlichen Kündigungsvorschriften — 657. Zum 
Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1) bei der 
nachträglichen Anhörung nach § 33a StPO — 687, 688. 
Keine Verletzung des Selbstverwaltungsrechts der Gemein-
de nach Art. 28 durch Anordnung eines Halteverbots im 
Ortskern — 692. Kein Verfassungsbeschwerderecht zum 
BayVerfGH von Ausländern (Art. 33, 116) — 721. Zum 
Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4) gegen kommunalverfassungs-
rechtliche Entscheidungen — 753. 
B „Demokratisierung" und Funktionsfähigkeit der Verwaltung 
(von Oertzen als Hrsg.) — 63. Die Bundesaufsicht (Haun) 
— 64. Die Bundesauftragsverwaltung als Verwaltungsform 
(Wolst) — 64. Die Zustimmung der Bundesregierung zu 
Verträgen der Bundesländer mit auswärtigen Staaten gemäß 
Art. 32 Abs. 3 GG (Seidel) — 127. Fonds- und Investitions-
hilfekompetenz des Bundes (Müller-Volbehr) — 383. Ver-
fassungsrechtliche Probleme einer Reform des Systems zur 
Finanzierung der beruflichen Bildung (Friauf) — 448. Die 
Abgrenzung der Gesetzgebungskompetenzen im Bereich der 
beruflichen Bildung unter besonderer Berücksichtigung des 
Fernunterrichts und berufsbezogener schulischer Bildungs-
gänge (Friauf) — 448. Verfassungsrechtliche Probleme der 
Neuordnung des Bildungswesens im Sekundarbereich (Fri-
auf) — 448. Der Grundrechtsschutz in den Europäischen 
Gemeinschaften aus deutscher Sicht (Fuß) — 480. Grund-
gesetz-Kommentar (Maunz/Dürig/Herzog) — 668. Parteien 
in der kommunalen Selbstverwaltung (Trachternach) — 702. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1974/1 — 604, 636. 
2.3 Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
Inzidente Prüfung und Verwerfung von Normen im Range 
unter dem Gesetz durch die Exekutive? — 1. Die Bindung der 
Gerichte an Entscheidungen des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs — 76. Die Bund-Länder-Streitigkeiten nach dem 
Grundgesetz und dem Bundesverfassungsgerichtsgesetz — 257. 
Die Rechtsstaatlichkeit der europäischen Gemeinschaftsrechts-
ordnung — 395. Verfassungsbeschwerde und politischer Ver-
trag — 520. Nahtstellen zwischen Bundes- und Landesverfas-
sungsgerichtsbarkeit — 547. Verfassungsbeschwerde und Er-
schöpfung des Rechtswegs durch Gegenvorstellung — 679. 
E Zur Bindungswirkung von BVerfG-Entscheidungen nach § 
31 bei „verfassungskonformer Auslegung" von Gesetzen — 
81. Zur Bindungswirkung der BVerfG-Entscheidung über 
die Nachprüfbarkeit von Gnadenakten (§§ 15, 31) — 215. 
Keine Zuständigkeit des BVerfG nach §§ 71 ff. zur Aus-
legung des Staatsvertrags über die Vergabe von Studien-
plätzen — 337. Zur Bindungswirkung von BVerfG-Ent-
scheidungen (§ 31) — 400. Subsidiarität der Verfassungs-
beschwerde ist verfassungsrechtlich verankert; zur Rechts-
wegerschöpfung nach § 90 — 687, 688. Verlängerung von 
Einschreibungsfristen für „Park-Studenten" gemäß § 35 — 
722. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1974/1 — 604, 636. 
— XXXIV — 
2.4 Verfassung des Freistaates Bayern (ohne Art 159) 
Das Grundrecht auf Naturgenuß im Widerstreit der Meinungen 
— 72. Die Bindung der Gerichte an Entscheidungen des Baye-
rischen Verfassungsgerichtshofs — 76. Das Waldgesetz in 
Bayern — 129. Der bayerische Staatshaushalt im Spannungs-
feld zwischen mittelbarer und unmittelbarer Demokratie — 201. 
Unterschiede in der Rechtsstellung der direkt gewählten Ab-
geordneten und der Listenabgeordneten im Bundestag und 
Bayerischen Landtag? — 361. Das Grundrecht auf Ausbildung 
gemäß Art. 128 Abs. 1 der Bayerischen Verfassung — 385. 
Volksbegehren und Volksentscheid im Verhältnis zum Verbot 
des Art. 73 BV — 389. Volksgesetzgebung und Staatshaushalt 
— 486. Nahtstellen zwischen Bundes- und Landesverfassungs-
gerichtsbarkeit — 547. Zur Rechtsstellung Behinderter im Prü-
fungsverfahren — 650. Ein Staat ohne Staatsangehörige — 714. 
E Verbot der Beeinträchtigung nichtrauchender Prüfungsteil-
nehmer durch Raucher (Art. 94, 101, 118) — 30. Aktives 
Wahlrecht des Dienststellenleiters bei Personalratswahlen 
mit Art. 118 vereinbar — 80. Juristischen Personen steht das 
Grundrecht auf Naturgenuß nach Art. 141 nicht zu; Art. 141 
gewährt kein Abwehrrecht gegen rechtswidrige Veränderun-
gen der Natur — 83. Zur Ermittlung der Stimmergebnisse 
bei Landtagswahlen (Art. 7, 14, 118) — 107. Keine sub-
jektiven verfassungsmäßigen Rechte aus Art. 84, 85; zur 
Verletzung des Rechts auf Gehör (Art. 91) im Verfahren 
wegen Entlassung aus der Sicherungsverwahrung — 143. 
Keine Popularklage gegen Allgemeine Dienstordnung (Art. 
98) — 173. Popularklage einer Gemeinde gegen die Bestim-
mung des Sitzes einer Kreisverwaltung (Art. 11, 98) — 205. 
Verfassungsmäßigkeit der Hundesteuer (Art. 118, 123) — 
269. Keine einstweilige Anordnung gegen Sexualkunde-
unterricht (Art. 126, 131, 135) — 274. Zur Zulässigkeit von 
Eingriffen in die Grundrechte von Strafgefangenen — 301. 
Verfassungsmäßige Voraussetzungen und Justitiabilität der 
Festlegung des Fraktionsstatus* in der Landtagsgeschäfts-
ordnung — 431. Zur Unterzeichnung von Verfassungsbe-
schwerden und sonstigen Schriftsätzen (Art. 91,118) — 445. 
Kein Eigentümerschutz aus Art. 103 gegen vorkonstitutio-
nelle Beeinträchtigungen (Graphitgesetz) — 493. Zur Chan-
cengleichheit bei der zweiten jur. Staatsprüfung (Art. 118) 
— 572. Zur Klagebefugnis einer Gemeinde gegen Polizei-
verstaatlichung sowie zur Verfassungsmäßigkeit derselben 
(Art. 11, 12, 98) — 589, 622. Kein subjektives Recht einzel-
ner Bürger aus Art. 141 auf Denkmalschutz — 652. Unzu-
lässigkeit einer Verfassungsbeschwerde gegen eine landes-
planerische Beurteilung (Art. 120, 141) — 653. Kein Ver-
fassungsbeschwerderecht von Ausländern ohne dauerhafte 
Beziehung zum bayerischen Staatsgebiet — 721. Verfas-
sungsmäßigkeit der Ersatzleute-Regelung des Art. 26 GWG 
bei der Verhinderung von Gemeinderatsmftgliedern nach 
Art. 31 GO (Art. 14, 38,118) — 751. 
B Staats- und Verwaltungsrecht in Bayern (Mang/Maunz/ 
Mayer/Obermayer) — 31. 
2.5 Bayerisches Gesetz über den Verfassungsgerichtshof 
Die Bindung der Gerichte an Entscheidungen des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofs — 76. Nahtstellen zwischen Bundes-
und Landesverfassungsgerichtsbarkeit — 547. 
E Nichtzulassungsbeschwerde als Voraussetzung für Rechts-
wegerschöpfung (Art. 47 VfGHG) — 44. Keine Verfas-
sungsbeschwerde wegen angeblicher Verletzung der Art. 84, 
85 BV — 143. Keine Popularklage gegen Allgemeine 
Dienstordnung (Art. 53 VfGHG) — 173. Popularklage 
gegen Verordnung zur Bestimmung der Sitze der Kreisver-
waltungen — 205. Keine Verfassungsbeschwerde gegen 
Entscheidungen in Wahlrechtsangelegenheiten — 271. 
Organstreit über Verfassungsmäßigkeit des § 7 der Ge-
schäftsordnung für den Bayerischen Landtag (Fraktions-
status) — 431. Notwendigkeit und Form der Unterschrift 
unter eine Verfassungsbeschwerde (Art. 46, 47 VfGHG) — 
445. Verfassungsbeschwerderecht einer Gemeinde gegen 
die Polizeiverstaatlichung — 589. Verfassungsbeschwerde 
gegen Einstellung des Privatklageverfahrens — 604. Kein 
Verfassungsbeschwerderecht von Ausländern ohne dauer-
hafte Beziehung zum bayerischen Staatsgebiet — 721. 
3. Europa- und Völkerrecht 
(einschließlich Menschenrechtskonvention) 
Fragen aus dem Recht der „Freiheitsentziehung und Unter-
bringung" — 165. Die Rechtsanwaltschaft heute und morgen 
— 193. Das Grundrechtsproblem als Kollisionsproblem im 
europäischen Gemeinschaftsrecht — 353. Bundesverfassungsge-
richt zu Grundrechten und Europarecht — 360. Die Rechts-
staatlîchkeit der europäischen Gemeinschaftsordnung — 395. 
E Mündliche Bekanntmachung der Anordnung der Abschie-
bungshaft an Ausländer reicht aus, um dem Schutzzweck 
des Art. 5 Abs. 2 MRK Rechnung zu tragen — 56. Bedeu-
tung der Unschuldsvermutung des Art. 6 Abs. 2 MRK bei 
der Ausweisung von Ausländern — 88. Unzulässigkeit der 
Ausweisung von EG-Ausländern aus generalpräventiven 
Gründen — 154. Keine Vergütung für Strafgefangenen-
arbeit aufgrund des Internationalen Abkommens vom 28. 
6. 1930 — 157. Bedeutung des Art. 8 MRK bei der Auswei-
sung von Ausländern mit Familie — 185. Versagung der 
Aufenthaltserlaubnis auch für EG-Angehörige wegen Er-
werbsunzucht — 209. Zur Bedeutung des Art. 34 des Gen-
fer Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 
1951 — 405. Drohende Todesstrafe kein absolutes Hinder-
nis für Abschiebungshaft (Art. 3, 25 MRK) — 502. 
B Der Grundrechtsschutz in den Europäischen Gemeinschaf-
ten aus deutscher Sicht (Fuß) — 480. Internationales und 
Europäisches Sozialrecht (Zacher) — 574. 
P Aufgabe 8 — Wahlfachgruppe 5 — der ersten jur. Staats-
prüfung 1973 /II — 415, 447. 
4. Kirchenrecht 
E Unzulässigkeit staatlicher Kirchenaustrittserklärungen mit 
Vorbehalten hinsichtlich des innerkirchlichen Bereichs — 
466. 
5. Wahlrecht (ohne kommunales Wahlrecht), 
Redit der Abgeordneten und Parteien 
Unterschiede in der Rechtsstellung der direkt gewählten Ab-
geordneten und der Listenabgeordneten im Bundestag und 
Bayerischen Landtag? — 361. 
E Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Alimentation 
von Abgeordneten — 12. Zur Verfassungsmäßigkeit der Er-
mittlung der Stimmenergebnisse nach Wahlkreisen und nach 
dem d'Hondt'schen Verfahren bei Landtagswahlen — 107. 
Anspruch einer politischen Partei auf Aufstellen von Infor-
mationsständen — 211. Keine Verfassungsbeschwerde gegen 
Entscheidungen in Wahlrechtsangelegenheiten — 271. Zu-
lässigkeit des Verwaltungsrechtswegs für die Feststellung der 
Wahlberechtigung zum Deutschen Bundestag (§ 49 BWG) 
— 729. 
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B Wahlfreiheit und Wahlprüfung (von Heyl) — 126. Parteien 
in der kommunalen Selbstverwaltung (Trachternach) — 702. 
Bundeswahlgesetz mit Bundeswahlordnung (Feneberg/Sima-
der) — 735. Handbuch des Wahlrechts zum Deutschen 
Bundestag (Schreiber) — 735. Wahlrecht für Ausländer 
(Birkenheier) — 736. 
6. Staatsangehörigkeits-, Vertriebenen-, Ausländer-
und Asylrecht 
Fragen aus dem Recht der „Freiheitsentziehung und Unter-
bringung" — 165. Grenzfragen des innerdeutschen Asylrechts 
— 268. 
E Mündliche Mitteilung der Anordnung der Abschiebungshaft 
an Ausländer ist ausreichend — 56. Bedeutung des Prinzips 
der Vermutung der Unschuld bei der Ausweisung von Aus-
ländern nach § 10 Abs. 1 Nr. 11 AuslG — 88. Maßgeblich-
keit des Rechts der Staates, dessen Staatsangehörigkeit der 
Namensträger besitzt, für die Berechtigung zum Führen 
eines (Adels-)Namens —148. Unzulässigkeit der Ausweisung 
von EG-Ausländern aus Gründen der Generalprävention 
— 154. Vorbeugende polizeiliche Gefahrenabwehr gegen-
über Ausländern nach § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 4 AuslG — 
183. Zur Ausweisung von Ausländern mit Famüie — 185. 
Versagung der Aufenthaltserlaubnis auch für EG-Ausländer 
wegen Erwerbsunzucht — 209. Zur sofortigen Wirksamkeit 
der Anordnung von Abschiebungshaft für Ausländer — 242. 
Zur Rückerlangung des vorläufigen Aufenthaltsrechts eines 
ausgewiesenen und ausgereisten Ausländers durch Wieder-
herstellung der aufschiebenden Wirkung seiner Klage — 
275. Unbeachtlichkeit eines nur zur Verzögerung der Aus-
weisung gestellten Asylantrags — 403. Begünstigte Asyl-
gewährung an Antragsteller mit gesicherter Eingliederung 
in die deutschen Lebensverhältnisse — 405. Inhaltliche Be-
deutung und Begrenzungen des Grundrechts auf Asyl — 
406. Keine Versagung der Anerkennung als Asylberechtigter 
wegen Vorliegens eines Abschiebungssachverhalts — 410. 
Drohende Bestrafung wegen Republikflucht als asylbegrün-
dende politische Verfolgung — 411. Unzulässigkeit der Ab-
schiebung eines in Vorbereitungshaft befindlichen Auslän-
ders durch Ausländerbehörde — 411. Ausweisung eines 
Ausländers auch dann, wenn er dadurch seine privatrecht-
lichen Verpflichtungen nicht erfüllen kann — 438. Drohende 
Todesstrafe im Abschiebungsland kein unbedingtes Hinder-
nis für Abschiebungshaft — 502. Gerichtliche Zuständigkeit 
für verbindliche Entscheidung über Statusfragen; zum Be-
griff „deutscher Volkszugehöriger" als Voraussetzung für 
die Anerkennung einer Sammeleinbürgerung nach § 1 
StARegG — 566. Kein Verfassungsbeschwerderecht für 
Ausländer ohne dauerhafte Beziehung zum bayerischen 
Staatsgebiet — 721. Keine Anerkennung österreichischer 
Staatsangehöriger als Vertriebene (§§ 1, 6 BVFG) — 727. 
B Wahlrecht für Ausländer (Birkenheier) — 736. 
7. Redit des öffentlichen Dienstes 
7.1 Allgemeines, Beamtenrechtsrahmengesetz, Bundesbeamten-
gesetz, Soldatenrecht 
Gedanken zur Stellung des Beamten im modernen Staat — 528. 
E Umfang des Rechts des Beamten auf Einsicht in seine Per-
sonalakten — 92. Zur Verjährung von Erstattungsansprü-
chen des Versicherungsträgers nach G 131 § 72 Abs. 11 — 
217. Zum beamtenrechtlichen Unfallschutz bei Unterbrechung 
der Heimfahrt vom Dienst wegen Hilfeleistung an andere 
Verkehrsteilnehmer — 442. Nur Kürzung, keine Versagung 
des Unterhaltsbeitrags der Witwe bei Tod eines Ruhe-
standsbeamten, der mit 85 Jahren eine 40 Jahre jüngere 
Frau geheiratet hat (§ 125 BBG) — 691. Zur Gewährung 
eines „Hilflosigkeitszuschlags" für Ruhestandsbeamte (§138 
BBG) — 758. Anforderungen an ein „gleichzubewertendes 
Amt" i. S. des § 130 BRRG bei kommunalen Wahlbeamten 
— 759. Einsicht in Bewerbungsakten durch Bewerber um 
Lehrauftrag (§ 39 BRRG) — 759. 
B Gesamtkommentar öffentliches Dienstrecht. Band III: Be-
soldungsrecht des Bundes und der Länder (Fürst/Schinkel) 
— 160. Karrieredeterminanten in der öffentlichen Verwal-
tung — Hierarchiebedingte Arbeitsanforderungen und Be-
förderungspraxis im höheren Dienst (Pippke) — 224. Ge-
samtkommentar öffentliches Dienstrecht. Band IV: Recht 
der Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst (Arndt/ 
Baumgärtel; Fürst als Hrsg.) — 704. 
7.2 Bayerisches Beamtenrecht (einschließlich JAPO und Bay-
BFHG) 
Zur Rechtsstellung Behinderter im Prüfungsverfahren — 650. 
E Rauchverbot bei juristischer Staatsprüfung (§ 43 JAPO) — 
30. Kommentierung von Gesetzestexten als Unterschleif i. S. 
des § 31 JAPO — 60. Zur Rechtsnatur der Allgemeinen 
Dienstordnung — 173. Dienstliche Beurteilung eines Beam-
ten ist kein Verwaltungsakt — 182. Keine Bindung des 
Stichentscheidprüfers an den Rahmen der Vorzensuren (§ 
22 JAPO) — 308. Zur gemeinsamen Prüfung von Rechts-
referendaren mit unterschiedlichen Vorbereitungsdienstzei-
ten (§§ 35, 43 JAPO) — 572. Prüfungsvergünstigung durch 
Arbeitszeitverlängerung wegen Augenleidens im schrift-
lichen Teil der juristischen Staatsprüfung (§ 62 JAPO, § 34 
APO) — 656. 
7.3 Besoldungsrecht (einschließlich Beihilferecht) 
E Ablieferung der Vergütung für Postbediensteten aus Neben-
tätigkeit bei einem anderen öffentlichen Dienstherrn (§ 64 
BBG) — 285. Zur Aufzehrung von Ausgleichszulagen nach 
Art. 143, 144 KWBG durch Gehalterhöhungen — 655. 
Zur Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für einen Heil-
praktiker (Nr. 3, 4 BhV) — 691. Zur Gewährung eines 
„Hilflosigkeitszuschlags" (§ 138 BBG) für Ruhestandsbeam-
ten — 758. Ablehnung einer als vorläufig anerkannten Woh-
nung führt nicht zu Wegfall des Trennungsgeldes — 759. 
Anforderungen an ein „gleichzubewertendes Amt" nach § 
130 BRRG bei kommunalen Wahlbeamten — 759. Perso-
nalratsmitwirkung bei Höhergruppierung eines Angestell-
ten — 759. 
B Besoldungsrecht des Bundes und der Länder (Clemens/Mil-
lack/Engelking/Lantermann/Henkel) — 95, 768. Gesamt-
kommentar öffentliches Dienstrecht. Band III: Besoldungs-
recht des Bundes und der Länder (Fürst/Schinkel) — 160. 
7.4 Disziplinarrecht 
E Anforderungen an die rechtswirksame Einleitung eines förm-
lichen Disziplinarverfahrens — 178. Disziplinarrechtliche 
Natur der Ordnungsgelder gegen Kreisräte wegen Verlet-
zung der Verschwiegenheitspflicht — 498. Homosexuelle 
Handlungen, die als Dienstvergehen zu werten sind, erfor-
dern auch bei einem Lehrer nicht schlechthin die Entfernung 
aus dem Dienst (Art. 6 BayDO) — 691. 
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7.5 Richterrecht 
E Anforderungen an die Ausgestaltung der Richterwahl — 
121. Verhinderung ehrenamtlicher Richter — 121. Grund-
sätze für die Wahlen zu den Präsidialräten der Gerichte — 
236. Zur Klage eines Richters gegen einen Geschäftsvertei-
lungsplan (§§ 26, 78 DRiG) — 373. Zur Unbestimmtheit 
eines gerichtlichen Geschäftsverteilungsplans — 569. 
7.6 Personalvertretungsrecht 
E Verfassungsmäßigkeit des aktiven Wahlrechts des Dienst-
stellenleiters — 80. Zur Zurücknahme von Wahlvorschlägen 
— 121. Keine Zeugenvernehmung oder eidesstattliche Ver-
sicherung über Stimmabgabe — 122. Zur Personalratswahl 
im eigenständigen Teil der Dienststelle „Gemeinde" (Art. 6 
BayPVG) — 276. Prozessuale Behandlung von Auflösungs-
anträgen nach Ablauf der Amtszeit des Person al rates; keine 
Zuziehung von Mitgliedern der Stufenvertretung zur Per-
sonalversammlung (§ 28 PersVG) — 284. Zeitweilige Ver-
hinderung von Personalratsmitgliedern (§ 37 PersVG) — 
285. Zur Mitwirkung des Personalrats bei der Höhergrup-
pierung von Angestellten — 759. Beteiligung des Personal-
rats der Mittelbehörde bei Dienstpostenvergabe an Bewer-
ber einer nachgeordneten Dienststelle (§ 82 PersVG) — 759. 
8. Allgemeine Verwaltung und Allgemeines 
Verwaltungsrecht 
8.1 Allgemeine Verwaltung, Staatsorganisation, Staats- und 
VerwaltungsVereinfachung, Gebietsreform 
Gesundheits- und Hygieneschutz durch Rauchverbot? — 10. 
Koordinierung der Zusammenarbeit von innerer Verwaltung 
und Flurbereinigung — 41. Privatisierung öffentlicher Verwal-
tungstätigkeit — 261. Verwaltung und Verwaltungswissenschaft 
— 417, 512. Der Stand der Funktionalreform in Bayern — 449. 
Effektiver Führungsstil in unserer Zeit — 481. Bemerkungen zu 
Begriff, Aufgaben und Methode der Verwaltungslehre — 535. 
Aspekte des Rechtsschutzes bei der kommunalen Neugliede-
rung in Bayern — 705. 
E Popularklage gegen Bestimmung des Sitzes der Kreisver-
waltung — 205. Zum vorläufigen Rechtsschutz eines Hoch-
schullehrers gegen die Umorganisation wissenschaftlicher 
Einrichtungen — 272. Weitergeltung von Flächennutzungs-
plänen bei kommunalen Gebietsänderungen — 440. Zur 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Zusammenlegung 
amtsgerichtlicher Zweigstellen — 474. 
B „Demokratisierung" und Funktionsfähigkeit der Verwaltung 
(von Oertzen als Hrsg.) — 63. Form, Aufbau und Inhalt 
von Schreiben, Bescheiden und Rechtsnormen in der Ver-
waltung (Linhart) — 191. Karrieredeterminanten in der öf-
fentlichen Verwaltung — Hierarchiebedingte Arbeitsanfor-
derungen und Beförderungspraxis im höheren Dienst 
(Pippke) — 224. Die kommunalen Zweckverbände (Geißel-
mann) — 288. Verwaltungslehre (Maurach/Behrendt/Knöpf-
le/Thieme) — 447. Führungskonzepte für die öffentliche 
Verwaltung (Böhret/Junkers) — 510. Zeitschrift für Ver-
waltung (Rill als Hrsg.) — 703. 
8.2 Elektronische Datenverarbeitung 
B Der Umgang mit Computern (Geiger/Schneider) — 639. 
8.3 Allgemeines Verwaltungsrecht (einschließlich Verwalrungs-
verfahrensrecht) 
Inzidente Prüfung und Verwerfung von Normen im Range 
unter dem Gesetz durch die Exekutive? — 1. Rechtsbehelfs-
belehrungspflicht bei Anordnung der sofortigen Vollziehung? 
— 169. Leistungsprinzip und Kooperation handwerklicher 
Selbstverwaltungseinrichtungen — 225. Das Verwaltungs-
verfahren sgesetz — 321. Geschäftsgrundlage und öffent-
liches Interesse — 423. Die innerdienstliche Weisung mit 
rechtserheblicher Auswirkung gegenüber Dritten — 490. Die 
neue Abgabenordnung (AO 1977) — 541. Der ablehnende Be-
scheid im Gestattungsrecht — 577. Der Anwendungsbereich 
der Amtshaftung — 581. Aspekte des Rechtsschutzes bei der 
kommunalen Neugliederung in Bayern — 705. Zum Rechts-
schutz des Bürgers gegenüber innerdienstlichen Weisungen 
durch die Gerichte und im Verwaltungsverfahren — 719. 
E Zum Nachschieben von Gründen bei Erschließungsbeiträ-
gen — 15. Zur Nichtigkeit von Beitragssatzungen wegen 
Fehlens unterschiedlicher Verteilungsmaßstäbe — 16. Nach-
holbarkeit der Zustimmung der höheren Verwaltungsbehör-
de zum Ausbau einer Erschließungsanlage — 26. Zur 
Rechtsverletzung der übrigen Miteigentümer bei Erschlie-
ßungsbeitragsbescheid nur an einen Miteigentümer — 27. 
Eigentümerwechsel nach vollzogener Enteignung — 27. Kein 
Nachschieben von Wiedereinsetzungsgründen — 29. Flur-
bereinigungsplanerstellung vor öffentlicher Bekanntgabe der 
Schätzungsergebnisse führt nicht zu Nichtigkeit — 47. Passiv-
legitimation bei Aufsichtsvertretung Im Flurbereinigungs-
recht — 48. Berichtigungsersuchen gemäß § 79 FlurbG ist 
kein Verwaltungsakt — 50. Mitwirkung befangener Vor-
standsmitglieder einer Teilnehmergemeinschaft bei Entschei-
dungen im Flurbereinigungsverfahren — 51. Kreisbaumei-
ster darf keine verbindlichen Zusagen in Bauangelegenhei-
ten erteilen —115. Zur Rechtsnatur der Allgemeinen Dienst-
ordnung — 173. Dienstliche Beurteilung eines Beamten ist 
kein Verwaltungsakt. — 182. Berichtigung fehlerhafter 
Wohngeldbescheide und Rückforderung des zuvielgezahlten 
Wohngeldes — 187. Rechtsnormcharakter der Bestimmung 
des Sitzes der Kreisverwaltung — 205. Zur Auslegung einer 
Widerspruchsrücknahme durch den Mandanten als Widerruf 
der Vollmacht des Anwalts — 220. Sittenwidriges Koppe-
lungsgeschäft bei baurechtlichem Vorbescheid — 237. Un-
wirksamkeit eines Vergleichs über eine Baugenehmigung — 
246. Zwangsgeldfestsetzung als Verwaltungsakt — 248. Um-
fang des rechtlichen Gehörs im Verwaltungsverfahren — 
285. Rechtsnatur einer gemeindlichen Bestattungsanordnung 
— 310. Verwaltunsgaktcharakter der Mitteilung über die be-
absichtigte Vornahme einer Eintragung oder Löschung in der 
Handwerksrolle — 311. Zur Rückwirkung der Änderung 
von Beitragssatzungen — 315. Keine Umdeutung einer na-
mens des Klägers erhobenen Beschwerde gegen Streitwert-
festsetzung in eine solche des Anwalts — 350. Keine Zusage 
einer Gemeinde zum Erlaß eines Bebauungsplans; culpa in 
contrahendo hierbei — 378. Zur Unbeachtlichkeit eines nur 
zur Verzögerung der Ausweisung gestellten Asylantrags — 
403. Widerruf einer Baugenehmigung — 564. Anspruch auf 
Prozeßzinsen in Anfechtungsstreitigkeiten um öffentliche 
Abgaben — 565. Zur Bestimmtheit von Verwaltungsakten 
(Beseitigungsanordnung) — 631. Zur Anpassung alter Er-
schließungsverträge nach Treu und Glauben — 633. An-
spruch auf Erlaß von Schutzauflagen nach § 17 Abs. 4 
FStrG — 661. Zur Höhe der Verzinsung öffentlich-rechtli-
cher Geldforderungen — 690. Zur Bestimmtheit einer Be-
seitigungsanordnung — 691. Nichtigkeit eines unter Verlet-
zung der örtlichen Zuständigkeit erlassenen Verwaltungsakts 
in Bausachen (§ 44 VwVfG) — 726. Verhältnismäßigkeits-
und Bestimmtheitsgrundsatz bei der Anordnung zur Füh-
rung eines Fahrtenbuches — 728. Hausrecht der Bundes-
bahn — 730. Zur Anfechtung eines nichtigen Verwaltungs-
aktes, der an eine Erbengemeinschaft gerichtet war — 756. 
Keine Richterablehnung im Zweitantragsverfahren wegen 
— XXXVII — 
dessen Mitwirkung beim Erstantragsverfahren — 757. Die 
Zusage an den Nachbarn, dem Bauherrn nur eine mit dem 
objektiven Baurecht übereinstimmende Zusage zu erteilen, 
ist verbindlich — 759. Zur Auslegung einer von einem Ehe-
gatten eingereichten Klageschrift — 759. Zum rückwirken-
den Erlaß von Beitragssatzungen nach Art. 5 K A G — 760. 
B Staats- und Verwaltungsrecht in Bayern (Mang/Maunz/ 
Mayer/Obermayer) —31. Der subordinationsrechtliche Ver-
waltungsvertrag als Handlungsform öffentlicher Verwaltung 
(Bosse) — 95. Allgemeines Verwaltungsrecht (Erichsen/Mar-
tens als Hrsg.) — 191. Das Verwaltungsverfahren (Mann-
licher/Quell) — 287. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 30, 58. 
Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. Abtlg. 
— 221, 253. Aufgabe 10 der zweiten jur. Staatsprüfung 
1971/1, II. Abtlg. — 667, 698. Aufgabe 7 der ersten jur. 
Staatsprüfung 1974/1 — 733, 765. 
9. Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsrecht 
Der Ölunfall aus rechtlicher Sicht — 38. Der ablehnende Be-
scheid im Gestattungsrecht — 577. Rechtsfragen der Vollstrek-
kung verwaltungsrechtlicher Vergleiche — 621. Rechtsschutz 
gegen die Vollstreckung aus Verwaltungsakten — 680. 
E Passivlegitimation bei Ersatzvornahme nach § 12 VwVG 
— 48. Zur Vollstreckung einer Beseitigungsanordnung — 86. 
Zur Vollstreckung einer Beseitigungsanordnung, die nur ge-
gen den Handlungsstörer gerichtet ist, nicht auch gegen den 
Eigentümer — 115. Zur Zustellung von Entschließungen 
einer Behörde der Verteidigungslastenverwaltung — 157. 
Voraussetzungen für die Zwangsvollstreckung öffentlich-
rechtlicher Forderungen aus Ausstandsverzeichnissen oder 
Leistungsbescheiden durch Gerichtsvollzieher — 218. Ver-
waltungsaktcharakter der Zwangsgeldfestsetzung; zur Zuläs-
sigkeit der Zwangsmittelfestsetzung wegen des Verhaltens 
eines Dritten — 248. Sozialrechtsweg wegen Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme einer Gemeinde im Wege der Rechts-
hilfe für einen Träger der Sozialversicherung (Art. 26 VwZ-
VG) — 276. Zur Bestimmtheit einer Beseitigungsanordnung 
für die Vollstreckungsbehörde (Art. 20 VwZVG) — 631. 
Fehlerhaftigkeit der Androhung eines einheitlichen Zwangs-
geldes zur Erzwingung der Beseitigung mehrerer Bauwerke 
— 632. Zustellung des versagenden Boden Verkehrsbescheides 
an den „zur Erholung der Bodenverkehrsgenehmigung" be-
vollmächtigten Notar (Art. 8 VwZVG) — 689. Zur Bestimmt-
heit einer Beseitigungsanordnung für die Vollstreckungsbe-
hörde (Art. 20 VwZVG) — 691. Anfechtung von Abgabe-
bescheiden durch Abgabepflichtige, denen der Bescheid amt-
lich nicht zugegangen ist (ohne Rüge des Zustellungsman-
gels) — 760. 
P Aufgabe 12 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. 
Abtlg. — 94, 123. Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprü-
fung 1970/11, II. Abtlg. — 221,253. 
10. Verwaltungsprozeßrecht 
(ohne Zustellungs-, Vollstreckungs- und Kostenrecht) 
10.1 Allgemeines, §§ 1 bis 79 VwGO 
Inzidente Prüfung und Verwerfung von Normen im Range 
unter dem Gesetz durch die Exekutive? — 1. Wesen und Be-
deutung der städtebaulichen Entwicklungsplanung — 65. Ge-
schäftsverteilung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs für 
die Zeit vom 1. 1. 1976 bis 31. 12. 1976 — 78. Rechtsbehelfs-
belehrungspflicht bei Anordnung der sofortigen Vollziehung? 
— 169. Der ablehnende Bescheid im Gestattungsrecht — 577. 
Die Antragsbefugnis im Normenkontrollverfahren nach § 47 
VwGO — 609. Aspekte des Rechtsschutzes bei der kommunalen 
Neugliederung in Bayern — 705. Zum Rechtsschutz des Bürgers 
gegenüber innerdienstlichen Weisungen durch die Gerichte und 
im Verwaltungsverfahren — 718. Rechtsschutz gegen die ge-
meindliche Bauleitplanung — 744. 
E Feststellungsklage mit dem Ziel vorbeugenden Rechtsschut-
zes bei Heranziehung eines Miteigentümers zu Erschlie-
ßungsbeitragspflicht — 27. Keine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (§ 60) bei Sorgfaltspflichtverletzung eines 
Rechtsanwalts; kein Nachschieben von Wiedereinsetzungs-
gründen — 29. Zur Richterausschließung nach § 54 wegen 
Mitwirkung im vorausgegangenen Verwaltungsverfahren — 
55. Zur Erstattung der Widerspruchsgebühr bei Aufhebung 
des Widerspruchs durch Vergleich (§§ 78, 160, 164) — 57. 
Vorbeugende Unterlassungsklage einer Gemeinde gegen eine 
Nachbargemeinde auf Abstimmung der Bebauungsplanung 
— 112. Verwaltungsrechtsweg (§ 40) für vertragliche An-
sprüche der Bundesbahn gegen eine Gemeinde wegen der 
Kosten einer Bahnhofsumbenennung — 157. Verwaltungs-
rechtsweg (§ 40) für Abwehransprüche gegen Straßenausbau 
— 157. Zum Streitgegenstand einer Klage nach § 79 Abs. 1 
Nr. 2 zählt auch der Ausgangsbescheid — 176. Keine Nor-
menkontrollantragsbefugnis einer Gemeinde gegen Maß-
nahmen der Gerichtsorganisation (§ 47) — 178. Zur Bin-
dungswirkung eines zu Unrecht ergangenen Verweisungsbe-
schlusses eines Oberverwaltungsgerichts an das Bundesver-
waltungsgericht (§§ 41, 50) — 213. Verwaltungsrechtsweg 
zur Nachprüfung von Gnadenentscheidungen nicht gegeben 
(§ 40) — 215. Voraussetzungen für einen Widerruf einer 
Prozeßvollmacht — 220. Nachbarklage gegen nichtigen bau-
rechtlichen Vorbescheid — 237. Keine Klagebefugnis (§ 42) 
eines Staatsbürgers auf Erhaltung von Baudenkmälern — 
239. Kein Anspruch auf Erlaß eines sachlichen Widerspruch-
bescheids aus §§ 68, 73; Entscheidung über Bestandskraft 
des Ausgangsbescheides infolge Widerspruchszurücknahme 
nur durch Verwaltungsgericht — 241. Verwaltungsrechts-
weg für Auslegung des Staatsvertrags über die Vergabe von 
Studienplätzen (§§ 40, 50) — 337. Ablehnung aller Mitglie-
der eines Spruchkörpers wegen Besorgnis der Befangenheit 
(§ 54) — 346. Verwaltungsrechtsweg für Klage eines Rich-
ters gegen einen Geschäftsverteilungsplan; Feststellungskla-
ge als richtige Klageart (§§ 40, 43) — 373. Antrags- und 
Klagerecht auch des Teilungskäufers auf Erteilung einer 
Bodenverkehrsgenehmigung bzw. eines Negativattestes (§ 
42) — 470, 473. Keine Zuständigkeit des BayVGH nach 
§ 47 zur Überprüfung der Verordnung über die amtsgericht-
lichen Zweigstellen — 474. Keine selbständige Beschwer 
durch Kostenbelastung im Widerspruchsbescheid auf Grund 
fiktiver Widerspruchsrücknahme (§79); Unzulässigkeit einer 
erweiterten Klageänderung nach Ablauf der Klagefrist (§§ 
42, 74) — 496. Verwaltungsrechtsweg (§ 40) für Entschädi-
gungsansprüche nach Art. 96 BayBO — 497. Gerichtliche 
Zuständigkeit für verbindliche Feststellung von Statusfra-
gen in Staatsangehörigkeitssachen (§ 43) — 566. Rechtsfol-
gen einer mangelnden Rechtsbehelfsbelehrung über die 
Form des Widerspruchs (§§ 58, 60, 70) — 568. Zur ge-
nügenden Bestimmtheit eines gerichtlichen Geschäftsvertei-
lungsplans (§ 4) — 569. Hauptsacheerledigung bei Untätig-
keitsklage nach § 75 — 632. Selbständige Anfechtbarkeit 
von Schutzauflagen nach § 17 FStrG — 658. Notwendige 
Beiladung des Straßenbaulastträgers bei Klage auf Vornah-
me einer Schutzauflage (§ 65) — 661. Zum Klagerecht einer 
Gemeinde gegen eine Erlaubnis für Flugmodelle mit Motor 
(§ 42) — 664, 666. Inhaltliche Anforderungen an eine 
Rechtsbehelfsbelehrung zur Einlegung eines Widerspruchs 
(§§ 58,70) — 691. Verfahrensrechtliche Auswirkungen einer 
„Zweitentscheidung" der Ausgangsbehörde, nachdem diese 
den Widerspruch bereits der nächsthöheren Behörde vorge-
legt hat (§ 72) — 691. Zur einstweiligen Anordnung im 
Normenkontrollverfahren nach § 47 gegen einen Bebau-
ungsplan — 725. Verwaltungsrechtsweg für die Feststellung 
— xxxvm — 
der Wahlberechtigung (§ 40) — 729. Zum Rechtsschutz (§ 
40) gegen kommunalverfassungsrechtliche Entscheidungen 
— 753. Zur Anfechtung eines nichtigen Verwaltungsakts 
(§ 42) — 756. Keine Richterablehnung nach § 54 in einem 
Zweitantragsverfahren wegen dessen Mitwirkung im Erst-
antragsverfahren — 757. Verpflichtungsklage (§ 43) des 
Nachbarn auf Rücknahme einer Baugenehmigung, die unter 
Verletzung einer ihm erteilten Zusage erlassen wurde — 
758. Einlegung eines Widerspruchs (§ 68) und Auslegung 
einer Klageschrift eines Ehegatten — 759. Fristlauf nach 
§ 76 bei Wiederholung eines unbeschieden gebliebenen, nicht 
fristgebundenen Antrags auf Vornahme eines Verwaltungs-
akts — 759. 
B Die Revisionsinstanz als Tatsacheninstanz (Gottwald) — 32. 
Grundriß des Verwaltungsprozeßrechts (Tschira/Schmitt-
Glaeser) — 383. Verwaltungsprozeßrecht (Ule) — 383. Ver-
waltungsgerichtsordnung mit Erläuterungen (Kopp) — 575. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 30, 58. 
Aufgabe 12 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. 
Abtlg. — 94, 123. Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprü-
fung 1970/11, II. Abtlg. — 221, 253. Aufgabe 8 — Wahl-
fachgruppe 4 — der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 
286, 318. Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprüfung 1971/1, 
II. Abtlg. — 478, 509. Aufgabe 7 der ersten jur. Staatsprü-
fung 1974/1 — 733,765. 
10.2 §§ 80 ff. VwGO 
Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung bei nich-
tiger Anordnung der sofortigen Vollziehung — 6. Wesen und 
Bedeutung der städtebaulichen Entwicklungsplanung — 65. 
Jagdscheinversagung oder Jagdscheinsperrfrist? — 101. Zur ge-
richtlichen Nachprüfung der Vollziehbarkeitsanordnung bei ver-
waltungsbehördlicher Fahrerlaubnisentziehung — 106. Der ab-
lehnende Bescheid im Gestattungsrecht — 577. Rechtsfragen der 
Vollstreckung verwaltungsgerichtlicher Vergleiche — 621. Die 
gerichtliche Vernehmung von Parteigutachtern — 649. Rechts-
schutz gegen die Vollstreckung aus Verwaltungsakten — 680. 
Aspekte des Rechtsschutzes bei der kommunalen Neugliederung 
in Bayern — 705. Rechtsschutz gegen die gemeindliche Bauleit-
planung — 744. 
E Zur Bedeutung des Amtsermittlungsgrundsatzes (§ 86) beim 
Nachschieben von Gründen für Erschließungbeiträge — 15. 
Die Verbindung mehrerer Verfahren (§ 93) kann auch durch 
konkludente Handlung des Gerichts erfolgen —18. Nichtzu-
lassungsbeschwerde nach § 132 als Voraussetzung für 
Rechtswegerschöpfung bei Verfassungsbeschwerde zum Bay-
VerfGH — 44. Zum Feststellungsinteresse i. S. des § 113, 
wenn die Flurbereinigungsbehörde ein Berichtigungsersu-
chen gestellt hat — 50. Bedeutung der aufschiebenden Wir-
kung eines Rechtsmittels (§ 80) für die in dem angefochte-
nen Bescheid enthaltene Fristsetzung — 86. Zur Überschrei-
tung der Zweiwochenfrist des § 117 Abs. 3 für die vollstän-
dige Abfassung des Urteils — 91. Einstweilige Anordnung 
nach § 123 zur Durchsetzung des Anspruchs einer Gemeinde 
gegen eine Nachbargemeinde auf Abstimmung der Bebau-
ungsplanung — 112. Kein Armenrecht für volljährige Stu-
dentin mit unterhaltspflichtigen Eltern (§ 166) — 114. Zur 
Unbeachtlichkeit einer Revisionszulassung — 121. Aufschie-
bende Wirkung einer Klage (§ 80) gegen einen Wider-
spruchsbescheid, durch den ein Steuerbescheid ohne soforti-
ge Vollziehung aufgehoben wird — 176. Zur Bindungswir-
kung von zu Unrecht ergangenen Verweisungsbeschlüssen 
(§ 83); Nichtigkeitsklage wegen mangelnder Vertretung einer 
Partei (§ 153) — 213. Unwirksamkeit einer Beschränkung 
der Revisionszulassung auf eine Rechtsfrage (§§ 132, 137) 
— 216. An der Urteilsverkündung brauchen nicht die selben 
Richter mitzuwirken, die das Urteil gefällt haben (§§ 112, 
116) — 216. Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung (§ 80) setzt Klagebefugnis nach § 42 voraus — 
239. Gerichtliche Kostenentscheidung bei Erledigungserklä-
rung einer Untätigkeitsklage (§ 161) — 241. Zum vorläufi-
gen Rechtsschutz gegen die Umorganisation wissenschaft-
licher Einrichtungen (§ 123) — 272. Keine einstweilige An-
ordnung gegen die Erteilung von Sexualkundeunterricht 
(§ 123) — 274. Zur Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung der Klage eines ausgewiesenen Ausländers 
(§ 80) — 275. Geringerer Streitwert des Verfahrens 
nach § 80 Abs. 5 als des Hauptsacheverfahrens — 
276. Zur Ergänzung einer Kostenentscheidung (§ 120) 
— 286. Keine einstweilige Anordnung (§ 123) auf Er-
teilung einer vorläufigen Baugenehmigung — 402. Strenge 
Anforderungen an die Berücksichtigung geheimgehaltener 
Vorgänge im Verwaltungsprozeß (§ 99) — 405. Keine Ver-
pflichtung des Verwaltungsgerichts zur Verlesung von in 
mündlicher Verhandlung gestellten Sachanträgen und zur 
Einholung der Genehmigung des Betroffenen hierzu (§ 173 
VwGO i. V. m. §§ 160, 162 ZPO) — 414, 478. Zur Haupt-
sacheerledigung im Armenrechtsverfahren — 440. Revisibi-
lität gesetzwidrig unterlassener Protokollierung von Partei-
und Zeugenaussagen nur nach deren Beanstandung in der 
nächsten mündlichen Verhandlung (§§ 105, 139) — 477. 
Keine erweiternde Klageänderung nach Ablauf der Klage-
frist (§§ 88, 91) — 495. Fiktion der fehlenden Begründung 
eines Urteils bei mehr als einjähriger Frist zwischen dessen 
Beratung und Zustellung (§§ 116, 117) — 502. Zur Behand-
lung eines Antrags nach § 113 Abs. 1 Satz 2; Anspruch auf 
Prozeßzinsen in Anfechtungsstreitigkeiten um öffentliche 
Abgaben (kann noch im Berufungsverfahren geltend ge-
macht werden) — 565. Zur Verletzung der Garantie des 
gesetzlichen Richters wegen Unbestimmtheit des Geschäfts-
verteilungsplans (§ 138) — 569. Zur Hauptsacheerledigung 
bei einer Untätigkeitsklage (§§ 75, 161) — 632. Zur sofor-
tigen Vollziehbarkeit von Besitzeinweisungsbeschlüssen nach 
dem Landbeschaffungsgesetz (§ 80) — 690. Zwischenurteil 
auch bei Verpflichtungsklage möglich (§ 111) — 691. Zur 
einstweiligen Anordnung im Normenkontrollverfahren nach 
§ 47 gegen einen Bebauungsplan (§§ 80, 123) — 725. Aus-
wirkung von Rechtsmitteln gegen eine Verpflichtung zur 
Führung eines Fahrtenbuches (§ 80) — 728. Kein Wegfall 
der Prozeßgebühr bei Klagerücknahme nach Anforderung 
der Akten der beklagten Gemeinde durch den Vorsitzenden 
(§ 87) — 732. Zur revisionsgerichtlichen Nachprüfung von 
Rechtssätzen, die das Berufungsgericht im Wege der Lük-
kenfüllung gefunden hat (Einsicht in Bewerbungsakten bei 
Lehrauftragsvergabe) — 759. Zur Rüge gesetzwidrig unter-
lassener Protokollierung von Partei- und Zeugenaussagen 
(§ 105 VwGO i. V. m. §§ 160,161 ZPO) — 764. 
B Die Revisionsinstanz als Tatsacheninstanz (Gottwald) — 32. 
P Aufgabe 12 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. 
Abtlg. — 94, 123. Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprü-
fung 1971/1, II. Abtlg. — 478, 509. Aufgabe 10 der zweiten 
jur. Staatsprüfung 1971/1, II. Abtlg. — 667, 698. Aufgabe 7 
der ersten jur. Staatsprüfung 1974/1 — 733, 765. 
11. Kostenrecht 
(einschließlich Rechtsanwaltsgebührenordnung) 
Förmliche Aufhebung von Landesrecht durch den Bundesge-
setzgeber? — 294. Die gerichtliche Vernehmung von Parteigut-
achtern — 649. 
E Zur Erstattung der Widerspruchsgebühr bei Aufhebung des 
Widerspruchsbescheids durch Vergleich — 57. Zur Ver-
handlungsgebühr (§31 BRAGebO) bei Augenscheinseinnah-
me mit Klagerücknahme — 93. Kosten der Umbenennung 
eines Bahnhofs —157. Voraussetzungen für die Festsetzung 
der zu erstattenden Kosten durch die Widerspruchsbehörde 
(Ermessensbindung an Kostenvorschuß-Anforderung?) — 
187. Kostenentscheidung bei Erledigungserklärung einer Un-
— X X X I X — 
tätigkeitsklage — 241. Geringerer Streitwert des Verfahrens 
nach § 80 Abs. 5 VwGO als des Hauptsacheverfahrens auch 
nach der Neufassung des G K G — 276. Zur Ergänzung einer 
Kostenentscheidung bei unterbliebener Entscheidung über 
die Erstattung der außergerichtlichen Kosten der Beigela-
denen — 286. Keine Erstattungsfàhigkeit der Kosten für die 
Teilnahme am Verkündungstermin im Verwaltungsprozeß 
— 317. Beschwerderecht des den obsiegenden Kläger ver-
tretenden Anwalts auf Festsetzung eines höheren Streitwerts 
(nicht des Klägers selbst; keine Umdeutung) — 350. Zur 
Erstattung der Kosten der Rechtsberatung im Umlegungs-
verfahren — 379. Keine selbständige Beschwer durch Ko-
stenbelastung im Widerspruchsbescheid auf Grund fiktiver 
Widerspruchsnahme nach Art. 15 K G ; Gebührenberechnung 
für Nachbarwiderspruch — 495. Niedrigerer Streitwert für 
Berufungsverfahren bei nicht begründeter Berufungseinle-
gung nur zur Fristwahrung — 572. Verfassungsbeschwerde 
gegen Kostenfolge bei Einstellung eines Privatklageverfah-
rens — 604. Kostenentscheidung bei Hauptsacheerledigung 
einer Untätigkeitsklage — 632. Rechtliche Bedeutung der 
„Aufhebung der Kosten des Verfahrens" gegeneinander — 
636. Streitwert in baurechtlichen Verfahren zur Verhinde-
rung von Industrieansiedlungen — 666. Kostenerstattungs-
pflicht bei Vertretung mehrerer Streitgenossen durch ver-
schiedene Rechtsanwälte (§ 5 BRAGebO) — 696. Kein 
Wegfall der Prozeßgebühr bei Klagerücknahme nach An-
forderung der Akten der beklagten Gemeinde durch den 
Vorsitzenden — 732. 
B Kostengesetze (Lauterbach/Hartmann/Albers) — 640. 
P Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprüfung 1971/1, II. Abtlg. 
— 478, 509. 
12. Kommunalrecht 
12.1 Gemeinderecht (Allgemeines, einschließlich KWBG) 
Gesundheits- oder Hygieneschutz durch Rauchverbot? — 10. 
Koordinierung der Zusammenarbeit von innerer Verwaltung 
und Flurbereinigung - v ^ l . Rechtliche Probleme bei Beschluß-
wahlen nach Art. 51 Abs. 3 GO — 429. Der Stand der Funk-
tionalreform in Bayern — 449. Aspekte des Rechtsschutzes bei 
der kommunalen Neugliederung in Bayern — 705. 
E Auswirkung eines nichtigen Angestelltenvertrages bei Wahl 
eines Gemeindebediensteten zum 1. Bürgermeister (Art. 34 
GO) — 276. Keine Anwendung der Inkompatibilitätsrege-
lung des Art. 31 GO auf Angestellte privater gemeindlicher 
Unternehmen; kein Ausschluß grundsteuerpflichtiger Per-
sonen von der Abstimmung über den Grundsteuerhebesatz 
(Art. 49 GO) — ^ 4 1 . Konkurrentenklage gegen kommunale 
Wohnungsvermittlung (Art. 89 GO) — 628. Zur Aufzehrung 
einer Ausgleichszulage nach Art. 143, 144 KWBG durch 
Gehaltserhöhungen — 655. Zum Verbot der gleichzeitigen 
Gemeinderatszugehörigkeit von Verwandten nach Art. 31 
GO — /751 . Rechtsschutz gegen kommunal verfassungsrecht-
liche Entscheidungen (Ausschluß von Gemeinderatsmitglie-
dern von der Abstimmung nach Art. 49 GO) —flSZ. Zur 
amtlichen Bekanntmachung von Straßenausbaubeitragssat-
zungen (Art. 26 GO) — 760. 
B Die kommunalen Spitzenverbände (Geißelmann) — 288. 
Kommunalverfassungsrecht (Pagenkopf) — 320. Einfüh-
rung in die Kommunalwissenschaft (Pagenkopf) — 352. 
/$er Gemeinderatsbeschluß — Rechtsnatur und Verfahren 
^(Heermann) — 575. Die Werbenutzungsverträge der Ge-
meinden (Bartlsperger) — 617. Parteien in der kommunalen 
Selbstverwaltung (Trachternach) — 702. Gemeinderat als 
Parlament? (Wurzel) — 703. 
P Aufgabe 8 — Wahlfachgruppe 4 — der ersten jur. Staats-
prüfung 1973/11 — 286, 318. Aufgabe 10 der zwejjgn-jur. 
St^toptHfiing 1Q71/I, II. Abtlg. — 667. 698. Aufgabe 7 
der ersten jur. Staatsprüfung 1975/1 — 733,765. 
12.2 Gemeindliches Finanzwesen (ohne Erschließungsbeitrags-
recht) 
E /Unterschiedliche Verteilungsmaßstäbe bei Straßenkosten-
beitrag — 16. Verfassungsmäßigkeit der gemeindlichen Ver-
gnügungssteuer — 111. Verwaltungsrechtsweg für Anspruch 
der Bundesbahn gegen eine Gemeinde auf Kostenerstattung 
wegen Bahnhofsumbenennung — 157. Zur Vergnügungs-
steuerpflicht eines Märchenwaldes — 177. Notare unter-
liegen in Bayern nicht der Fremdenverkehrsabgabepflicht 
— 208. Zur Vollstreckung aus Ausstandsverzeichnissen 
durch den Gerichtsvollzieher — /218. Zur Bemessung eines 
Kanalanschlußbeitrags nach der Geschoßflächenzahl — 251. 
Verfassungsmäßigkeit der Hundesteuer — 269. Zur Bemes-
sung der Kanalanschlußgebühr — 276, 277. Umfang und 
Grenzen des gemeindlichen Ermessens bei der Festsetzung 
der Realsteuerhebesätze — 341. Keine rückwirkende Fest-
setzbarkeit von Realsteuerhebesätzen; Ermessenscharakter 
der Zustimmung zur Erhebung der Lohnsummensteuer — 
/ 3 7 0 . Verfassungsmäßigkeit der Fremdenverkehrsabgabe — 
463. Prozeßzinsen in Anfechtungsstreitigkeiten um gemeind-
liche Abgaben — 565. Zur Verfassungsmäßigkeit der ver-
mögensrechtlichen Vorschriften über die Polizeiverstaatli-
chung — 589, 622. Keine Steuervergünstigung für Zweit-
häuser (Ferienhäuser) und Wochenendhäuser — 594. An-
forderungen an den Erlaß und die inhaltliche Ausgestaltung 
von Straßenausbaubeitragssatzungen (Art. 1, 5, 20 KAG) 
— 760. 
B Kommunalabgabenrecht in Bayern (Donhauser/Hürholz/ 
Schwinghammer) — 351. Bayerisches kommunales Haus-
haltsrecht (Schreml) — 607. 
Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. 
Abtlg. — 221, 253. 
12.3 Landkreisordnung, Bezirksordnung 
Allzuständigkeit der Bezirke in der Eingliederungshilfe für Be-
hinderte und weitere Änderungen des AGBSHG — 673. 
E Popularklage einer Gemeinde gegen die Bestimmung des 
Sitzes der Kreisverwaltung (Art. 2 LKrO) — 205. Zur Zu-
lässigkeit von Ordnungsgeldern (Art. 14 LKrO) gegen Kreis-
räte wegen Verletzung der Verschwiegenheitspflicht — 498. 
12.4 Kommunales Wahlrecht 
E / Zum nachträglichen Wegfall der Wählbarkeit nach Art. 35 
/ GWG — 341. Zur Verfassungsmäßigkeit des Art. 26 Abs. 1 
GWG (Ersatzleute bei Vorliegen von Hinderungsgründen 
nach Art. 31 GO) —7 5 1 . 
13. Straßen- und Wegerecht 
(einschließlich Kreuzungsrecht) 
Die Standortentscheidung bei der Unternehmergenehmigung 
mit planungsrechtlichem Einschlag — 515. 
E Anforderungen an Straßenkostenbeitragssatzung — 16. Ver-
waltungsrechtsweg für Abwehransprüche gegen Straßenaus-
bau — 157. Räum- und Streupflicht der Deutschen Bundes-
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bahn — 179. Aufstellen von Informationsständen einer po-
litischen Partei im Fußgängerbereich (Art. 18 BayStrWG) 
— 211. Verpflichtung der Bundespost zur Verlegung einer 
Fernmeldelinie bei Kostenerstattung durch den Wegeunter-
haltspflichtigen — 285. Zum Erschließungscharakter von 
Ortsdurchfahrten; Reichweite des Anbauverbots nach § 9 
Abs. 1 FStrG — 311. Keine vertragliche Übertragbarkeit der 
gesetzlichen Baulast für Ortsdurchfahrten ohne Mitwirkung 
der nach § 5 FStrG zu beteiligenden Behörden — 313. Ge-
setzgebungskompetenz der Länder für den Erlaß von Vor-
schriften über „öffentliches Eigentum" und die Haftung für 
dessen Beschädigung (Hamburgisches Wegegesetz) — 559. 
Subsidiarität der Pflicht bayerischer Gemeinden zur Her-
stellung von Ortsstraßen gegenüber Anliegerpflicht aus Er-
schließungsverträgen (Art. 47 BayStrWG a. F.) — 633. Vor-
aussetzungen und Anfechtbarkeit von Lärmschutzauflagen 
nach § 17 Abs. 4 FStrG — 658, 661, 663, 664. Zulässigkeit 
der Anordnung eines eingeschränkten Halteverbots im Orts-
kern auf einer Durchgangsstraße — 692. Straßenrechtliche 
Beurteilung des Abstellens eines nicht zugelassenen Fahr-
zeugs auf einer öffentlichen Straße (Art. 18, 66 BayStrWG) 
— 760. Zur Anforderung von Straßenausbaubeiträgen für 
Gehwege und Parkplätze sowie für die Beleuchtung im Be-
reich von Bundesstraßen (§ 5 FStrG, Art. 47, 48 BayStrWG) 
— 760. 
B Die Werbenutzungsverträge der Gemeinden (Bartlsperger) 
— 671. 
14. Enteignungsrecht 
(einschheßlich Art. 14 GG und 159 BV, 
Landbeschaffungs- und Energiewirtschaftsrecht) 
Die Benutzung landwirtschaftlicher Grundstücke durch Ener-
gieleitungen — 33. Wesen und Bedeutung der städtebaulichen 
Entwicklungsplanung — 65. Das Waldgesetz für Bayern — 129. 
Versorgungsleitung und Enteignung — 460. Die Teilungser-
laubnis gemäß Art. 17 des Waldgesetzes für Bayern — 617. 
Gefährdungshaftung für Pipelines aus Vertrag zugunsten Drit-
ter? — 645. Reform des Staatshaftungsrechts? — 740. 
E Bedeutung von Gebietsabgrenzungsabkommen (§ 6 EnergG) 
zwischen Energieversorgungsunternehmen für zwangsweise 
Grundstücksbelastungen — 18. Zur Erforderlichkeit einer 
Zwangsbelastung von Grundstücken und der Zumutbarkeit 
einer nur obligatorischen Sicherung einer Erdgasleitung — 
19. Eigentümerwechsel nach vollzogener Enteignung be-
wirkt nicht Übergang des Entschädigungsanspruchs auf den 
Erwerber; enteignende Wirkung der Einbeziehung eines 
Grundstücks in die engere Wasserschutzzone — 27. Umfang 
des Grundrechts auf Naturgenuß durch bestehende Eigen-
tumsordnung (Art. 14 GG, Art. 103, 158, 159 BV) be-
schränkt — 83. Rechtswidrige Versagung des gemeindlichen 
Einvernehmens im Baugenehmigungsverfahren kann enteig-
nungsgleicher Eingriff sein — 122. Beginn der Erlöschens-
frist des Art. 125 AGBGB für Entschädigungsansprüche 
wegen der Vorwirkungen von Bauverboten — 154. Voraus-
setzungen für ein angemessenes Angebot zum freihändigen 
Erwerb des zu enteignenden Grundstücks — 156. Zur ent-
eignenden Wirkung von Bebauungsplänen — 157. Keine 
Vergütung für Strafgefangenenarbeit nach Enteignungs-
grundsätzen — 157. Folgeschäden einer Enteignung (Ein-
kommen- bzw. Umsatzsteuer) — 157. Bestandsschutz nach 
Art. 14 GG für Gewerbebetrieb — 248. Keine Verletzung 
des Eigentumsrechts durch eine gegen § 34 BBauG versto-
ßende Baugenehmigung an Nachbarn — 368. Zur weiteren 
Bebauung eines im Außenbereich gelegenen bereits bebau-
ten Grundstücks unter dem Gesichtspunkt des Bestandschut-
zes nach Art. 14 GG — 437. Zum Vorteilsausgleich bei der 
Enteignungsentschädigung für landwirtschaftliche Grund-
stücke — 475. Zur Eigentumsbeeinträchtigung durch den 
Staatsvorbehalt nach dem Graphitgesetz — 493. Verwal-
tungsrechtsweg für Entschädigungsansprüche nach Art. 96 
BayBO — 497. Bestandsschutz für Bauwerke ist auf deren 
ursprüngliche Funktion beschränkt — 564. Zum Eigen-
tumsschutz der Gemeinden bei der Polizeiverstaatlichung — 
589, 622. Enteignung und Amtshaftung bei Versagung einer 
Bodenverkehrsgenehmigung — 599. Enteignender Charak-
ter und Verfassungswidrigkeit der kleingartenrechtlichen 
Kündigungsschutzvorschriften wegen fehlender Entschädi-
gungsregelung — 657. Zur sofortigen Vollziehbarkeit von 
Besitzeinweisungsbeschlüssen nach § 39 LBG — 690. Keine 
enteignende Wirkung der Festsetzung eines Naturschutzge-
bietes, mit der eine noch nicht begonnene Schaumlavaaus-
beutung eines Berges unternommen wird — 759. 
B Der Sonderopferbegriff in der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs (Krumbiegel) — 319. Enteignungsrecht in 
Bayern (Molodovsky) — 415. Verfassungsrechtliche Pro-
bleme einer Reform des Systems zur Finanzierung der be-
ruflichen Bildung (Friauf) — 448. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1974/1 — 604, 636. 
15. Schul- und Hochschulrecht 
(einschließlich Prüfungs- und Ausbildungs-
förderungsrecht) 
Der bayerische Staatshaushalt im Spannungsfeld zwischen mit-
telbarer und unmittelbarer Demokratie — 201. Das Hochschul-
rahmengesetz des Bundes — 289. Das Grundrecht auf Ausbil-
dung gemäß Art. 128 Abs. 1 der Bayerischen Verfassung — 
385. Volksbegehren und Volksentscheid im Verhältnis zum 
Verbot des Art. 73 BV — 389. Volksgesetzgebung und Staats-
haushalt — 486. Zur Rechtsstellung Behinderter im Prüfungs-
verfahren — 650. 
E Rauchverbot bei Prüfungen — 30. Kommentierung von Ge-
setzestexten als Unterschleif in der juristischen Staatsprü-
fung — 60. Einbeziehung von Studienbewerbern mit Aus-
landsstudien bei der Studienplatzvergabe (Art. 11 des Staats-
vertrages) — 187. Voraussetzungen für die Gewährung eines 
erhöhten Bedarfssatzes i. S. des § 10 BAföG — 252. Vor-
aussetzungen für die Förderung des Besuchs eines Abend-
gymnasiums (§ 2 BAföG) — 252. Voraussetzungen für den 
Ansatz eines erhöhten Bedarfs für Schüler von Fachober-
schulen — 252. Zum vorläufigen Rechtsschutz eines Hoch-
schullehrers gegen die Umorganisation wissenschaftlicher 
Einrichtungen (Art. 104 BayHSchG) — 272. Keine einst-
weilige Anordnung gegen die Erteilung von Sexualkunde-
unterricht in den Volksschulen — 274. Zum Ausschluß vom 
zweiten Bildungsweg (ohne gesetzliche Grundlage) — 302. 
Keine Bindung des Stichentscheidprüfers an den Rahmen 
der Vorzensuren — 308. Keine Zuständigkeit des Bundes-
verfassungsgerichts zur Auslegung des Staatsvertrags über 
die Vergabe von Studienplätzen — 337. Zur Auslegung des 
Begriffs „Ausnahmefälle" in Prüfungsordnungen als Vor-
aussetzung für eine zweite Wiederholungsprüfung — 344. 
Zur gemeinsamen Prüfung von Rechtsreferendaren mit un-
terschiedlichen Vorbereitungsdienstzeiten — 572. Prüfungs-
vergünstigung durch Arbeitszeitverlängerung wegen Augen-
leidens im schriftlichen Teil der juristischen Staatsprüfung 
— 656. Zur Bewertung mündlicher Leistungen eines Schülers 
— 691. Aussetzung der Rückwirkung der „Parkstudium-
Klausel" des § 32 Abs. 3 Nr. 2 Satz 7 HRG; Verlängerung 
der Einschreibungsfristen für den Betroffenen durch das 
Bundesverfassungsgericht — 722. Einrücken von 'Parkstu-
denten' mit anrechenbaren Studienzeiten in freiwerdende 
Studienplätze höherer Semester („Quereinstieg" — § 21 
VergabeVO) — 723. Einsicht in Bewerbungsakten durch Be-
werber um einen Lehrauftrag — 759. 
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B Die deutsche Hochschule zwischen Numerus clausus und 
Akademikerarbeitslosigkeit (Lohmar/Ortner als Hrsg.) — 
255. Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Ausgestal-
tung staatlicher Prüfungen (Pietzker) — 256. Verfassungs-
rechtliche Probleme einer Reform des Systems zur Finan-
zierung der beruflichen Bildung (Friauf) — 448. Die Ab-
grenzung der Gesetzgebungskompetenzen im Bereich der 
beruflichen Bildung unter besonderer Berücksichtigung des 
Fernunterrichts und berufsbezogener schulischer Bildungs-
gänge (Friauf) — 448. Verfassungsrechtliche Probleme der 
Neuordnung des Bildungswesens im Sekundarbereich (Fri-
auf) — 448. 
16. Sicherheitsrecht 
(einschließlich LStVG, Bestattungs-, Feiertags-, 
Waffen-, Atom- und Verwahrungsrecht; 
ohne Ausländerrecht) 
Der Ölunfall aus rechtlicher Sicht — 38. Fragen aus dem Recht 
der „Freiheitsentziehung und Unterbringung" — 165, Der 
Verwahrungsantrag nach dem Bayerischen Verwahrungsgesetz 
— 231. Das neue Polizeiorganisationsgesetz — 641. Staats-
rechtslehrer-Tagung 1976 — 684. 
E Entschädigung nach Art. 13 und Art. 65 Abs. 2 LStVG a. F. 
wegen eines Bauverbots aufgrund einer Bezirksverordnung 
— 27. Zur Berechtigung zur Führung einer Schußwaffe 
durch Taxifahrer bzw. Staatsanwalt — 151, 153. Vorbeu-
gende polizeiliche Gefahrenabwehr gegenüber Ausländern 
(Schah-Besuch) — 183. Zur sofortigen Wirksamkeit einer 
Entscheidung nach dem Freiheitsentziehungsgesetz — 242. 
Rechtsnatur einer gemeindlichen Bestattungsanordnung 
(Art. 14 BestG) — 310. Zum Bedürfnis für das Führen 
einer Faustfeuerwaffe durch einen Nachtlokalinhaber — 
345. Zum Verhältnis der Baugenehmigung zur Erlaubnis 
nach der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten — 368. 
Anforderungen an den Verwahrungsantrag der Kreisver-
waltungsbehörde nach Art. 3 VerwahrG — 443. Zur Ver-
fassungsmäßigkeit der Polizeiverstaatlichung — 589, 622. 
Zur Zugänglichmachung von Zündhölzern an Kinder unter 
12 Jahren (§ 10 L W B ) — 732. 
B Polizeiaufgabengesetz (Berner) — 223. Kommentar zum 
Bayerischen Polizeiaufgabengesetz (Samper) — 223. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 30, 58. 
17. Raumordnungs-, Planungs-, Städtebau- und 
Wohnungsrecht 
Wesen und Bedeutung der städtebaulichen Entwicklungsplanung 
— 65. Die Standortentscheidung bei der Unternehmergenehmi-
gung mit planungsrechtlichem Einschlag — 515. 
E Keine Normenkontrollantragsbefugnis einer Gemeinde ge-
gen normative Maßnahmen der Gerichtsorganisation aus 
Art. 2 Nr. 3 BayLPIG — 178. Berichtigung fehlerhafter 
Wohngeldbescheide und Rückforderung des zuviel gezahl-
ten Wohngeldes — 187. Zum Begriff des „Eigenheims" im 
Zweiten Wohnungsbaugesetz — 252. Kein subjektives Recht 
des Krankenhausträgers auf bestimmte Planungsmaßnah-
men des Staates bei der Krankenhausplanung — 348. Keine 
Genehmigungsbedürftigkeit des Abbruchs von Wohnungen 
nach Art. 6 § 1 des Mietrechtsverbesserungsgesetzes — 400. 
Zum Begriff „Wohnung" i. S. der §§ 39, 82 des II.WoBauG; 
zur Anerkennung des Mehrbedarfs wegen beruflicher und 
persönlicher Bedürfnisse — 592. Zur Abgrenzung der nicht 
zu den Wohnräumen zählenden Geschäftsräume i. S. des 
II.WoBauG — 594. Als Ferienhaus genutztes Zweifhaus 
ist kein steuerbegünstigter Wohnraum i. S. des II.WoBauG 
— 594. Zur Auslegung der Begriffe „Familienheim" (§ 7 
II.WoBauG), „Eigenheim" und „Grundstück" (in § 9 II.Wo-
BauG) — 596. Zum Begriff des Neuschaffens von Wohn-
raum durch „Neubau" und „Wiederaufbau" (§ 2 II.Wo-
BauG) — 598. Zur Anerkennung von als Wochenendhäu-
sern genehmigten Bauvorhaben, die nachträglich als Ein-
familienhäuser aufgeführt wurden, als steuerbegünstigte 
Wohnungen — 598. Konkurrentenklage gegen kommunale 
Wohnungsvermittlung — 628. Unzulässigkeit einer Verfas-
sungsbeschwerde gegen eine landesplanerische Beurteilung 
— 653. Keine Zustimmung der Ausgleichsbehörde zu Miet-
zinsvereinbarung nach Ablauf der zehnjährigen Zweckbin-
dungsfrist erforderlich — 759. Ablehnung einer als vorläu-
fig anerkannten Wohnung führt nicht zum Wegfall des 
Trennungsgeldes — 759. 
B Raumordnung und Landesplanung in Bayern (Heigl/Hosch) 
— 62. Städtebauförderungsgesetz (Bielenberg/Kerneck/ 
Roosch) — 511. Die Bodenwertabschöpfung im Städtebau-
förderungsgesetz (Gaentzsch) — 511. 
18. Baurecht 
(ohne Enteignungs- und Erschließungsrecht) 
18.1 Bundesbaugesetz, Baunutzungsverordnung, Wohnsied-
lungsrecht 
Koordinierung der Zusammenarbeit von innerer Verwaltung 
und Flurbereinigung — 41. Wesen und Bedeutung der städte-
baulichen Entwicklungsplanung — 65. Zulässigkeit von Bau-
vorhaben im „Geltungsbereich" eines für nichtig erklärten Be-
bauungsplans — 297. Rechtsschutz gegen die gemeindliche Bau-
leitplanung — 744. 
E Keine Erschließungsbeitragspflicht für Grundstück, das nicht 
nach § 34 BBauG bebaubar ist — 20. Zur Bedeutung eines 
noch nicht verbindlichen Bebauungsplans für die Erschlie-
ßungsbeitragspflicht — 21. Beschränkung des Grundrechts 
auf Naturgenuß durch §§ 2, 35 BBauG — 83. Zur Rechts-
natur der Bebauungsgenehmigung (§§ 21, 35 BBauG) — 89. 
Zum Begriff des „forstwirtschaftlichen Betriebs" i. S. des 
§ 35 Abs. 1 und zur Beeinträchtigung der „natürlichen Ei-
genschaft einer Landschaft" in § 35 Abs. 3 BBauG — 90. 
Durchsetzung des Anspruchs einer Gemeinde gegen eine 
benachbarte Gemeinde auf Abstimmung der Bebauungspla-
nung (§ 2 Abs. 4 BBauG) — 112. Zur Beseitigung von 
Hecken im Außenbereich (§ 35 BBauG) — 114. Jagdhütten 
im Außenbereich (§ 35 BBauG) — 115. Zur Amtspflichtver-
letzung von Beamten der nach § 36 BBauG beteiligten Ge-
meinde im Baugenehmigungsverfahren — 122. Zum Beginn 
der Ausschlußfrist für Entschädigungsansprüche aus Bau-
verboten (§§ 8, 14 BBauG) — 154. Sprungrevision sowie 
Rechtsmitteleinlegungsbefugnis in Baulandsachen — 157. 
Zur Gültigkeit eines Bebauungsplans bei Nichtentwicklung 
aus einem Flächennutzungsplan (§ 8 BBauG) — 174. Keine 
Fiktionswirkung (§ 19 BBauG) bei Erteilung eines nur hilfs-
weise beantragten Negativattestes, da dieses konkludent die 
Ablehnung der hauptsächlich beantragten Bodenverkehrs-
genehmigung bedeutet — 176. Unwirksamer Vergleichsver-
trag über Baugenehmigung (§§ 29 ff. BBau) — 246. Zulässige 
Geschoßflächenzahl nach § 17 BauNVO als Maßstab für 
Kanalanschlußgebühr — 251. Notwendiger Inhalt des Er-
läuterungsberichts zu einem Flächennutzungsplan und 
Rechtsfolgen bei dessen Mängeln (§§ 2, 5 BBauG) — 305. 
Zur Eigentumsverletzung durch eine gegen § 34 BBauG 
verstoßende Baugenehmigung — 368. Zur Privilegierung 
baulicher Anlagen als Bienenhäuser (§ 35 BBauG) — 369. 
Keine Zusage einer Gemeinde zum Erlaß eines Bebauungs-
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plans — 378. Zur Erstattung der Rechtsberatungskosten 
im Umlegungsverfahren — 379. Zur Zulässigkeit der wei-
teren Bebauung eines im Außenbereich gelegenen, bereits be-
bauten Grundstücks unter dem Gesichtspunkt des Bestands-
schutzes (§ 35 BBauG) — 437. Zur Weitergeltung von Flä-
chennutzungsplänen bei kommunalen Gebietsänderungen; 
Anforderungen an die Entwicklung von Bebauungsplänen 
aus Flächennutzungsplänen — 440. Hinterlandbebauung in 
geschlossenen Ortsteilen; zur ausufernden Bebauung im An-
schluß an bebaute Ortslage im Außenbereich — 441. An-
trags- und Klagerecht auch des Teilungskäufers auf Ertei-
lung der Bodenverkehrsgenehmigung (§ 19 BBauG) bzw. 
des Negativattestes (§ 23 BBauG) — 470, 473. Zur Ergän-
zung des Bebauungsplans nach § 2 Abs. 7 BBauG; Unzu-
lässigkeit des veränderlichen Geltungsbereichs eines Bebau-
ungsplans (§ 9 Abs. 5 BBauG) und der Einführung eines 
zusätzlichen Genehmigungsverfahrens zur Erteilung von 
Befreiungen — 500. Zum Anspruch des Eigentümers eines 
im Bebauungsplan als öffentliche Grünfläche ausgewiesenen 
Grundstücks auf dessen Übernahme durch den Begünstigten 
nach § 40 BBauG — 504. Anforderungen an die Änderung 
und Auslegung von Bebauungsplänen — 562. Zur Versa-
gung einer Bodenverkehrsgenehmigung (§§ 19, 20 BBauG) 
— 599. Zum Klagerecht einer Gemeinde gegen eine Erlaub-
nis für Flugmodelle wegen Verletzung der gemeindlichen 
Planungshoheit (§§ 1, 2 BBauG) — 664, 666. Zustellung 
eines versagenden Bodenverkehrsbescheides an Notar (§§ 
19, 20 BBauG), der zur „Erholung der Bodenverkehrsgneh-
migung" bevollmächtigt ist; zur Abtrennung eines Austrags-
hauses vom landwirtschaftlichen Anwesen (§ 35 BBauG) — 
689. Zu den Pflichten eines Gemeindebeamten bei Erteilung 
einer Auskunft über die beabsichtigte Änderung eines Be-
bauungsplans — 694. Zur einstweiligen Anordnung beim 
Normenkontrollverfahren nach § 47 VwGO gegen einen 
Bebauungsplan — 725. 
B Bundesbaugesetz (Heinze) — 62. Gemeindliche Bauleitpla-
nung (Reißig) — 605. Bundesbaurecht, 2. Band (Fürst/Do-
denhoff/Dörffler/Weyreuther) — 670. 
P Aufgabe 12 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. 
Abtlg. — 94, 123. Aufgabe 8 — Wahlfachgruppe 4 — der 
ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 286, 318. 
18.2 Bayerische Bauordnung 
Koordinierung der Zusammenarbeit von innerer Verwaltung 
und Flurbereinigung — 41. Das Verhältnis von immissions-
rechtlicher zu baurechtlicher Genehmigung — 204. Der Stand 
der Funktionalreform in Bayern — 449. Zur notwendigen Ab-
standsfläche von Transformatorenturmstationen — 588. 
E Beseitigungsanordnung nach Art. 100 muß nicht mit Frist-
setzung verbunden werden — 86. Zur Beseitigung von Hek-
ken (Art. 2, 82, 83, 100) — 114. Zur Vollstreckung einer 
Beseitigungsanordnung nach Art. 100, die nur gegen den 
Mieter oder Pächter gerichtet ist — 115. Kreisbaumeister 
kann keine verbindliche Zusagen erteilen — 115. Zu den Be-
griffen „Erwerbsgartenbau" und „Forstkultur" in Art. 83 — 
115. Zur Verpflichtung des Eigentümers eines Grenzbaues 
zur Duldung des Anbauens durch den Nachbarn — 146, 
147. Verpflichtung des Eigentümers eines Grenzbaues zur 
primären Herstellung gesetzmäßiger Trennwände auf eige-
nem Grundstück (Art. 31, 78) — 175. Unzulässigkeit 
von Grenzgaragen mit „Dachterrasse" (Art. 6, 7) — 207. 
Sittenwidriges Koppelungsgeschäft bei baurechtlichem 
Vorbescheid; Nachbarklage deswegen; Abstandsflächen 
für Erhöhung der Mauern eines vor 1962 errichteten 
Gebäudes (Art. 7, 92) — 237. Mitverschulden des 
Bauherrn, wenn Baugenehmigung auf Nachbarklage hin 
aufgehoben wird, nachdem mit den Bauarbeiten begonnen 
wurde — 252. Keine Einhaltung von Abstandsflächen durch 
eingeschossige Trafostation (Art. 7) — 285. Zum Verhältnis 
der Baugenehmigung zur Erlaubnis nach der Verordnung 
über brennbare Flüssigkeiten — 368. Keine einstweilige An-
ordnung auf Erteilung einer Baugenehmigung — 402. Zu-
lässigkeit einer Nutzungsuntersagung auch bei erst zu er-
wartender Nutzung (Art. 100) — 402. Grundsätzliche Gel-
tung des materiellen Baurechts auch bei nichtgenehmigungs-
pflichtigen Bauvorhaben; Untersagung der Beseitigung von 
Einfriedungen und der Anlage von Stellplätzen in Vorgär-
ten (Art. 3, 9, 83, 84) — 437. Verbot von Lichtreklame in 
schutzbedürftigen Gebieten durch Verordnung nach Art. 
107 Abs. 1 — 439. Verwaltungsrechtsweg für Entschädi-
gungsansprüche nach Art. 96 Abs. 2 — 497. Zur Zulässig-
keit von Grenzgaragen im Innenbereich (Art. 6, 7) — 562. 
Zum Widerruf einer Baugenehmigung; Beseitigungsanord-
nung für das gesamte Bauwerk bei teilweise ungenehmigter 
Änderung (Art. 96, 100) — 564. Zu den Voraussetzungen 
für einen Bauvorbescheid nach Art. 92 — 599. Begriff der 
„untergeordneten Bauteile" und „Vorbauten" i. S. des Art. 6 
Abs 6; Hobbyräume in Kellergeschossen sind keine „Auf-
enthaltsräume" — 630. Bestimmtheit einer Beseitigungsan-
ordnung nach Art. 100 — 631. Berechnung des „umbauten 
Raums" eines Bauwerks bei Vorhandensein eines Vordaches 
(Art. 82, 83) — 654. Zur Bestimmtheit einer Beseitigungs-
anordnung (Art. 100) — 691. Zur Untersagung einer noch 
nicht genehmigten Nutzungsänderung (Art. 100) — 691. 
Nichtigkeit unter Verletzung der örtlichen Zuständigkeit er-
lassenen Beseitigungsanordnung (Art. 100) — 726. Verbind-
lichkeit einer Zusage an den Nachbarn, dem Bauherrn „nur" 
eine mit dem objektiven, nicht nachbarschützenden Baurecht 
übereinstimmende Baugenehmigung zu erteilen — 758. 
B Bayerische Bauordnung (Mang/Simon) — 670. 
P Aufgabe 8 — Wahlfachgruppe 4 — der ersten jur. Staats-
prüfung 1973/11 — 286, 318. 
18.3 Denkmalschutzrecht 
E Kein Klagerecht eines Staatsbürgers auf Erhaltung von 
Baudenkmälern nach dem Denkmalschutzgesetz — 239. 
Kein subjektives Recht einzelner Bürger aus Art. 141 BV 
auf Denkmalschutz — 652. 
B Bayerisches Denkmalschutzgesetz (Eberl/Schiedermair/Pet-
zet) — 191. 
19. Erschließungsrecht 
Die Abschnittsbildung bei der Abrechnung von Erschließungs-
anlagen — 8. Voraussetzungen der Erschließungsbeitragspflicht 
— 104. Zum Entstehungszeitpunkt der Erschließungsbeitrags-
pflicht — 235. Zur Erschließungsbeitragspflicht für beim In-
krafttreten des BBauG noch nicht vollständig hergestellte Stra-
ßen — 336. 
E Zur Saldierungsmöglichkeit bei Kostenspaltung im Erschlie-
ßungsbeitragsrecht — 15. Zulässigkeit der Einforderung von 
Erschließungsbeiträgen nach der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage in Teilbeträgen — 16. Eine dem § 131 
Abs. 3 BBauG entsprechende gesetzliche Bestimmung ist für 
Straßenkostenbeiträge nicht notwendig — 16. Keine Er-
schließung, wenn zwischen Straße und Grundstück ein wei-
teres Grundstück liegt, über das keine gesicherte Zufahrt 
besteht — 17. Keine Erschließungsbeitragspflicht eines be-
bauten, aber nicht mehr bebaubaren Gründstücks, auch 
wenn das vorhandene Gebäude Bestandsschutz genießt — 
20. Kein Wegfall der Erschließungsbeitragspflicht eines 
(noch) bebaubaren Grundstücks durch voraussichtlichen 
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Wegfall der Bebaubarkeit eines noch nicht verbindlichen 
Bebauungsplans — 21. Erschließungspflicht einer Gemeinde 
hinsichtlich bestimmter Anlagen (Ansprüche Dritter hierauf) 
— 23. Fortfall von Vorausleistungsbescheiden bei endgülti-
gem Nichtentstehen der Beitragspflicht; Verjährungsbeginn 
für Erschließungsbeiträge—24. Rückwirkende Anforderung 
von Erschließungsbeiträgen für vor Erlaß der Satzung her-
gestellte Erschließungsanlagen — 25. Zulässigkeit der nach-
träglichen Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
zum Ausbau einer Erschließungsanlage — 26. Auswirkung 
nachträglicher Entschädigung für unentgeltlich erworbenes 
Straßenland auf Erschließungsaufwand — 27. Aufrechter-
haltung eines vor Erlaß des BBauG ausgesprochenen Bei-
tragserlasses; Verteilung des Erschließungsaufwandes nach 
der zulässigen baulichen Nutzung — 27. Eigentümerwechsel 
nach Zustellung eines Erschließungsbeitragsbescheides — 27. 
Erschließungsbeitragsbescheid nur an einen Miteigentümer 
— 27. Begriffsbestimmung der „endgültigen Herstellung" in 
§ 133 BBauG; Zeitpunkt des Entstehens der Erschließungs-
beitragspflicht — 245. Zur Anforderung von Vorausleistun-
gen auf den Erschließungsbeitrag — 277, 278, 282. Zur Zu-
lässigkeit des Verzichts auf die Erhebung von Erschließungs-
beiträgen (§ 135 Abs. 5 BBauG) — 280. Zur Erschließungs-
beitragspflicht für Sammelstraßen — 281. Verantwortlich-
keit der Gemeinde für die Durchführung der Erschließung 
— 282. Gemeindliches Erschließungbeitragsrecht nur bei 
Erschließung in Erfüllung der gesetzlichen Baulast — 313. 
Zur rückwirkenden Änderung von Beitragssatzungen; Her-
stellung von Straßen ohne Bebauungsplan; Anforderungen 
an einen Verteilungsmaßstab gemäß § 131 BBauG — 315. 
Fortgeltung von altrechtlichen Erschließungsverträgen — 
633. Nichtigkeit eines an eine Erbengemeinschaft gerichte-
ten Erschließungsbeitrags — 756. Vermessungskosten als 
Teil des Erschließungsaufwandes — 759. Keine Durchset-
zung von vertraglich begründeten Erschließungsverpflich-
tungen durch Erlaß von Verwaltungsakten (§ 123 BBauG) 
— 759. 
20. Gewerberecht 
(einschließlich Preis-, Berufsbildungs-, Apotheken-, 
Handwerks- und Gaststättenrecht) 
Das Verhältnis von immissionsrechtlicher zu baurechtlicher Ge-
nehmigung — 204. Leistungsprinzip und Kooperation hand-
werklicher Selbstverwaltungseinrichtungen — 225. Die Sperr-
zeitregelung im Gaststättenrecht — 452. 
E Pflicht zur Anbringung von Preisverzeichnissen neben 
Gaststätteneingang nur während Öffnungszeiten — 117. 
Zum Widerruf einer Gaststättenerlaubnis bei Benützung von 
Hotelzimmern durch Jugendliche zum gewerblichen Ge-
schlechtsverkehr — 118. Versagung der Gaststättenerlaubnis 
für Schankwirtschaft in Dirnenunterkunft — 120. Verfas-
sungswidrige Festsetzung von Höchstzahlen für Fahrzeuge 
im Möbelfernverkehr — 144. Zur Angemessenheit einer 
Ausbüdungsvergütung nach § 10 BBiG — 210. Zum Be-
griff des „handwerklichen Nebenbetriebs" (§ 3 HandwO) — 
213. Zum Verstoß gegen §§ 15, 35 EichG beim Verbrin-
gen ausländischer Fertigpackungen ins Inland — 213. Zur 
Zulässigkeit der Erweiterung bestandsgeschützter Gewerbe-
betriebe durch immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-
dürftige Anlagen in der Nähe von Wohngebieten — 248. 
Verwaltungsaktcharakter der Mitteilung über die beabsich-
tigte* Vornahme einer Eintragung oder Löschung in der 
Handwerksrolle — 311. Geltung der Ladenschlußzeiten für 
das Feilhalten von Zeitschriften bei Sportveranstaltungen 
(§ 20 LadSchlG) — 376. Voraussetzungen für die Verkür-
zung der Sperrzeit für Gaststätten — 464. Zur Vorverle-
gung des Beginns der Sperrzeit bei einer Diskothek zum 
Schutz der Nachtruhe der Anlieger — 465. Zum Staatsvor-
behalt nach dem Graphitgesetz — 493. Anforderungen an 
die Bekanntmachungspflicht der Beschränkungen des Auf-
enthalts von Jugendlichen in Gaststätten (§ 10 JSchöG) — 
504. Öffnungszeiten im Friseurhandwerk — 603. Rücknah-
me und Widerruf (§ 53 GewO) der in § 36 GewO bezeich-
neten öffentlichen Bestellung von Sachverständigen (Gra-
phologen) — 758. 
B Die Werbenutzungsverträge der Gemeinden (Bartlsperger) 
— 671. 
P Aufgabe 6 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 30, 58. 
Aufgabe 7 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/II — 158, 
189. Aufgabe 7 der ersten jur. Staatsprüfung 1974/1 — 733, 
765. 
21. Gesundheitsrecht 
(einschließlich Arzt-, Tierarzt-, Lebensmittel-
und Seuchenrecht) 
Gesundheits- oder Hygieneschutz durch Rauchverbot? — 10. 
E Anforderungen an Überprüfungspflicht durch Importeure 
oder Großhändler bei der Einfuhr ausländischer Lebens-
mittel — 213. Strafrechtliche Beurteilung des Vertriebs von 
„Emmentaler-Käse" mit „künstlichen" Löchern — 213. 
Kein subjektives Recht des Krankenhausträgers auf be-
stimmte Planungsmaßnahmen des Staates im Rahmen der 
Krankenhausplanung (§ 8 KHG, Art. 5 BayKG) — 348. 
Zur Bezeichnung von importiertem italienischem Tafelwein 
— 603. Gewichtsangabe bei Fertigpackungen mit „Reiner 
Buttermilch" (§ 46 MilchG) — 732. Zur irreführenden Be-
zeichnung von Mücherzeugnissen als „Joghurt natur" bzw. 
„Sahnejoghurt natur" (§ 17 LMBG) — 732. 
22. Umweltschutz- und Landwirtschaftsrecht 
22.1 Naturschutz-, Immissionsschutz- und Abfallbeseitigungs-
recht 
Der Ölunfall aus rechtlicher Sicht — 38. Das Grundrecht auf 
Naturgenuß im Widerstreit der Meinungen — 72. Die Bindung 
der Gerichte an Entscheidungen des Bayerischen Verfassungs-
gerichtshofs — 76. Das Verhältnis von immissionsrechtlicher 
zu baurechtlicher Genehmigung — 204. 
E Umfang des Grundrechts auf Naturgenuß aus Art. 141 BV 
— 83. Zur Zulässigkeit der Erweiterung bestandsgeschütz-
ter Gewerbebetriebe durch immissionsschutzrechtlich ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen in der Nähe von Wohnge-
bieten (§ 5 BImSchG) — 248. Zum Begriff der „Anlage" 
gemäß § 5 AbfG-Bund; Autowracks als „Abfall" im Sinne 
des § 1 AbfG-Bund — 371. Zur Vorverlegung des Sperr-
zeitbeginns bei Diskothek zum Schutz der Nachtruhe der 
Anlieger — 465. Zur Vornahme von Schutzauflagen gegen 
Lärmbelästigungen nach § 17 Abs. 4 FStrG — 658, 661, 
663, 664. Klage- und Einwendungsrecht von Gemeinden 
gegen Lärmbelästigungen von Flugmodellen — 664, 666. 
Streitwert in baurechtlichen Verfahren, die von Naturschutz-
verbänden zur Verhinderung von Industrieansiedlungen an-
gestrengt werden — 666. Keine enteignende Wirkung der 
Festsetzung eines Naturschutzgebiets, mit der eine noch nicht 
begonnene Schaumlavaausbeutung eines Berges unterbun-
den wird — 759. 
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22.2 Landwirtschafts-, Forst-, Jagd- und Flurbereinigungsrecht 
Koordinierung der Zusammenarbeit von innerer Verwaltung 
und Flurbereinigung — 41. Jagdscheinversagung oder Jagd-
scheinsperrfrist? — 101. Das Waldgesetz für Bayern — 129. 
Der Bannwaldbegriff des Waldgesetzes für Bayern — 134. Die 
Teilungserlaubnis gemäß Art. 17 des Waldgesetzes für Bayern 
— 617. 
E Vorläufige Besitzeinweisung im Flurbereinigungsverfahren; 
Umfang der Handlungsbefugnis des Vorstands der Teilneh-
mergemeinschaft — 46. Rechtsfolgen der Erstellung eines 
Flurbereinigungsplanes vor öffentlicher Bekanntmachung 
der Schätzungsergebnisse — 47. Passivlegitimation bei Auf-
sichtsvertretung nach § 137 FlurbG; Erwerb von Altflur-
stücken während des Flurbereinigungsverfahrens — 48. 
Umfang der Ansprüche von Drittberechtigten an in die 
Flurbereinigung einbezogenen Grundstücken — 50. Rechts-
natur und Anfechtbarkeit eines Berichtigungsersuchens ge-
mäß § 79 FlurbG — 50. Mitwirkung befangener Vorstands-
mitglieder der Teilnehmergemeinschaft bei einer Entschei-
dung im Flurbereinigungsverfahren — 51. Art und Höhe 
der Abfindungsansprüche im Flurbereinigungsverfahren — 
52. Zur Berücksichtigung nachträglicher Werterhöhungen 
von Grundstücken des Flurbereinigungsgebiets — 53. An-
gleichung von Grundstücksgrenzen an tatsächliche Besitz-
verhältnisse im Zuge der Flurbereinigung — 54. Richteraus-
schließung wegen Mitwirkung im vorausgegangenen Flur-
bereinigungsverfahren — 55. Zum Rechtscharakter von 
Forstrechten; Almkaser kein Bestandteil des Forstrechts — 
570. Verzinsung der Rückforderung einer Gasölbetriebshilfe 
(§ 8 GVL) — 690. Art. 29 BayJagdG rechtfertigt das Töten 
von Tieren, nicht jedoch deren Verletzung — 732. 
23. Wasser- und Fischereirecht 
Der ölunfall aus rechtlicher Sicht — 38. Koordinierung der 
Zusammenarbeit von innerer Verwaltung und Flurbereinigung 
— 41. Eigentum an Gewässern —141. 
E Enteignende Wirkung der Einbeziehung eines Grundstücks 
in eine eingere Wasserschutzzone — 28. Zum haftungsbe-
gründenden „Einleiten" von Schadstoffen in ein Gewässer 
durch Unterlassen (§ 22 WHG) — 347. Zur Kostenerstat-
tung für die notwendige Änderung von Kreuzungsanlagen 
infolge des Ausbaues von Bundeswasserstraßen — 375. Zur 
Haftung einer Gemeinde nach § 22 WHG für Verseuchung 
eines öffentlichen Baches durch gemeindliche Kanalisation 
— 413. Bedenken aus § 34 WHG gegen Hauskläranlagen 
— 599. 
24. Verkehrs- und Verkehrsstrafrecht 
(einschließlich Luftverkehrsrecht und 
Bundesbahnrecht) 
Zur gerichtlichen Nachprüfung der Vollziehungsanordnung bei 
verwaltungsbehördlicher Fahrerlaubnisentziehung —106. 
E Rechtswirkungen verbleibender Verkehrszeichen bei Um-
wandlung einer Durchgangs- in eine Sackstraße — 115. Ver-
fassungswidrige Festsetzung von Höchstzahlen für Fahr-
zeuge des Möbelfernverkehrs nach § 9 GüKG — 144. An-
spruch einer politischen Partei auf Ausnahmegenehmigung 
nach § 41 StVO a. F. zur Aufstellung eines Informations-
standes — 211. Kanaldeckel kein Gegenstand i . S. des § 32 
StVO — 475. Klage- und Einwendungsrecht von Gemein-
den gegen Erlaubnis für Flugmodelle mit Motor (§§ 16, 
25 LuftVG) — 664, 666. Keine Verletzung des gemeindli-
chen Selbstverwaltungsrechts durch Anordnung eines Halte-
verbots im Ortskern (§ 45 StVO) — 692. Verpflichtung zur 
Führung eines Fahrtenbuches (§ 31 a StVZO) — 728. Um-
fang des Hausrechts der Deutschen Bundesbahn — 731. 
Straßenverkehrsrechtliche Bedeutung des Abstellens eines 
nicht zugelassenen Fahrzeuges auf einer öffentlichen Straße 
(§§ 32 StVO, 28 StVZO) — 760. 
25. Bundes- und Landesfinanzrecht 
(einschließlich Haushalts-, Steuer- und 
Lastenausgleichsrecht) 
Der bayerische Staatshaushalt im Spannungsfeld zwischen mit-
telbarer und unmittelbarer Demokratie — 201. Volksbegehren 
und Volksentscheid im Verhältnis zum Verbot des Art. 73 BV 
— 389. Volksgesetzgebung und Staatshaushalt — 486. Die neue 
Abgabenordnung (AO 1977) — 541. Die verfassungsrechtliche 
Verantwortung der Länder für die Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur — 737. 
E Verfassungsmäßigkeit der landesrechtlichen Vergnügungs-
steuer — 111. Amtspflichten von Zollbeamten — 157. Zu 
den Folgeschäden einer Enteignung gehört nicht die durch 
die Entschädigung ausgelöste Einkommensteuer, wohl aber 
die Umsatzsteuer — 157. Zur Vergnügungssteuerpflicht 
eines Märchenwaldes — 177. Verfassungsmäßigkeit der 
Hundesteuer — 269. Anforderungen an Finanzhilfen des 
Bundes nach Art. 104 a GG — 364. Zur Versagung der 
Erhebung der Lohnsummensteuer — 370. Fremdenver-
kehrsabgabe ist keine „Steuer" i. S. des Art. 105 GG — 463. 
Zur Form einer Kirchenaustrittserklärung (Art. 2 Abs. 3 
KirchStG) — 466. Mietzinsfestsetzung nach Ablauf der 
Zweckbindungsfrist nicht mehr von Zustimmung der Aus-
gleichsbehörde abhängig (§ 254 LAG) — 759. 
B Fonds- und Investitionshilfekompetenz des Bundes (Müller-
Volbehr) — 383. Der Streitgegenstand der Anfechtungs-
klage gegen Steuerbescheide (Gorski) — 480. Die Boden-
wertabschöpfung im Städtebauförderungsgesetz (Gaentzsch) 
— 511. Kommentar zur Reichsabgabenordnung (Tipke/ 
Kruse) — 574. Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkon-
trolle des Bundes (Tiemann) — 767. 
P Aufgabe 8 der zweiten jur. Staatsprüfung 1970/11, II. Abtlg. 
— 350, 381. 
26. Arbeits- und Sozialrecht 
(einschließlich Jugendrecht) 
Das Sozialgesetzbuch und sein Allgemeiner Teil — 552. Allzu-
ständigkeit der Bezirke in der Eingliederungshilfe für Behin-
derte und weitere Änderungen des AGBSHG — 673. 
E Fernsehen als Hilfe zum Lebensunterhalt (§ 12 BSHG) 
oder Hilfe in besonderer Lebenslage? — 187. Zur Zustim-
mung der Hauptfürsorgestelle zur Kündigung eines Schwer-
beschädigten — 187. Zur unentgeltlichen Beförderung von 
Begleitpersonen eines Behinderten — 187. Zur Verjährung 
von Erstattungsansprüchen des Versicherungsträgers nach 
G 131 § 72 Abs. 11 — 217. Zur Kostentragung bei Frei-
williger Erziehungshilfe in der Zeit vom 1. 7. 1962 bis 
31. 12. 1975 (§§ 81, 85 JWG, Art. 46, 62 JAG) — 276. 
Sozialrechtsweg gegen Zwangsvollstreckungsmaßnahme der 
Gemeinde im Wege der Rechtshilfe für einen Träger der 
Sozialversicherung (§§ 28, 115 RVO) — 276. Anforderun-
gen an Bekanntmachungspflicht der Beschränkungen des 
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Aufenthalts von Jugendlichen in Gaststätten gem. § 10 
JSchÖG — 504. 
B Internationales und Europäisches Sozialrecht (Zacher) — 
574. Bundessozialhilfegesetz (Oestreicher) — 607. 
P Aufgabe 11 der zweiten jur. Staatsprüfung 1971/1, II. Abtlg. 
— 478, 509. 
27. Presse-, Funk- und Postrecht 
Verfassungsrechtliche Aspekte neuer kommunikationstechni-
scher Entwicklungen — 530. 
E Strafrechtliche Würdigung des Errichtens und Betreibens 
von Fernmeldeanlagen — 213. Keine Strafbarkeit des blo-
ßen Erwerbs und Besitzes von Batterie-Funkgeräten — 213. 
Verpflichtung der Bundespost zur Verlegung einer Fern-
meldelinie bei Kostenerstattung durch den Wegeunterhalts-
pflichtigen (§§ 6,13 TWG) — 285. 
28. Bürgerliches Recht 
(einschließlich Handels-, Ehe-, Grundbuch- und 
Urheberrecht) 
Die Benutzung landwirtschaftlicher Grundstücke durch Energie-
leitungen — 33. Eigentum an Gewässern — 141. Zum Entste-
hungszeitpunkt der Erschließungsbeitragspflicht — 235. Ver-
sorgungsleitung und Enteignung — 460. Der Anwendungsbe-
reich der Amtshaftung — 581. Gefährdungshaftung für Pipe-
lines aus Vertrag zugunsten Dritter? — 645. Reform des 
Staatshaftungsrechts? — 740. 
E Erlöschen von Erschließungsbeiträgen nach Art. 124 AGBGB 
— 16. Notwegrecht nach § 917 BGB als gesichertes Zu-
fahrtsrecht (Erschließungsbeitragspflicht) — 17. Reicht An-
gebot einer obligatorischen Sicherung einer Erdgasleitung 
aus, um Zwangsbelastung zu vermeiden? (§§ 567, 1023, 
1090 BGB) — 19. Zum Berichtigungsersuchen einer Flur-
bereinigungsbehörde (§§ 13 ff. GBO) — 50. Behandlung von 
überbauten Grundstücken (§ 912 BGB) im Flurbereinigungs-
verfahren •— 54. Zur Amtspflichtverletzung von Beamten 
der beteiligten Gemeinde im Baugenehmigungsverfahren 
(§ 839 BGB) — 122. Zum Beginn der Erlöschensfrist des 
Art. 125 AGBGB für Entschädigungsansprüche aus Bau-
verboten — 154. Haftung bei der Benutzung eines kommu-
nalen Schlachthofs — 156. Keine Vergütung für Strafge-
fangenenarbeit aus Amtshaftung — 157. Zustellung von 
Bescheiden der Verteidigungslastenbehörden über Stationie-
rungsschäden — 157. Amtspflichten eines Zollbeamten — 
157. Passivlegitimation der Bundesbahn für Haftungsan-
sprüche aus unerlaubter Handlung (Verletzung der Räum-
und Streupflicht) —179. Zur Verjährung von Erstattungsan-
sprüchen des Versicherungsträgers nach G 131 § 72 Abs. 11 
(§ 197 BGB, Art. 125 AGBGB) — 217. Zum Mitverschul-
den des Bauherrn (§ 254 BGB), wenn eine Baugenehmigung 
auf Nachbarklage aufgehoben wird, nachdem mit den Bau-
arbeiten begonnen wurde — 252. Aus dem absoluten Per-
sönlichkeitsrecht ergibt sich die Befugnis, über Art und Ort 
der Bestattung bestimmen zu dürfen — 310. Zur Haftung 
einer Gemeinde aus Zusagen wegen der Aufstellung eines 
Bebauungsplans (§ 839 BGB) — 378. Kerne analoge An-
wendung des § 254 BGB auf Übernahmeanspruch des Ei-
gentümers nach § 40 BBauG — 504. Gesetzgebungskompe-
tenz der Länder für Vorschriften über „öffentliches Eigen-
tum" und die Haftung für dessen Beschädigung — 559. 
Forstrechte und Nebenrechte sind in der Regel Grunddienst-
barkeiten oder beschränkte persönliche Dienstbarkeiten (§§ 
95, 1018,1090 BGB) — 570. Voraussetzungen und Umfang 
der Amtshaftung nach § 839 BGB — 599. Anpassung alter 
Erschließungsverträge nach Treu und Glauben (§ 242 BGB) 
— 633. Beginn der Verjährung von Amtshaftungsansprüchen 
(§ 852 BGB) —- 634. Verfassungswidrigkeit der kleingarten-
rechtlichen Kündigungsschutzvorschriften (§ 1 KVO) — 657. 
Zur analogen Anwendung des §288 BGB auf die Verzinsung 
öffentlich-rechtlicher Geldforderungen — 690. Zu den Pflich-
ten eines Gemeindebeamten (§ 839 BGB) bei der Erteilung 
einer Auskunft über die beabsichtigte Änderung eines Bebau-
ungsplans — 694. § 10 L W B als Schutzgesetz i. S. des § 823 
Abs. 2 BGB — 732. Nichtigkeit eines an eine Erbengemein-
schaft gerichteten Erschließungsbeitragsbescheides (§§ 421, 
2032, 2058 BGB) — 756. 
B Die Werbenutzungsverträge der Gemeinden (Bartlsperger) 
— 671. 
P Aufgabe 7 der ersten jur. Staatsprüfung 1973/11 — 158,189. 
29. Zivilprozeßrecht 
(einschließlich GVG, FGG, BRAO und BNotO) 
Fragen aus dem Recht der „Freiheitsentziehung und Unter-
bringung" — 165. Die Rechtsanwaltschaft heute und morgen 
— 193. Die gerichtliche Vernehmung von Parteigutachtern — 
649. Rechtsschutz gegen die Vollstreckung aus Verwaltungs-
akten — 680. 
E Zur Bekanntmachung von Entscheidungen der Ausländer-
behörden an Ausländer in deutscher Sprache (§ 184 GVG) 
— 56. Kein Armenrecht für volljährige Studentin mit un-
terhaltspflichtigen Eltern (§§ 114 ff ZPO) — 114. Rechts-
mitteleinlegung sowie Sprungrevision in Baulandsachen — 
157. Keine Normenkontrollantragsbefugnis einer Gemein-
de gegen normative Maßnahmen der Gerichtsorganisation 
— 178. Notare unterliegen in Bayern nicht der Fremden-
verkehrsabgabe — 208. Nichtigkeitsklage wegen mangelnder 
Vertretung einer Partei (§ 579 ZPO) — 213. Zuständigkeit 
der ordentlichen Gerichte zur Nachprüfung von Gnaden-
entscheidungen (§ 23 EGGVG) — 215. Zur Vollstreckung 
öffentlich-rechtlicher Forderungen aus Ausstandsverzeich-
nissen (§ 750 ZPO) — 218. Zur Verletzung von Rechten 
eines Anwalts aus § 3 BRAO — 220. Ablehnung aller Mit-
glieder eines Spruchkörpers wegen Besorgnis der Befangen-
heit (§ 45 ZPO) — 346. Zur Justitiabilität von Geschäfts-
verteilungsplänen (§ 23 EGGVG) — 373. §§ 160, 162 ZPO 
sind im Verwaltungsprozeß nicht anwendbar — 414, 478. 
Zur Hauptsacheerledigung im Armenrechtsverfahren (§ 
118 a ZPO) — 440. Anforderungen an eine „Unterschrift" 
eines Anwalts nach § 130 Nr. 6 ZPO — 444. Notwendigkeit 
der eigenhändigen Unterschrift unter Verfassungsbeschwer-
de — 446. Zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Zu-
sammenlegung amtsgerichtlicher Zweigstellen (Art. II § 3 
G W O ) — 474. Zur Revisibilität gesetzwidrig unterlassener 
Protokollierung von Partei- oder Zeugenaussagen (§§ 160, 
161, 295 ZPO) — 477. Erfordernis der Prüfung der an-
geblich mangelnden Prozeßfähigkeit eines Rechtsanwalts in 
einem besonderen, rechtsstaatlich geordneten Verfahren — 
507. Zur Unbestimmtheit eines gerichtlichen Geschäftsver-
teilungsplans (§§ 21 e und f GVG) — 569. Rechtliche Be-
deutung der Aufhebung der Kosten des Verfahrens (§ 92 
ZPO) — 636. Kostenerstattung bei Vertretung mehrerer 
Streitgenossen durch verschiedene Rechtsanwälte (§ 5 ZPO) 
— 696. Zur Rüge der gesetzwidrig unterlassenen Protokol-
lierung von Partei- oder Zeugenaussagen (§§ 160, 161 ZPO) 
— 764. 
B Die Revisionsinstanz als Tatsacheninstanz (Gottwald) — 32. 
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30. Straf- und Strafprozeßrecht 
(einschließlich O WiG, ohne Verkehrsstrafrecht) 
Fragen aus dem Recht der „Freiheitsentziehung und Unter-
bringung" — 165. Verfassungsbeschwerde und Erschöpfung 
des Rechtsweges durch Gegenvorstellung — 679. 
E Wiedereinsetzung in den vorigen Stand für Ausländer, dem 
Strafbefehl in deutscher Sprache zugestellt wird (§ 44 StPO) 
— 45. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Strafbe-
fehlszustellung während Urlaubsabwesenheit (§ 45 StPO 
a. F.) — 82. Zur Verletzung des Rechts auf Gehör im Ver-
fahren wegen Entlassung aus der Sicherungsverwahrung 
(§ 42 f StGB a. F.) — 143. Keine Vergütung für Strafge-
fangenenarbeit — 157. Zulässigkeit von Eingriffen in die 
Grundrechte von Strafgefangenen — 207. Kein Verstoß 
gegen § 184 StGB bei Filmvorführung in einem Schauka-
sten, die nur von einer Person verfolgt werden kann — 213. 
Zur Strafbarkeit des Vertriebs von „Emmentaler-Käse" mît 
„künstlichen" Löchern — 213. Zur gerichtlichen Nachprü-
fung von Gnadenentscheidungen — 215. Zur sofortigen 
Wirksamkeit der Anordnung von Abschiebungshaft — 242. 
Zur Zulässigkeit von Eingriffen in die Grundrechte von 
Strafgefangenen — 301. Verfassungsbeschwerde gegen Ein-
stellung des Privatklageverfahrens nach §§ 383, 471 StPO 
— 604. § 33 a StPO gehört zum Rechtsweg i. S. des § 90 
BVerfGG — 687, 688. Die Ausübung des Zeugnis- und 
Aussageverweigerungsrechts sowie das Beschlagnahmever-
bot des § 97 Abs. 1 StPO stehen der Anordnung zur Füh-
rung eines Fahrtenbuches nicht entgegen — 728. Hausfrie-
densbruch (§ 123 StGB) bei Bahnhofsverbot — 731. 
31. Wirtschaftsrecht 
(einschließlich Banken-, Versicherungs- und 
Sparkassenrecht) 
Gefährdungshaftung für Pipelines aus Vertrag zugunsten Drit-
ter? — 645. Die verfassungsrechtliche Verantwortung der Län-
der für die Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur — 
737. 
E Verfassungsmäßigkeit landesrechtlicher Gebäudeversiche-
rungsmonopole — 207. Zum Staatsvorbehalt nach dem 
Graphitgesetz — 493. 
32. Personenstands- und Namensrecht 
E Maßgeblichkeit des Rechts des Staates, dessen Staatsange-
hörigkeit der Namensträger besitzt, für die Berechtigung 
zum Führen eines Namens; Rechtsnatur der Namensfeststel-
lung nach § 8 NÄG — 148. Zuständigkeit und Vorausset-
zungen der Erteilung der vormundschaftsgerichtlichen Ge-
nehmigung für den Erwerb der deutschen Staatsangehörig-
keit durch minderjährige Kinder ausländischer Eltern — 
150. Zur Unzulässigkeit staatlicher Kirchen austri Verklä-
rungen mit Vorbehalten hinsichtlich des innerkirchlichen 
Bereichs — 466. 
33. Wehrrecht 
Die Präsentation des Gewissens — 97. 
E Zur Verletzung der Garantie des gesetzlichen Richters im 
Kriegsdienstverweigerungsverfahren (§ 34 WPflG) — 569. 
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